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Noch nie ist ein amerikanischer
Präsident bei seinem Amts-
antritt so empfangen worden:
„Das ist ein bemerkenswerter

Tag in der Geschichte unseres
Landes. Wir haben in den Jahr-
hunderten niemals einenMann
wie Präsident Donald Trump
als Präsidenten der Vereinigten
Staaten inauguriert. (...) Wir ha-
ben niemals einewich-
tige nationale Füh-
rungspersönlichkeit
gehabt, die so profes-
sionell unvorbereitet, intellek-
tuell schlecht informiert, mora-
lisch kompromittiert und ver-
haltensmäßig ungeeignet war
wie dieser Mann, der am Frei-
tag den Amtseid leistet“ (David
Brooks, konservativer Kolum-
nist bei der New York Times).
„Mr. Trump hat sich nicht ge-

wandelt, er ist nicht gereift,wel-
chen Begriff auch immer man

vorzieht. Er ist nach wie vor
der verunsicherte Egomane mit
kurzer Aufmerksamkeitsspan-
ne, der er immer war. Schlim-
mer, er umgibt sich mit Leuten,
die viele seiner Defekte teilen –
vielleichtweil sie die Sorte Leu-
te sind, mit denen er sich wohl-
fühlt“ (Paul Krugman, Nobel-
preisträger und liberaler Ko-

lumnist der NYNYN TYTY ).T).T Poli-
tiker müssen vorsichtig
sein. Unser Außenmi-
nister Sebastian Kurz

meint, manmüsse Trump „nach
seinen Taten beurteilen“.
Gott steh uns bei. Nach die-

ser Antrittsrede von Trump
kann auch ein Kurz sich keinen
Illusionen mehr hingeben.
Trump wird nicht „im Amt
wachsen“. Die einzige Hoff-Hoff-Hoff
nung ist, dass die demokrati-
schen Institutionen der USA
stabiler sind als Donald Trump.
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Trump verordnet USA nationalistischen Kurs

Washington – Der neue US-Präsi-
dent Donald Trump hat in seiner
Angelobungsrede am Freitag un-
gewöhnlich aggressive Töne ange-
schlagen. Das Establishment in
den USA und inWashington habe
„viel zu lange“ nur in die eigene
Tasche gearbeitet, während die
Bürger des Landes verarmt seien,
sagte er vor der versammelten
Politik-Prominenz der USA in
einer Ansprache, die in Passagen
seinen Wahlkampfreden ähnelte.
Jede Entscheidung, die seine

Regierung treffe, werde „zum
Wohl der amerikanischen Arbei-
ter und amerikanischenFamilien“
ausfallen, seine Maxime werde

dabei stets „America first“ lauten.
Ans Ausland gerichtet fügte er an,
seine Regierung werde „die Gren-
zen vor Verwüstung schützen, die
andere Länder anrichten“. Diese
würden „Unternehmen stehlen
und Arbeitsplätze vernichten“.
Auf Vorwürfe des Rassismus,

die seineWahlkampagne begleite-
tet hatten, ging Trump nur indi-
rekt ein: „Wenn ihr euer Herz dem
Patriotismus öffnet, dann gibt es
keinen Platz für Vorurteile.“
Erste Reaktionen auf die Rede

aus dem Ausland waren geteilt:
Deutschlands Vizekanzler Sigmar
Gabriel sagte, man müsse in Euro-
pa eineRadikalisierungwie inden
USA verhindern. „Der meint es
bitterernst“, fügte er an. Aus Mos-
kau hieß es, die Rede sei „nicht
schlecht für den Anfang“undeine
gute Grundlage für künftige Ge-
spräche. (red) Seite 10,
Kommentare der anderen Seite 46, 47,

Kommentar Seite 48
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Rechtes Treffen in Koblenz
Beim Treffen von Marine Le Pen,
Geert Wilders, Frauke Petry und
Co sind kritischeMediennicht zu-
gelassen. Seite10,KommentarSeite48

Rochade in Wiener SPÖ
In der Wiener SPÖ folgt Stadträtin
Sandra Frauenberger auf Sonja
Wehsely. Die ganz große Rochade
bliebaus. Seite17,KommentarSeite48

Siemens: Anklageklagek steht
Die Anklage gegen zwei Ex-
Siemens-Manager, die 17 Millio-
nen aus dem Konzern herausge-
schleust haben sollen, steht. S. 27
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„Niemand muss mehr
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oder erpressbar.“
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Wien – Nach der Festnahme eines
Terrorverdächtigen in Wien gab
Innenminister Wolfgang Sobotka
(ÖVP) am Freitagabend bekannt,
dass „ein potenzieller Anschlag
verhindert werden konnte“. Bei
dem Verdächtigen handle es sich
um einen 18-jährigenÖsterreicher
mit Migrationshintergrund.
Laut Kronen Zeitung soll der

Festgenommene zu einer „Gruppe
albanisch-stämmiger radikaler Is-
lamisten“ gehören, die mit dem
Terrorregime IS sympathisieren.
Ausländische Geheimdienste hat-
ten vor dem Mann gewarnt, nur
wenige Stunden nach seiner
Rückkehr nach Österreich wurde
er vom Spezialkommando Cobra
festgenommen. Die Polizei warnt
die Bevölkerung vor herrenlosen
Gegenständen an frequentierten
Orten. (red) Seite 21

Sobotka: „Potenzieller
Terroranschlag

in Wien verhindert“

Schwerhwerhw punktauspunktauspunk gabegabega
Demokratiekratiek unter Druck

Linz – 24 Prozent der Wahlberech-
tigten meinen, dass ihre Stimme
beiWahlen „eher nichts“ bewirke,
neun Prozent sind sogar sicher,
dass Wählen sinnlos sei.
Das geht aus einer Umfrage des

Linzer Market-Instituts für den
Standadad rdarda hervor. Gefragt wurde
dabei auch,wodieÖsterreicherin

efragt
Österreicherin
efragt

-
nen und Österreicher vermuten,
dass es demokratisch zugehe. An
der Spitze der Liste steht dabei der
Gemeinderat der eigenen Heimat-
gemeinde, von dem62 Prozent an-
nehmen, dass dort demokratisch
vorgegangen wird.
In kleineren Gemeinden ist die-

se Annahme stärker verbreitet als
in Städten, bei älteren Befragten
stärker als bei jüngeren. Jeder Elf
te würde auch eine Diktatur okay
finden. (red) Seite

Umfrage: Ein DrittelDrittelDrit
glaubt, dass WahlenWahlenWa
nichts verändern

„Von diesem Tag an wird es ‚America first‘ heißen, America first“, sagte Donald Trump in seiner ersten
Rede nach der Angelobung als US-Präsident. Der Republikaner schlug ungewöhnlich harte Töne an.
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Präsident geißelt Washingtoner Eliten
Moskau: „Nicht schlecht fürt fürt f den Anfang“
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Wie die liberalen westlichen Demokratien allmählich ins Rutschen geraten sind

Am 4. Dezember 2016 gaben 46 Pro-
zent der Wählerinnen und Wähler
ihre Stimme einemMann, der eine
andere Art von Demokratie für Ös-

terreich im Sinn hat (und hatte) und eini-
ge Male durchblicken ließ, was er sich dar-
unter vorstellt. Am kenntlichsten in jener
TV-Diskussion, in der es um eine mögliche
autoritäre Neudefinition der Rolle des Bun-
despräsidenten ging und er sich zu der Dro-
hung „Sie werden sich noch wundern, was
alles möglich ist“ hinreißen ließ.
Der Punkt ist aber: Recht viele Bürgerin-

nenundBürger können sich sehrwohl eine
andere Art von Demokratie vorstellen. So-
zusagen autoritäre Verhältnisse innerhalb
einer formalen Demokratie. So
ähnlich wie Norbert Hofer.
Im Oktober 2015 stellte das

renommierte Sora-Institut rund
1000 Personen die Frage, ob sie
folgender Aussage zustimmen:
„Man sollte einen starken Füh-
rer haben, der sichnicht umPar-
lament und Wahlen kümmern
muss.“ Ergebnis: 39 Prozent (13
Prozent stimmen „sehr“ und 26 Prozent
„ziemlich“ zu).
DerWahlforscherChristianHofinger von

Sora stellte daher eine „massive Zunahme
des antidemokratischen Autoritarismus“
fest. Dieser Schluss ist aus der Zeitreihe
von Sora zu ziehen: Im August 2007 waren
nur zehn Prozent für einen starken Führer,
im November 2009 20 Prozent, im Septem-
ber 2014 29 Prozent und im Oktober 2015
(Höhepunkt der Flüchtlingswelle) eben 39
Prozent.
Der Politologe Peter Filzmaier fasste das

in die Schlagzeile „StarkerMann knapp vor
der Mehrheit“ zusammen (eine STANDTANDTA ANDAND RDARDA -
Umfrage des Market-Instituts in etwas an-
deremKontext kommtzuweitweniger alar-
mierenden Ergebnissen – siehe Seite 14).
Vor allem aber muss man die „starker

Mann“-Ergebnisse in Beziehung setzen zur
Aussage inderselbenSora-Umfrage,wonach
volle 85 Prozent der Meinung waren, die
Demokratie sei die „beste Regierungsform“.
Einerseits eine riesige Mehrheit für die De-
mokratie als beste Regierungsform und an-
dererseits ein starker Wunsch nach einem
„starken Mann“? Wie geht das zusammen?

Das passt, wenn man, wie Christoph Ho-
finger, vermutet, dass sich diese Einstel-
lung wieder beruhigen wird, wenn die Re-
gierung wirklich regiert.
Das passt aber auch, wenn man sich ein-

gesteht, dass sich ziemlich viele Menschen
eine Gleichzeitigkeit von „Demokratie mit
einem starken Mann“ sehr gut vorstellen
können.
Das passt, wenn man sich vergegenwär-

tigt, dass es dasGegensatzpaar „liberale De-
mokratie gegen illiberale Demokratie“ gibt.
Und darum geht es derzeit in der westli-
chen Welt und ihrer Peripherie. Die libera-
le Demokratie ist unter Druck von illibera-
len Tendenzen und Bewegungen. Im We-

sentlichen ist es der extreme
Rechtspopulismus, der eine an-
dere Demokratie haben will.
Unter „liberaler Demokratie“

versteht man in Europa das
angelsächsisch geprägteModell,
das auf Mäßigung, Öffnung,

geprägte
Öffnung,

geprägte
Ra-

tionalität, Toleranz und Interes-
senausgleich aufgebaut ist. Und
auf Weltoffenheit plus Glaube

an die Nützlichkeit übernationaler Lösun-
gen wie der Europäischen Union.
Die „illiberale“ Demokratie hingegen ist

völkisch, nationalistisch, autoritär – und
populistisch – geprägt. Sie sieht als Träger
der „wahren Demokratie“ nur das „wahre
Volk“, und sie definiert, wer dazugehört:
nur die „eigenen Leut’“ im umfassenden
Sinn. Alle anderen sind draußen (die FPÖ
will ausländische Arbeitnehmer von der
Sozialversicherung ausschließen). Popu-
listen, so der deutsche Politologe Jan-Wer-
nerMüller, regieren,wenn sie an dieMacht
kommen, nach ihrer inneren Logik: „Sie
und nur sie repräsentieren das wahre Volk;
so etwaswie eine legitimeOpposition kann
es gar nicht geben.“
Unnachahmlich zeichnete der polnische

Außenminister von der katholisch-autori-
tären Regierungspartei dieses Feindbild:
„Ein Mix von Kulturen und Rassen, eine
Welt aus Radfahrern und Vegetariern, die
nur noch auf erneuerbare Energien set-
zen und gegen jede Form der Religion
kämpfen.“
Der ungarische Premierminister Viktor

Orbán bezeichnete in einer programmati-

Sie wollen eine
andere, eine
„illiberale“
Demokratimokratimokra e

Das Modell der liberalen Demokratie ist unter Druck,
meist durch Rechtspopulisten. Die wollen eine andere,

eine „illiberale“ Demokratie. Auch in deren Modell
wird es Wahlen geben, aber sie werden nichts bedeuten.

Es wird ernst, die Liberalen müssen kämpfen.
Aber eine „Mobilisierung der Mitte“ ist möglich.

ESSAY:Hans Rauscher

Demokratie
unterunterun Druck

D ie Demokratie ist hart er-
kämpft, das gerät in Zeiten

wie diesen häufig in Vergessen-
heit. DieWahlDonald Trumps in
den USA und die Wiederholung
der Bundespräsidentenwahl in
Österreich

Bundespräsidentenwahl
Österreich

Bundespräsidentenwahl
haben nicht nur in

diesen beiden Ländern das The-
ma in den Fokus gerückt. In die-
ser Schwerpunktausgabe setzen
wir uns grundsätzlich damit aus-
einander. Nicht nur in Ungarn
und Polen gerät der Rechtsstaat
unter Druck, sondern auch in
Regionen, aus denenwir seltener
berichten. Die Rolle der Medien
als „vierte Macht“ wird ebenfalls
diskutiert. Illustriert wird diese
von SimonKlausner gestaltete und
von Lisa Nimmervoll redaktionell
konzeptionierte Ausgabe mit
Straßenkunst – ein sichtbares
Zeichen für die Auseinanderset-
zung mit Gesellschaft und Poli-
tik im öffentlichen Raum.

Alexandra Föderl-Schmid,
Chefredakteurin

Der britische Künstler Banksy gilt als Superstar der Street-Art. Bekannt wurde er mit politsatirischen
Schablonenbildern (Stencils) und Aktionen, u. a. hängte er ironische Gemälde ungefragt
in öffentlichen Museen auf. Hier: „Flower Riot“ aus Wien mit Graffiti-Tag.
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schenRede die „illiberale Demokratie“ aus-
drücklich als seinModell eines „neuenUn-
garn“. DiesesModell schwebt allen Rechts-
populisten vor. Gewiss, es wird weiterhin
Wahlen geben, aber sind die Rechtspopu-
listen einmal an der Macht, wird die Ver-
fassung auf die neuen Herren zugeschnit-
ten, die Stellen inStaat undWirtschaftwer-
den besetzt, und jede Kritik wird abge-
würgt. In Ungarn sind jetzt die letzten Wi-
derstandsnester dran, die ausländischen
NGOs wie die des Milliardärs und Mäzens
George Soros. Der hat einst noch unter dem
Kommunismus demokratische Bewegun-
gen unterstützt. Jetzt stört er.
Orbán in Ungarn, Kaczyński in Polen, Le

Pen in Frankreich, Geert Wilders in den
Niederlanden, Beppe Grillo in Italien, Ni-
gel Farage in Großbritannien, Frauke Petry
von der AfD in Deutschland und Strache/
Hofer in Österreich bilden inzwischen eine
(rechts)populistische Internationale (Gril-
los Cinque Stelle treten eher linkspopulis-

tisch auf, sind aber ebenfalls autoritär). Mit
Donald Trump wurde ein mutwilliger Zer-
störer der bisherigenWeltordnung insWei-
ße Haus gespült.
Europa ist zwischen den autoritären Ty-

pen Trump und Putin (auch Erdogan) ein-
geklemmtund gleichzeitig von innendurch
die Rechtspopulisten bedroht. Es geht in
Richtung Führerstaat: Die FPÖ will Bun-
despräsident und Kanzler zu einem „star-
ken Führer“ zusammenlegen, das Parla-
ment verkleinern und mit Plebisziten den
„Volkswillen“ steuern. Der AfD-Politiker
Björn Höcke will die Holocaust-Erinne-
rungskultur in Deutschland tilgen und
„Deutschland Stück für Stück zurückho-
len“. Wohin?
Das ist der Punkt, an dem es gefährlich

wird. „WennsichdieRechtspopulisten jetzt
festsetzen, bleiben die auch“, sagt der deut-
sche Soziologe Heinz Bude: „Das ist dann
europäische Normalität.“

Erosion in kleinen Schritten
Eine entscheidende Frage ist daher zu-

nächst, ob sich sozusagen im angestamm-
ten Territorium der liberalen Demokratie,
im dem, was „der Westen“ heißt, etwas
Grundlegendes verändert hat. Gibt es die
sozusagen automatische Hochschätzung
der liberalen Demokratie dort noch?

Manchmal findet man doch etwas auf
Twitter. Vor zwei Monaten verschickte der
britische Politologe Brian Klaas (Oxford)
einen Tweet mit der „erschreckendsten
Statistik, von der niemand etwas weiß“:
Eine Studie im Journal of Democracy zeigt,
wie in sechs klassischen westlichen libera-
len Demokratien, nämlich den USA, Groß-
britannien, Australien, Neuseeland, Schwe-
den und den Niederlanden, nur noch eine
Minderheit von Menschen im besten Alter
es für „essenziell“ hält, in einer Demokra-
tie zu leben.
Die Generation, die in den USA im Jahr

1950 geboren wurde, glaubt immerhin
noch zu 55 Prozent, dass es essenziell sei,
in einer Demokratie zu leben. Von denen
aber, die 1980 geboren wurden, also Mitt-
dreißiger, glauben das nur noch 27 Prozent
(wer nach 1980 geboren ist,wurdenicht be-
fragt). In Großbritannien hält die 1950er-
Generation bei rund 70 Prozent Glaube
an die Demokratie, die 1980er bei 27 Pro-
zent. In Schweden ist die Zustimmung bei
den 1950ern bei rund 80 Prozent, bei den
1980ern immerhin noch bei 57 Prozent.
Die 1950 geborenenNiederländer hingegen
glauben nichtmehrmehrheitlich an die ab-
solute Notwendigkeit einer Demokratie (47
Prozent), die 1980er nur noch zu rund 30
Prozent.
Es hat also in den „alten, etablierten De-

mokratien“ eine Erosion der demokrati-
schen Überzeugungen stattgefunden. Glo-
bal haben zwar Demokratien seit den 70er-
Jahren zugenommen, aber seit etwa zehn
JahrenhabenStagnationundRückgang ein-
gesetzt. Die Washingtoner NGO Freedom

House sagt in ihrem Report für 2016, dass
in den letzten zehn Jahren 105 Länder eine
Nettoverschlechterung an Freiheit aufwei-
sen und nur 61 eine Verbesserung. Der US-
Politologe Larry Diamond schreibt im Jour-
nal of Democracy von einer „demokrati-
schen Rezession“ – nicht nur „durch glatte
militärische oder politische Coups, son-
dern auch durch subtile und scheibchen-
weise Verringerung von demokratischen
Rechten und Regeln“. Hier fallen einem
sofort Wladimir Putins Russland und Re-
cep Tayyip Erdogans Türkei ein. Sie haben
dasModell „illiberaleDemokratie“ – durch-
aus mit Mehrheitszustimmung – perfek-
tioniert.
Die Ursachenforschung ist sich einig,

dass die liberale Demokratie ihre alten, in
Jahrzehnten eingehaltenen Versprechen
nichtmehr erfüllen kann. „Demokratie und
Wohlstand fallen auseinander“, konstatiert
die Zeit. Seit 1945 ist es aufwärtsgegangen,
seit etwa zehn Jahren nicht mehr. Die „Eli-
ten“ sind nur noch elitär.

Herumschrauben am Wahlrecht?
Dazu kommt kulturelle Verunsicherung.

Auf die Gefahr hin, falsch verstanden zu
werden: Die ständige Zunahme von Kopf-Kopf-Kopf
tuchfrauen in den Straßen oder die Grup-
pen von unbeschäftigten, frauenlosen, la-
tent aggressiven jungen Männern in man-
chen Vierteln verunsichern. Solche Rück-
ständigkeit und so viele perspektivlose jun-
ge Leute sind wir nicht mehr gewohnt.
Was tun? „Wir haben noch nie besser

und freier gelebt als jetzt, aber die Men-
schen sind nicht zuversichtlicher“, sagt der
Politologe Ivan Krastev. Die Politik müsse
eine „positive Zukunftserzählung“ leisten.
Eine bessereWirtschafts- und Sozialpolitik
ist möglich, wenn auch eher in kleinen
Schritten. Autobahnen und Kraftwerke
bauen bringt’s nicht mehr. Eher die För-
derung von selbstständigem Unternehmer-
tum. Und vor allem die Beseitigung der
skandalösen Bildungsverlotterung.
Was noch? Herumschrauben am Wahl-

recht? Kanzler Christian Kern und die ÖVP
wollen jetzt einmehrheitsförderndesWahl-
recht. Die Rechtspopulisten, aber nicht nur
sie, fordern den „Ausbau der direkten De-
mokratie“. Soll heißen viel mehr Referen-
den und Volksbefragungen. Gegen beides
gibt es gewichtige Einwände, die debattiert
werden müssen. Christoph Hofinger von
Sora meint: „Politische Bildung muss ein
Fach werden, nicht nur ein Unterrichts-
prinzip.“
Eine echte, unmittelbar notwendige und

möglicheMaßnahme lautet aber: Kämpfen.
Die liberalen Demokraten müssen sich or-
ganisieren, über Parteigrenzen hinweg und
auch ohne Parteien. Die Lügen und Ver-
schwörungstheorien und falschen Lösun-
gen der Illiberalen nicht hinnehmen oder
gar deren „Framings“ (in Begriffe gegosse-

nes Weltbild) übernehmen. Der Desinfor-
mation, den Fake-News und Hate-News,
deren Power die Illiberalen früher als an-
dere erkannt haben, muss professionell be-
gegnet werden (übrigens auch von den
„Mainstream“-Medien). „Wohl zum ersten
Mal seit langemmüssendieLiberalenkämp-
fen“, schriebderZeit-AutorZeit-AutorZeit undAktivist für
eine „Charta der digitalen Grundrechte in
der EU“, Heinrich Wefing. „Es geht wieder
um die Freiheit selbst.“
Der Präsidentschaftswahlkampf hat ge-

zeigt: Die „Mobilisierung der Mitte“ gegen
den Rechtspopulismus ist möglich. Großen
Anteil daran hatten viele private, kleinere
Initiativen. Bei Nationalratswahlenmit ver-
schiedenen Parteien ist eine solche Koali-
tion aus linken, bürgerlichen und liberalen
Wählern schwerer zubilden.Aber eineper-
manente Mobilisierung der halbwegs libe-
raldemokratisch Denkenden – über viele
informelle Kanäle – ist trotzdem möglich
und notwendig. Wenn die Politik zu feig
und zu lahm ist, muss die Zivilgesellschaft
einspringen.
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Formen der Demokratkratk ie
Q Der Anfang, die attische Demokratie Im
fünften Jahrhundert vor Christus setzte
sich in griechischen Stadtstaaten, vor al-
lem inAthen, dieVolksherrschaft (demos:
Staatsvolk, kratos: Herrschaft) durch.
Entscheidungsinstrumentwar die Volks-
versammlung unter freiem Himmel.
Stimmberechtigt waren alle Vollbürger
über 30, aber keine Frauen, Sklaven oder
Fremde mit Wohnsitz. Stimmbürger
mussten auch Wehrdienst leisten, selbst
ein Sokrates zog in die Schlacht. Poli-
tisch uninteressierte Menschen hießen
„idiotes“.
Die Blütezeit der athenischen Demo-

kratie war relativ kurz, aber das neue,
„abendländische“ Prinzip des freienDen-
kens und Handelns zeigte seine Stärke
beim Sieg über die asiatische Despotie
des Perserreiches und in der Entwick-
lung einer einmaligen kulturellen Blüte.
In den folgenden Jahrhunderten blie-

ben nur Reste demokratischer Bräuche
(römische Republik, „Thing“ in Nord-
europa). Erst mit der Aufklärung begann
sich das demokratische Prinzip allmäh-
lich durchzusetzen. Der erste Staat mit
demokratischer Verfassung waren die
USA (auch ohne Frauenwahlrecht). Heu-
te ist eine knappe Mehrheit der Staaten
der Erde demokratisch, allerdings sehr
oft scheindemokratisch.
Q Demokratie nach heutigem Verständnis
Grundprinzip sind allgemeine, freie, ge-
heimeundgleicheWahlen.Außerdemdas
Mehrheitsprinzip, Minderheitenschutz,
die Möglichkeit einer politischen Oppo-
sition, Gewaltenteilung, Verfassungsmä-
ßigkeit, Schutz der Grundrechte, Schutz
der Bürgerrechte und Achtung der Men-
schenrechte.Meinungs- undMedienfrei-
heit sind unerlässlich.

Q RepräsentativeDemokratieHierdelegiert
das Stimmvolk die Entscheidungenweit-
gehend durchWahl auf begrenzte Zeit an
Repräsentanten, Abgeordnete, auch Re-
gierungsmitglieder.
Q Direkte oder plebiszitäre DemokratieHier
entscheidet der Stimmbürger durch häu-
fige Referenden oder auch de facto bin-
dendeVolksbefragungen.Das ausgepräg-
teste (und fast einzige) Beispiel dafür ist
die Schweiz. Viele repräsentative Demo-
kratien, auch Österreich,

repräsentative
Österreich,

repräsentative
haben plebiszi-

täre Elemente wie Volksbegehren und
Volksabstimmungen.
Q Verhältnis-oderMehrheitswahlrechtBeim
Verhältniswahlrecht werden die Manda-
te im Verhältnis der auf die Parteien ent-
fallendenStimmenaufgeteilt.BeimMehr-
heitswahlrecht fällt das Mandat an die
stimmenstärkste Partei imWahlkreis, die
anderenStimmenverfallen.Daskannda-
zu führen, dass eine Partei mit nur rela-
tiver Mehrheit der Stimmen mit absolu-
ter Mehrheit der Mandate regiert. Es gibt
auch Mischformen dieser Wahlrechts-
modelle.
Q Parlamentarische oder präsidiale Demo-
kratie In Ersterer ist die Regierung auf
eine Mehrheit im Parlament angewiesen
und kann daher auch leichter gestürzt
werden; in Letzterer hat ein Präsident
mehr Macht und kann auch gegen eine
parlamentarischeMehrheit regieren (wie
zuletzt Obama in den USA). Der US-Prä-
sident kann aber durch ein Verfahren ab-
gesetzt werden.
Q Scheindemokratien oder gelenkte Demo-
kratienHier gibt es zwarWahlen, aber sie
sind meist nicht fair und erlauben keine
Machtwechsel. Autoritäre Regime wie
Russland oder die Türkei fallen unter
diese Kategorie (rau)

Der österreichische
Präsidentschaftswahlkampf

hat gezeigt: Die
Mobilisierung der Mitte

gegen den Rechtspopulismus
ist möglich.

„

“

In etlichen etablierten
westlichen Demokratien

halten gerade die
Jüngeren die Demokratie

nur noch beschränkt
für ‚essenziell‘.

„

“

*



Stefan Brändle aus Paris

F rankreich war noch nie
eine perfekte Demokratie.
Zu sprunghaft, zu leiden-
schaftlich ist seine Politik:

DieCitoyenshuldigtenzuerst dem
König, dann probten sie die Revo-
lution (und schickten den König
unter die Guillotine), um wenige
Jahre danachwiederNapoleon zu-
zujubeln; es folgte ein Bürgerkö-
nig (Louis-Philippe), ein weiterer
Kaiser (Napoleon III.), ein Halb-
faschist (Pétain) und ein General
(de Gaulle), der 1958 die mittler-
weile Fünfte Republik bescherte.
Undweil besagter General noch

klare Vorstellungen von Politik
(links die Linke, rechts die Rech-
te) hatte, wählte er das Mehrheits-
wahlrecht. Es begünstigt die je-
weils siegreiche Partei so stark,
dass sie ungehemmt regieren kann
– bis sie so unpopulär geworden
ist, dass sie vom Wahlvolk abser-
viert wird, frei nach dem Politolo-
gen Alain Duhamel, laut dem die
Franzosen jedeWahl in eineSank-
tion ummünzen. Dann kommt die

Opposition – ebenso ungehemmt
– an die Reihe.
Über all dem steht der Staats-

chef, dieser verkappte Wahlmon-
arch, der bisEndedes20. Jahrhun-
derts sieben Jahre lang regierte;
dann wurde die Amtsdauer auf
fünf Jahre verkürzt. Das reduzier-
te nicht den präsidialen Einfluss,
sondern führte dazu, dass die Par-
lamentswahlen nun direkt auf die
Präsidentenwahlen folgen, was
demHerrscher imÉlysée

folgen,
Élysée

folgen,
fast auto-

matisch eine so stabile wie servi-
le Parlamentsmehrheit beschert.
Was der General nicht vorher-

sah, war das Aufkommen kleine-
rer Formationen wie der Grünen
oder der Rechtsextremisten. Der
FrontNational (FN) erhielt bei den
Regionalwahlen 2015 fast 28 Pro-
zent der Stimmen; damit ist er
heute die stärkste Partei Frank-
reichs. Trotzdem regiert der FN in
keiner der 13 Landesregionen, in
keinemderhundertDepartements
und nur in einer Handvoll der
36.000 französischen Gemeinden.
Heute gilt das Mehrheitswahl-

recht in Frankreich als Bollwerk

gegen den Vormarsch der Popu-
listen. Von einemdemokratischen
Gesichtspunkt aus ist das aller-
dings diskutabel: Die größte Partei
imLand ist faktisch vonderMacht
ausgeschlossen.
Wohlgemerkt hat sich der FN

das auch selbst zuzuschreiben:Die
Extremistenpartei ist unfähig oder
unwillens zu Wahlallianzen, die
ihr eine Parlaments-
mehrheit verschaffen
könnten. Das ändert
nichts daran, dass der
Majorz à la françaisea françaisea f
kein Muster demokra-
tischer Gerechtigkeit
darstellt.
Politiker, die über

den Tellerrand ihrer
Partei hinausdenken, prangern
die Absurdität dieses Wahlrechts
seit langem an. Das gilt natur-
gemäß etwas mehr für die Sozia-
listen als für die Gaullisten. Fran-
çois Hollande versprach vor sei-
nerWahl 2012 sogar schriftlich, er
werde im Fall seiner Wahl „eine
Dosis Proporz einführen“. Einmal
an der Macht, vergaß Hollande

sein Versprechen. Vor ihm hatte
François Mitterrand den Proporz
1986 kurz eingeführt – nicht aus
demokratischer Einsicht: Der So-
zialistwollte vor allemdieKonser-
vativen schwächen, indem er den
FN stärkte (der erhielt prompt 35
Abgeordnete). 1988wurde das Ex-
periment wieder abrupt beendet
und durch das Mehrheitswahl-

recht ersetzt.
Langsam hat dieses

aber perverse Folgen:
Der Front National
wird nicht mehr im
Zaum gehalten, wie
viele meinen, sondern
er profitiert von seiner
Märtyrerrolle als „vom
Establishment ausge-

schlossener Partei“, wie er sagt.
Das verschafft ihm reihenweise
Zulauf durch Frust- und Protest-
wähler, die sich ihrerseits am
Rand der Gesellschaft wähnen.
Zudem kann der FN über die

„Eliten“ schimpfen, die sich am
FuttertrogderRepublik labten;nie
aber muss die Populistenpartei
den Tatbeweis antreten, dass sie
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Nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion schien der Beweis erbracht,
dass es ein einziges valides Modell gibt, das sich weltweit durchsetzen wird:

die Demokratie. Aber die westlichen Rezepte funktionieren nicht.

Im NahenNahenNa Osten mit
der Weisheit am Ende

Gudrun Harrer

E s ist eine vielzitierte Bin-
senwahrheit, dass die
USA, als sie 2003 in den
Irak einmarschierten, kein

Konzept für das Land hatten: Sie
wussten, wie man einen Krieg ge-
winnt (etwas später auchdasnicht
mehr), aber nicht, wie man den
Frieden gewinnt, heißt es immer.
Ganz korrekt ist das jedoch nicht,
denndieRegierung vonGeorgeW.
Bush hatte sehrwohl eine Vorstel-
lung davon, wie sich der Irak ent-
wickeln sollte.
Was der Irak werden sollte, war

so selbstverständlich, dass dafür
keine besonderen Pläne vonnöten
waren:VomDiktator SaddamHus-
sein befreit, würde sich der Irak
zur Demokratie wandeln. Das In-
strumentarium für diesen Weg
schien ganz einfach: Wahlen, mit
denenmandie – bereits vorhande-
nen, denn der Irak war ja doch
auch unter Saddam eine Republik
– staatlichen Institutionen befül-
len würde, sowie eine freieMarkt-
wirtschaft, mit der der Irak in die
Weltwirtschaft integriert werden
würde. Letztereswar der Bush-Re-
gierung besonders wichtig, denn
der Irak sollte seine Befreiung ja
selbst finanzieren, und für die
USA würde dabei auch noch et-
was abfallen.

Die heilige Marktwirtschaft
Mit der Marktwirtschaft ging es

ein bisschen schneller – die Gren-
zen wurden geöffnet, viel billiger
Trash strömte ins Land, und die
Reste der staatlichen Industrien
wurden zerschlagen (und die, die
davon gelebt hatten, in die Wüste
geschickt). Die Demokratie dauer-
te etwas länger, den Fahrplan
dorthin entwarf die Uno – und er
entsprach ziemlich genau jenem,
den sich ab 2011 drei der vier ara-

bischen Länder verordneten, die
im Zuge des damals sogenannten
Arabischen Frühlings ihre Dikta-
toren losgeworden waren: Tune-
sien, Ägypten,

losgeworden
Ägypten,
losgeworden

Libyen.
Der Weg geht so: Eine (natur-

gemäß nicht gewählte) Regierung
bereitetWahlen für einÜber

Regierung
Über
Regierung

gangs-
parlament vor; dieWahlsieger bil-
den eine Regierung, und das neue
Parlament bestimmt eine verfas-
sungsgebende Versammlung, die
eine neue Verfassung schreibt;
diese wird dem Volk in einem Re-
ferendum vorgelegt; danach fin-
den Parlamentswahlen unter der
neuen Verfassung statt. Und da-
mit hat das Land ein demokra-
tisches Parlament und eine de-
mokratische Regierung, und alles
ist gut.

Krieg und neuer Umsturz
Aber gar nichts war gut. Auch

nicht im Jemen, der eine Variante
wählte: Zuerst sollte eine nationa-
le Konferenz einen Konsens fin-
den, wie der neue Jemen auszuse-
hen habe – eine neue Verfassung
entwerfen –, erst nach Abschluss
dieses Prozesses würde gewählt.
Das Ergebnis war in Libyen und
im Jemen Krieg, in Ägypten

Libyen
Ägypten
Libyen

ein
neuer Umsturz, nur in Tunesien
konnte der – stets prekäre – politi-
sche Prozess gerettet werden.
Was ist da los? Die klassische

Antwort verweist auf die Inkom-
patibilität zwischen Demokratie
und der arabischen Welt, wobei
als der eine große Stolperstein
der Islam ausgemacht wird. Der
Schönheitsfehler bei dieser Argu-
mentationhat einenNamen, einen
Ländernamen: Südsudan.DerSüd-
sudan ist nicht nur ein mehrheit-
lich christliches Land mit einer
winzigen muslimischen Minder-
heit, er wurde von der internatio-
nalen Gemeinschaft sogar quasi
als Gegenprojekt zum bösen isla-

mistischen Sudan unter Aufwand
von riesigen Mitteln entworfen
und gebaut. Und dennoch folgte
auf die Unabhängigkeit der bru-
talste Bürgerkrieg, den man sich
nur vorstellen kann.

Sieger ohne Legitimation
Mittlerweile ist ja der Westen/

Norden auch nicht mehr so sicher
zu wissen, was Demokratie ist –
und welche Ergebnisse sie zu zei-
tigen hat. Ironisch könnte man sa-
gen, dass anstelle des Demokratie-
exports, wie wir ihn uns vorge-
stellt hatten, ein Export der Legi-
timitätskrise der Demokratie in
die andere Richtung stattfindet.
Denndaran scheiterte es bei den

genannten Länderbeispielen: Die
Wahlen produzierten Sieger, aber
Sieger ohne Legitimation in den
Augen der Verlierer. Anstatt Le-
gitimation zu schaffen, vertieften
Wahlen und neue Verfassung die
Spaltung.DerDenkfehlDenkfehlDenkf erwar,dass
ein „politischer Prozess“ mit dem
Allheilmittel Wahlen allein schon
als Vehikel zur Legitimationsbe-
schaffung gilt.
Man kann in jedem einzelnen

Fall besondere Umstände identifi-
zieren oder aber Gemeinsamkei-
ten suchen, die das Scheitern aus-
lösen, tribale Strukturen, autoritä-
re Vergangenheit, Kolonialismus,
„künstliche“ Grenzen, zu hetero-
gene Gesellschaften. Man wird
nichtweit damit kommen: Eswird
immer ein Gegenbeispiel geben.
Sicher ist nur: Es war westliche

Hybris. Mit dem Zusammenbruch
der Sowjetunion schien der histo-
rische Beweis geliefert zu sein,
dass daswestlicheModell das ein-
zig valide – und immer und über-
all funktionierende – ist. Und
knapp dreißig Jahre später erweist
sich, dass die Sache mit der Legi-
timität auch bei uns nicht so ein-
fach ist, wie uns das stets schien.

Mehrheitswahlrwahlrwa echt als vermeintliches Bollwerk gegen Populisten
In Frankreich profitiertofitiertof der Front National von seiner Märtyrerrolle einer „vom Establishment ausgeschlossenen Partei“

es besser machen würde. Die Le
Penskönnenauchdeshalb sogroß-
mäulig auftreten, weil sie nie in
Gefahr geraten, politische Verant-
wortung ausüben zu müssen.
Mehrheitswahlanhänger argu-

mentieren gerne, die Nazis seien
dankVerhältniswahlrecht großge-
worden und an die Macht gelangt.
ImFrankreichdes Jahres 1986ent-
larvten sich die 35 FN-Abgeordne-
ten aber selbst als blutige Polit-
amateure; Traktanden wie die
Wiedereinführung der Todesstra-
fe brachten sienicht einmal aufdie
Tagesordnung, geschweige denn
zur Abstimmung. Auch lokale Er-
fahrungen in Südfrankreich zei-
gen, dass sich die Extremistenpar-
tei rasch als unfähig erweist und
schneller als andere abnützt.
So ist das eher paradoxe Fazit

zu ziehen, dass das französische
Mehrheitswahlrecht den Front
National nicht etwa in Schach
hält, sondern ihm gerade in
schlechten Zeiten wie den heu-
tigen eher Schub verleiht. Eine
Wahlrechtsreform wäre dringli-
cher denn je.

Der US-Amerikaner Mark Jenkins installiert aus
Klebeband hergestellte Figuren auf verstörende
Weise im öffentlichen Raum und will Reaktionen
von Passanten provozieren: „trash“ in Barcelona.
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Demokratieabbau im Inneren der EU
In Ungarn schreitet der rechtspopulistische Umbau der demokratischen Institutionen unter
Viktor Orbán stetig voran. Die Europäische Union hat dem kaum etwas entgegenzusetzen.

lastet der Hauch von all dem über
dem Land. Als die wichtigste
OppositionszeitungNépszabadság
im Oktober 2016 über Nacht
geschlossen wurde, stürmte nicht
– wie in der Türkei – die Polizei
die Redaktionsräume, sondern die
nichtsahnenden Re-
dakteure fanden sich
vom Sicherheitsdienst
einfach ausgesperrt.
Vor drei Jahren gab

es eine große Razzia
gegenNichtregierungs-
organisationen (NGOs),
die vom Norwegian
Fund unterstützt wer-
den. Nach jahrelangen Ermittlun-
gen stellte sich heraus, dass ihnen
nichts Ungesetzliches vorzuwer-
fen war. Aber die behördlichen
Schikanen behinderten sie in
ihrer Arbeit. Erst Ende letzten
Jahres, nachdem eine andere
NGO, die Bürgerrechtsvereini-

gung TASZ, vor Gericht geklagt
hatte, musste das Ministerpräsi-
dentenamt offenlegen, dass Orbán
persönlich die Weisung für die
brutale Razzia erteilt hatte.
Jetzt will Orbán jenen NGOs

(unter ihnen TASZ) den Garaus
machen, die von den
Stiftungen desUS-Phi-
lanthropen George So-
ros gefördert werden.
Die „internationale
Lage“ werde es ermög-
lichen, sie „wegzuput-
zen“, frohlockte der
Vizefraktionschef der
Orbán-Partei Fidesz,

Szilárd Németh. Damit meinte er
die Übernahme der US-Präsident-
schaft durch Donald Trump.
Autokraten wie Orbán erhoffen
sich von ihm, dass die USA nun
ihre Politik des beharrlichen An-
mahnens von Menschen- und
Bürgerrechten aufgeben werden.

Die EU, der Ungarn seit 2004
angehört, ist jedenfalls kein we-
sentliches Hindernis für Orbáns
Demokratieabbau, den er seit
2010 systematischund strategisch
betreibt. Vertragsverletzungsver-
fahren zu ohnehin minimalen,
oft technisch-legistischen Details
prallten an Orbáns Fachjuristen
wirkungslos ab. Da wurde ein re-
pressives Gesetz den EU-Forde-
rungen verbal angepasst, aber in
der Substanz so belassen, dass die
repressive Wirkung blieb.
Zugleich haben die EU-Organe

kaum juristische Mittel, um die
Gesetzgebung eines autokratisch
werdendenMitglieds in ihren sys-
temischen Zusammenhängen zu
sanktionieren. Im EU-Parlament
wiederum hält die EVP ihrer Mit-
gliedspartei Fidesz loyal die Stan-
ge. Den Demokratieabbau in der
Mitte Europas begleitet die Hilflo-
sigkeit der europäischen Politik.

Ministerpräsident Viktor Orbán
will eine „illiberale Demokratie“.

Foto: APA / AFP / John Thys

Gregor Mayer aus Budapest

W enn es ein bestim-
mendes Kriterium für
Demokratie ist, dass
die Regierung auf

friedlichem Wege abgewählt wer-
den kann, dann sieht es in Ungarn
schlecht für die Demokratie aus.
Der rechtspopulistische Minis-
terpräsident Viktor Orbán hat
seine Macht durch eine neue
Verfassung und diverse Gesetze,
durch die massive Einengung
der demokratischen Öffentlich

Einengung
Öffentlich
Einengung

-
keit und durch den Ausbau einer
die Wirtschaft durchdringenden
Oligarchie dermaßen einzemen-
tiert, dass seine Abwahl in abseh-
barer Zeit undenkbar erscheint.
Dabei istUngarnkeineDiktatur.

Es gibt keine politischen Gefange-
nen, keine Polizeigewalt gegen
oppositionelle Demonstranten,
keine offene Zensur. Trotzdem

Der Traum von der
absoluten Macht
über die Türkei

Erdogan will eine auf ihn
zugeschnittene Verfassung

Markus Bernath

W ann genau Recep
Tayyip Erdogan be-
schlossen hat, nicht
nur Präsident seines

Landes zu werden, sondern auch
ganz allein zu regieren, darüber
wird in der Türkei nur gemut-
maßt. Ganz zu Beginn jedenfalls,
nach dem Erdrutschsieg der da-
mals neuen konservativ-islami-
schen Partei für Gerechtigkeit und
Entwicklung (AKP) bei Wahlen
im Jahr 2002, sagen langjährige
Beobachter und ehemalige Partei-
freunde, hatte Erdogan wohl kei-
nen solchen Plan.

Der Verfall der Demokratie
Dochmit den Jahren imAmtdes

Premiers und den Wahlsiegen in
Serie wuchs die Hybris des Man-
nes aus kleinen Verhältnissen –
und verfiel die Demokratie in der
Türkei.
An diesem Wochenende sollte

Erdogan seinem Traum von der
absoluten Macht einen großen
Schritt näher gekommen sein:
Das Parlament in Ankara stand in
der Nacht auf Samstag vor der
Gesamtabstimmung der Verfas-
sungsänderungen. Dass die erfor-
derliche Dreifünftelmehrheit von
AKP und den Ultranationalisten
der MHP hält, daran gab es keinen
Zweifel mehr.
Sagt auch das Volk in einem

Referendum imFrühjahr Ja zur Er-
dogan-Verfassung, dann wechselt
die Türkei von einer parlamenta-
rischen Demokratie zu einem Prä-
sidialsystem, in demder Präsident
– anders als in den Vereinigten
Staaten oder in Frankreich – kaum
kontrolliert wird.

Zehntausende verhaftet
Dabei hat dieGesellschaft in der

Türkei jetzt schon einen Vorge-
schmack dieser Ein-Mann-Herr-
schaft. Seit Juli des vergangenen
Jahres regiert Erdogan per Dekret
mit den Vollmachten des Ausnah-
mezustands: Zehntausende Tür-
kinnen und Türken sind seither
in Haft, darunter ein Dutzend Par-
lamentarier der Opposition und
mehr als 140 Journalisten.



„Wes„Wes„W ten fein fein f ert sich alll
Dass Afrikas Staaten oft nur oberflächlich demokratischhh

HypoHypoHy thek, sagt Historiker Jürgen Zimmerer. Demokrattt

schlagen oder neue geschaffen.
Waswirheute oft als „Stämme“be-
zeichnen, ist ja eine Erfindung der
Kolonialmächte.Umdie vorgefun-
dene Bevölkerung zu strukturie-
ren, setzte man vielerorts indige-
ne Kollaborateure ein und schuf

Strukturen, die in der
Gesellschaft gar keine
Basis hatten.

Standadad rd:ard:a Der Kolo-
nialherr war der einen-
degemeinsameGegner,
der dann wegfiel?
Zimmerer: Ja! In vielen
Staaten wurde die Un-

abhängigkeit sehr euphorisch auf-auf-auf
genommen. Nationalistische Be-
wegungen, die sich am europäi-
schen Modell ein Vorbild nah-
men, entstanden. Sehr unter-
schiedliche Gesellschaften wur-
den über den – zum Beispiel ke-
nianischen oder tansanischen –
Nationalismus zusammengehal-

Zimmerer: Über die kolonialen
Grenzziehungen wurden Grup-
pen, die sich eigentlich in Rivali-
tät befanden, zusammengepfercht,
und solche, die traditionell mit-
einander Handel trieben, fanden
sich plötzlich in verschiedenen
Staaten wieder. Das
führte zu einer ethni-
schen Klientelpolitik.
Wennman sich auf das
Gemeinwesen nicht
verlassen kann, dann
nimmt man die eigene
Familie oder Gruppe
als Bezugssystem.

Standadad rd:ard:a Auf wAuf wAu elchenf welchenf w vorhande-
nen Herrschaftssystemen bauten
die Kolonialherrscher auf, als sie
die Länder unterwarfen?
Zimmerer:Man hatte meist Monar-
chien oder Oligarchien. Das wa-
ren sehrwohl auchPartizipations-
strukturen. Die kolonialenAutori-
täten haben diese Strukturen zer-

Standadad rd:ard:a Etwa 60 Jahre sind ver-
gangen seit der großen Unabhän-
gigkeitswelle in Afrika. Der Westen
behauptet gerne, man habe die
Länder mit demokratischen Struk-Struk-Struk
turen indieUnabhängigkeit entlas-
sen. War das so?
Zimmerer:Wir reden hier über vie-
le Staaten mit sehr unterschiedli-
chen Kolonialisierungsgeschich-
ten. Ganz generell kann man sa-
gen, dass die Vorbereitung auf die
Unabhängigkeit, wenn überhaupt,
sehr spät und zögerlich erfolgte.
Das Ziel des Kolonialismus war
Ausbeutung und nicht Demokra-
tisierung. Es ist eine Legende des
europäischenKolonialismus, dass
man von Beginn des 20. Jahrhun-
derts an die Staaten auf die Un-
abhängigkeit vorbereitet habe. Im
Grunde haben viele Koloniallän-
der auch nach dem Zweiten Welt-
krieg noch gehofft, ihre Gebiete zu
behalten. Dass man erst in letzter
Minute demokratische Apparate
aufgepfropft hat, hat sich als gro-
ße Hypothek erwiesen. Eine akti-
ve Zivilgesellschaft war weder er-
wünscht, nochwurde sie gefördert.
Zwar wechselte man die Macht-
haber aus, aber es fehlten Kon-
trollmechanismus und Unterbau.

Standadad rd:ard:a Die koloniale Grenzzie-
hung ist eine weitere Hypothek?

INTERVIEW:Manuee
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Ein Mann mit illiberalen
Neigungen im Weißen HausHausHa

Trump wird fürd fürd f US-Demokratie eine Herausforrausforrausf derung

Frank Herrmann aus Washington

E s war kurz nach der Wahl
im November des Vorjah-
res, als der Politikwissen-
schafter Jeff Colgan mit

einem Katalog von Warnsignalen
für Aufsehen sorgte. Colgan lehrt
anderBrownUniversity, einer der
Hochschulen der prestigeträchti-
gen Ivy League.
In einer Studie listete er zehn

Faktorenauf, dienach seinenWor-
ten erkennen lassen, wenn eine
Demokratie zu erodieren beginne.
„Angesichts der illiberalen Nei-
gungen Donald Trumps müssen
wir die (unwahrscheinliche)Mög-
lichkeit ernst nehmen, dass die
Demokratie und der Rechtsstaat
in den Vereinigten Staaten ge-
schwächtwerdenkönnen“, schrieb
er. Er wolle keine
Panik verbreiten,
wohlabereinpaar
Warnzeichen auf-auf-auf
stellen.
Zu ihnen gehö-

ren, bei Colgan
an erster Stelle,
die Einschüchte-
rung der Medien
sowie Restriktio-
nen für Journa-
listen. Zweitens
würden Krisen
und eine Läh-
mung des Politik-
betriebs ange-
führt, um Not-
maßnahmen zu
rechtfertigen. DrittensMinderhei-
ten attackiert und Fremde zu Sün-
denböcken erklärt. Viertens der
Raum der Zivilgesellschaft be-
schnitten, etwa durch finanzielle
Hürden für Nichtregierungsorga-
nisationen. Fünftens das beste-
hende politische System rheto-
risch abgelehnt. Sechstens Ge-
richte mit parteiischen Richtern
besetzt usw.

Ein bekanntes Muster
Es sei schwer, sich das alles für

die USA vorzustellen, aber nach
diesem Muster funktioniere es,
fasste es der Akademiker aus Pro-
vidence (Rhode Island) zusam-
men. So habe es in Russland und
Polen, Venezuela und Ungarn
funktioniert. Allein schon die Tat-
sache, dass der Wahlsieg Donald
Trumps eine solche Studie her-
vorgebracht hat, verfasst an einer
Eliteuniversität, sagt einiges aus
überdieDemokratiedebatte inden
Vereinigten Staaten.
Dass Trump im Weißen Haus

gegen demokratischeNormen ver-
stoßenwerde, indem er krasse Lü-
genverbreiteundWidersachernie-

dermache, davon müsse man aus-
gehen, analysiert der Journalist
John Cassidy im New Yorker. Wo-
möglich werde der Druck des
Amts, verbundenmit der Isolation
in der Machtblase, die diktatori-
schen Tendenzen des Milliardärs
noch verstärken.

Was, wenn etwas schiefläuft
Besonders dann, wenn etwas

schieflaufe, was irgendwann un-
vermeidlich der Fall sein werde
während einer Präsidentschaft.
Trumps Verhaltensmuster kenne
man, meint Cassidy. Die Unbe-
kannte sei, ob das politische Sys-
tem damit fertigwerde, ob es die
präzedenzlose Herausforderung
einzuhegen und den Mann einzu-
dämmen verstehe.
Welche Reformen die amerika-

nische Demokratie
in Angriff nehmen
müsste, liegt auf der
Hand. Ein im Jahr
2010 gefälltes Urteil
des Obersten Ge-
richts, in dessen
Folge private Spen-
dengelder praktisch
unbegrenzt an Kan-
didatinnen und
Kandidaten für
Wahlämter fließen
können, wenn auch
getarnt durch die
Bildung „politi-
scher Aktionskomi-
tees“, müsste drin-
gend kassiert wer-

den.Wasallerdingsunwahrschein-
lich ist, weil die Kräftebalance am
Supreme Court mit den Personal-
entscheidungen des Präsidenten
Trump zugunsten der Konservati-
ven kippen dürfte.

Weniger Stimmen, aber vorn
Die zweite Reform, notwendig,

aber kurzfristig nicht zu machen,
setzt das Bohren überaus dicker
Bretter voraus. Dass Hillary Clin-
ton das Duell im Präsidentschafts-
wahlkampf gegen ihren Kontra-
henten verlor, obwohl sie fast drei
Millionen Stimmen mehr erhielt,
lässt einmal mehr den Ruf nach
einer Korrektur des Wahlsystems
lautwerden.Der FilmemacherMi-
chaelMoore nennt es eine „obsku-
re, schwachsinnige Idee aus dem
18. Jahrhundert“; es sollte garan-
tieren, dass kleinere Bundesstaa-
ten ihr Mitspracherecht gegen-
über den größeren wahren. Daran
wird sich auf absehbare Zeit wohl
nichts ändern: Bevölkerungszwer-
ge wie Montana, North Dakota
oder Wyoming denken nicht dar-
an, etwas von ihrem politischen
Gewicht abzugeben.

„Der Beobachter“ heißt das riesenhafte Gemälde des in Wien lebenden Tirolers Golif. Entstanden ist eses
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Angesichts Trumps
illiberaler Neigungen

müssen wir die
(unwahrscheinliche)
Möglichkeit ernst

nehmen, dass in den
USA Demokratie und

Rechtsstaat geschwächt
werden können.

„

“

Der neue US-Präsident Donald Trump bringt illiberale Neigungen ins
Amt mit, die die Demokratie schwächen könnten, aber nicht müssen.
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ls Demokratiehüter“
he Strukturen aufweisen, sei nicht zuletzt eine koloniale
tie sei vor allem eine Frage der Verteilungsgerechtigkeit.

ten. Da, wo die Unabhängigkeit in
langen Auseinandersetzungen er-
kämpftwerdenmusste,wie inSim-
babwe oder auch in Südafrika, ka-
men die politischen Führer aus
dem Kampf. Befreiungsbewegun-
gen sind oft autoritär strukturiert.

Standadad rd:ard:a Eine funktioniktionik erendeDe-
mokratie fußt aber auch auf Vertei-
lungsgerechtigkeit.
Zimmerer: In der Tat! Demokratie
gerätunter schwierigenwirtschaft-
lichen Bedingungen in schwieri-
ges Fahrwasser. Das kennen wir
auch aus Europa und den USA.
Auch die Umverteilung nach dem
Patronagesystem ist nichts typisch
Afrikanisches, sondern vor allem
eine Frage der Sozialstruktur und
des Wohlstands.

Standadad rd:ard:a Sind also auch die nach
wie vor ausbeuterischen Interes-
sen der Ex-Kolonialstaaten daran
schuld, dass die Menschen in den

meisten afrikanischen Staaten in
ungerechten Verhältnissen leben?
Zimmerer: Natürlich ist nicht alles
die Schuld der Europäer. Nach 50,
60 Jahren haben die afrikanischen
Eliten das System, das die Kolo-
nialmächte hinterließen, auch zu
ihrenGunstenunddenen ihrerCli-
quenmissbraucht.ZumBeispiel in
Angola,woderPräsidentdurchdie
Ausbeutung des Ölvorkommens
einer der reichstenMännerAfrikas
wurde. Der Rohstoffreichtumwird
oft als größter Fluch Afrikas be-
zeichnet. LautGuardian fließt aber
wesentlichmehrGeld pro Jahr von
den Entwicklungsländern in die
Industrieländer als umgekehrt. Die
Entwicklungshilfe ist also so etwas
wie eine europäische Exportsub-
vention – aktuell mit der Flücht-
lingshilfe verknüpft.Man geht hin
und fördert, wenn es oberfläch-
lich demokratische Strukturen
gibt. Wenn man eine BekämpfunBekämpfunBekä g
der Fluchtursachen ernst meint,

müsste man darangehen, die un-
gleicheWohlstandsverteilung zwi-
schen dem globalen Süden und
dem globalen Norden aufzuheben.
Stichwort: globale soziale Gerech-
tigkeit. Teilen ist da alternativlos.

StandaStandaStand rd:ard:a Immer öfter werden
Langzeitherrscher abgewählt.abgewählt.abgew Neu-
es demokratisches Bewusstsein?
Zimmerer: Die neuen Medien füh-
ren natürlich auch in Afrika zu
einer verstärkten Politisierung.
Aktuelles Beispiel ist Gambia, wo
Langzeitherrscher Jammeh nach
verlorener Wahl nicht Platz ma-
chen wollte. Vertreter der Nach-
barstaaten versuchten, ihn zu
überzeugen. Den „Westen“, der
sich als Demokratiehüter feiert,
interessierte das lange nicht. Lei-
der geht so etwas oft zugunsten
derjenigen aus, die bereits an der
Macht sind und die Gewehre ha-
ben. In Gambia scheinen aber nun
die Nachbarstaaten entschlossen,
sich zugunsten des neu gewählten
Kandidaten einzumischen.

ela Honsig-Erlenburg

JÜRGEN ZIMMERER
(51) ist Professor für
Globalgeschichte an
der Uni Hamburg. Er
leitet die Forschungs-
stelle Hamburgs (post-)
koloniales Erbe. F.: privat

ische Variante in Venezuela sowie die Frage, warum in Afrika Demokratie so oft defizifizif ent ist
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2016 – mit Erlaubnis der Stadt – im Entwicklungsgebiet St. Marx auf rund 30.000 Quadratmeter Fläche.

Auf und Ab einer linkenlinkenlink Utopie
Populistischer Scherbenhaufenrbenhaufenrbenhauf in Venezuela

Sandra Weiss aus Puebla

I chbindasVolk“–diesenSatz,
der die Essenz des Populis-
mus destilliert, hörte man oft
in Venezuela, meist aus dem

Mund des verstorbenen Präsiden-
ten Hugo Chávez. Seine „bolivari-
sche Revolution“ begann 1999 als
ehrgeiziges Projekt einer neuen
linken Utopie. Getragen von brei-
ter Zustimmung und der Hoff-Hoff-Hoff
nung auf eine gerechtere Vertei-
lung des Erdölreichtums, beflü-
gelt vomHöhenflug der Erdölprei-
se, bald ferngesteuert vom sozia-
listischen Kuba.
Heerscharen von Sympathisan-

ten pilgerten nach Venezuela, um
Sozialprojekte zu begutachten, lob-
hudelnde Schriften zu verfassen
und dem Anti-US-Imperialismus
zu huldigen. Lange sah es so aus,
als könnte Venezuela mit seinem
demokratischen Sozialismus der
Region seinen Stempel aufdrü-
cken. Von Honduras über Brasi-
lien und Ecuador bis nach Ar-
gentinien reichte die „progressi-
ve“ Allianz.

DochdasProjekthat seinen2013
verstorbenen Initiator nurmitAch
und Krach überlebt. 18 Jahre spä-
ter steht es vor einem Scherben-
haufen: 500 Prozent Inflation, eine
um zehn Prozent schrumpfende
Wirtschaft, dieWährung im freien
Fall, galoppierende Kriminalität,
knappe Nahrungsmittel und Me-
dikamente und ein unpopulärer
Präsident, der sich nur dank des
Militärs und der Suspendierung
von Wahlen an der Macht halten
kann.
Was lief schief? Der Absturz der

Erdölpreise, Sabotage, Subversion
der bürgerlichen Opposition, sa-
gen jene, die noch an die Revolu-
tion glauben. Diemeisten – beson-
ders die vormaligen intellektuel-
len Stützen der Revolution – nen-
nen andere Gründe: Chávez’ an
Größenwahn grenzende Egozen-
trik, seine Beratungsresistenz, sein
Freund-Feind-Schema, seine öko-
nomische Verbohrtheit, vor allem
aber seine korrupte Entourage, de-
ren Bereicherung er im Gegenzug
für absolute Loyalität duldete und
die heute an der Macht ist.

Russlands Demokratie und
ihr allmächtigchtigch er Lenkernkernk

Personenkult um Putin und Zentralisierung der Macht

André Ballin aus Moskau

M ein bester Freund ist
Präsident Putin“, rap-
pen Sascha Tschest
und Timati, zwei ange-

sagte russische Popstars, auf dem
Roten Platz. Vom „weißen Herr-
scher“ und „coolen Superhelden,
bei dem die Mädchen den Ver-
stand verlieren“, ist die Rede. Iro-
nie? Fehlanzeige. Das Lied war
vor einem Jahr ein Geburtstagsge-
schenk für Wladimir Putin. Dane-
ben bekam der Präsident ein Ge-
mälde seiner selbst in Eishockey-
Uniform und einen Kristall-Putin.
Der Personenkult in Russland

hat trotz der Beteuerungen Putins,
kein Interesse daran zu haben, in
den letzten Jahren zugenommen.
Seine Porträts hängen in jeder
Amtsstube und sind in jedem
Schreibwarengeschäft zu haben,
im Staatsfernsehen kommt keine
Nachrichtensendung ohne ihn
aus. Der Personenkult ist nur die
sichtbarste Ausprägung der schar-
fen Zentralisierung der Macht.
Rein äußerlich verfügt Russland

dabei über alle Attribute einer De-
mokratie. Die Verfassung schreibt
Pressefreiheit, Gewaltenteilung
und freie Wahlen für Parlament
und Präsidentenamt vor. Die Rea-
lität sieht anders aus: Wurden die
Fernsehsender in den 90er-Jahren
von den Oligarchen als Lautspre-
cher für deren Geschäftsinteres-
sen missbraucht, so agitieren sie
nun im Auftrag des Kreml. Auch
die großen Tageszeitungen wur-
den von kremlnahen Strukturen
übernommen und zuletzt auslän-
dische Verlage weitgehend vom
Markt gedrängt. Mit der Andro-
hung des Lizenzentzugs bei zwei
Verwarnungen hat die Aufsichts-
behörde Selbstzensur bei den Me-
dien normiert.
Auch bei der Gewaltenteilung

hapert es: Unabhängige Rechtspre-
chung gibt es nicht. So kritisierte
der Europäische Gerichtshof für
Menschenrechte (EGMR) 2016 das
Urteil gegen den Oppositionellen
Alexej Nawalny und den Unter-
nehmer Pjotr Offizerow im „Ki-
rowles“-Betrugsprozess als will-

kürlich. Die vom russischen Ge-
richt als Straftat ausgelegtenHand-
lungen seien von unternehmeri-
scher Tätigkeit nicht zu unter-
scheiden, so der EGMR.
Das Parlament hat in Russland

nur eineuntergeordnete Funktion.
DiemeistenGesetzewerden inder
Präsidialverwaltung gemacht und
in der Duma nur abgenickt. Zwar
sitzen vier Parteien im Parlament,
doch mit Parteien westlichen For-
mats haben siewenig gemein: Nur
die Kommunisten verfügen über
ein echtes Programm, freilich kein
demokratisches. Die LDPR wird
vom Populistenführer Wladimir
Schirinowski geleitet, Einiges
Russland undGerechtes Russland
sind Kremlprojekte, deren Pro-
gramm sich auf die Unterstützung
Putins reduziert.
Den Rückhalt der Bevölkerung

hat er sicher: Einerseits verbin-
den die Russen mit ihm den Auf-Auf-Auf
schwung nach der sozialen Ka-
tastrophe in den 90er-Jahren. An-
dererseits sammelt erpopulistisch
gekonntundmedialaufbereitetmit
der Stigmatisierung sexuellerMin-
derheiten und Andersdenkender
Pluspunkte bei der konservativen
Mehrheit. „SouveräneDemokratie“
nannte Wladislaw Surkow, einer
der Architekten des Regimes, das
russische System.

Der russische Präsident
Wladimir Putin herrscht in

seinem Land mit starker Hand.
Foto: APA / AFP / Natalia Kolesnikova
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E r solle „still“ sein, denn er
sei „Fake-News“:Sobrach-
te US-Präsident Donald
Trump einen CNN-Repor-

ter zum Schweigen, der bei einer
Pressekonferenz kritische Fragen
stellen wollte: „Seien Sie still!“ In
dieser denkwürdigen Szene kul-
minieren mehrere Krisen und ein
grundlegender Kulturwandel. Sie
zeigt: Der klassische Journalismus
steht massiv unter Druck.
In demokratischen Gesellschaf-Gesellschaf-Gesellschaf

ten erfüllten Massenmedien bis-
her grundlegende Funktionen, die
ihnen den Ruf der „vierten Ge-
walt“ einbrachten. Information,
Meinungsbildung und vor allem
die Kontrolle der drei anderen
Gewalten im Staate gehörten zu
ihren klassischen Aufgaben.
Mit der Digitalisierung, dem

größten Medienwandel seit dem
Buchdruck, sind die traditionel-
len Medien in eine Ressourcen-
krise geschlittert: Die Werbeein-
nahmen brechen ein, die Konkur-
renz wächst. PR-Abteilungen von
Konzernen werden aufgestockt,
während Redaktionen sparen.

In der Vertrauenskrise
Dazu kommt eine Vertrauens-

krise: Die Deutungshoheit der
Journalisten wird infrage gestellt.
Darüber, wie tief die Vertrauens-
krise ist undwo ihre Ursachen lie-
gen, gibt es weder in der Medien-
branche selbst nochunterWissen-
schaftern einen Konsens. Uwe
Hasebrink vom Hans-Bredow-
Institut für Medienforschung, hat
eine Erklärung: „Verschiedene
Teile der Gesellschaft sind sich
bewusst geworden, wie groß die
Klüfte innerhalb der Gesellschaft
sindundwie groß dieChancenun-
gleichheit ist.“ Damit geraten jene
Medien, die eine Beschreibung
der Realität für möglichst viele
unterschiedliche Leser bieten
wollen, unter Druck. Hasebrink
zweifelt daran, dass den Medien
diese „gemeinsame Erzählung“
weiter gelingt. Doch der Medien-
wissenschafter sieht dazu „keine
Alternative“.
Es sei immer öfter die Rede da-

von, dass das Establishment nicht
mehrwahrnehme,welche Lebens-
bedingungen diejenigen, die sich
nicht zur Elite rechnen, haben,
sagt Hasebrink. Diese Erzählung
von den abgehobenen Eliten ist
keine neue. Sie erinnert an wenig
ruhmreiche Zeiten der europäi-
schen Geschichte, genauso wie
die mit ihr einhergehenden
„Lügenpresse“-Rufe. Zuletzt hörte
man dieses Schlagwort in der NS-
Zeit als Teil der antisemitischen
Verschwörungstheorie zur Herab-
setzung der kritischen Presse, die
angeblich im Dienst des „Weltju-
dentums“ stand.
Wie kommt es aber nun zu

einemWiedererstehen des großen
Misstrauens und dessen Miss-
brauchs durch die neuen Rechten
und Rechtsextreme, wie etwa die
Pegida-Bewegung, die AfD oder
die sogenannten Identitären, und
wie kommt es zu dem Eindruck
„der geteilten Gesellschaft“? „Be-
stimmte Routinen in der Gesell-
schaft werden infrage gestellt,
weil es große Herausforderungen
gibt. Es kommt nicht von unge-
fähr, dass die Flüchtlingskrise als
Motor dieser Entwicklungen ge-
dient hat“, erklärt Hasebrink.
Längst ist der mündige Wähler

und Leser nicht mehr ausschließ-
lich auf die massenmediale Wirk-
lichkeit angewiesen. Ihm stehen
im digitalen Zeitalter unzählige

Quellen zur Verfügung. Er kann
aktiv an der Informationsproduk-
tion und deren Verbreitung im
Internet teilnehmen. Haben wir
also die Demokratisierung der
Informationsgesellschaft erreicht,
die in der Gründerzeit des Inter-
nets beschworen wurde? Nein,
sagt Josef Trappel, Universitäts-
professor für Medienpolitik und
Medienökonomie der Universität
Salzburg: „In den sozialen Me-
dien entscheiden globale Konzer-
ne wie Facebook darüber, was
möglich ist und was nicht. Die
User haben nur die Wahl, mitzu-
machen oder eben nicht.“
Etwaswohlwollender siehtHelge

Fahrnberger,GründerdesMedien-
WatchblogsKobuk, die Digitalisie-
rung der Medien und ihre Funk-

tion in der Demokratie: „Die Digi-
talisierunghat dieMedienproduk-
tion demokratisiert. Diesermedia-
le Wandel ist sowohl Gewinn als
auch Verlust für die Demokratie.“
Mit den sozialen Medien werde

die Kommunikation demokrati-
scher, sowohl in ihrer guten als
auch in der schlechten Ausprä-
gung. Fahrnberger: „Lügen und
absurdeGerüchte habennicht erst
mit den sozialen Medien Einzug
gehalten, aber: Du brauchst jetzt
nicht mehr den Zugang zu großen
Produktionsmitteln, um Unsinn
zu verbreiten.“
Trappel warnt auch vor der

sogenannten Filterblase, in der
Menschen lediglich die Bestäti-
gung ihrer Weltsicht erfahren: „Je
mehr Menschen sich vorzugswei-
se mit ihresgleichen austauschen,
desto schlechter ist die Informa-
tionslage der Bevölkerung. Und
Informiertheit ist wiederum eine
Voraussetzung für Demokratie.
Der Zugewinn an Meinungsplatt-

formen ist also teuer erkauft.“
Doch die sogenannte „confirma-
tion bias“ (deutsch: Bestätigungs-
fehler), also die Neigung, jene
Informationen zu wählen und zu
interpretieren, die das eigene
Weltbild bestätigen, gibt es nicht
erst seit dem Siegeszug der sozia-
len Medien. Die Funktion des
Stammtischs wird hier lediglich
redefiniert und verstärkt.

Gerüchteküche Social Media
Auch außerhalb von sozialen

Medien finden interessierte Men-
schen, die denMedien nichtmehr
vertrauen, im Netz unzählige
Alternativen. Darunter etwa gut
recherchierte Blogs von Experten
ebenso wie Seiten, die rein auf
politische Stimmungsmache mit

„Seien Sie still!“: Die „vierte Gewaltewaltew “
Lügenpresse, Fake-News, Hautevolee: Die Medien sehen sich einem Vertrauensverlust ausgesetzt, der mit

BESTANDSAUFNAHME:Olivera Stajić, Fabian Schmid

bezweifeln, dass den Medien weiterhin eine „gemeinsame Erzählung“ gelingt – doch sehen sie dazu auch keine

Das Thema Überwachung spielt in Banksys Werken eine große Rolle. Sein Bild in Cheltenham, das Agenten beim Abhören einer
Telefonzelle zeigt, wurde 2014, kurz nachdem ein Geschäftsmann erklärt hatte, es kaufen zu wollen, mit Graffitis übersprayt.
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Du brauchst nicht
mehr Zugang
zu den großen

Produktionsmitteln,
um Unsinn zu verbreiten.

Helge Fahrnberger

„

“

Die Medienbranchedienbranchedien kämpft mit dem Wegfall von Geschäftsmodelleschäftsmodelleschäf en und einem Vertrauensverlust –



steht unter massivemassivemassi m Druck
ökonomischem Druck durch wegbrechende Werbeeinnahmen einhergeht. Medienforscher
Alternative. Dem demokratischen Entscheidungsprozess setzt die Krise der Medien jedenfalls zu.

überspitzten oder gar falschen
Nachrichten ausgelegt sind. Dazu
kommt eine neue Form der
Gerüchteverbreitung durch sozia-
le Medien. „Im Internet und den
sozialen Netzwerken hat sich eine
große Gegenöffentlinöffentlinöff chkeit etabliert.
Viele geteilte Berichte
und Posts erlangen
schnell Wahrheitssta-
tus, auchwenn sie sich
später als unhaltbare
Gerüchte herausstel-
len“, sagt Trappel.
Der Medienforscher

Fritz Hausjell schlägt
vor, dass klassische
Medien diesen Gerüchten nach-
gehen sollten. Diese gelangten
„ohnehin an die Endnutzer“, sagt
Hausjell. Medien agierten nicht
mehr im abgeschlossenen Raum.
Trappel will den klassischen
Journalismus nicht mehr als
defensiven und exklusiven Gate-
keeper verstehen, er sei vielmehr
„offensiver Agent der Suche nach
den relevanten Informationen
und Interpretationen“. Medien
können dies auch nutzen, um
etwa mit einer breiten Masse an
Nutzern zu kooperieren oder Hin-
weise zu erhalten.

Infos aus sozialen Medien
Um Nachrichten zu konsumie-

ren, greifen laut Reuters Digital
News Report 2016 rund 48 Pro-
zent aller Österreicher

Report
Österreicher

Report
auf soziale

Medien zurück. Erstgereiht ist
Facebook, dahinter folgen You-
tubeundWhatsapp.Auf Facebook
kann jeder Nutzer sein Profil
öffentlich machen oder eine eige-
neSeite gründen, umNachrichten
zu verbreiten. Für User kann es

dadurch oft schwierig sein, die
Quelle der Meldung zu überprü-
fen. Oft wird Freunden vertraut,
die bestimmte Nachrichten teilen;
ohne dass diese selbst recherchie-
ren, ob es sich bei dem Urheber
um einen professionellen Jour-
nalisten, einen Aktivisten oder
einen Verschwörungstheoretiker
handelt.
Facebook leugnete den Einfluss

von Fake-News anfangs, mitt-
lerweile will die Plattform mit
Medien zusammenarbeiten, um
Falschmeldungen zu markieren.
Doch dass die Medien derzeit

mit Vertrauensverlust kämpfen
müssen, hat nicht nur etwas mit
gezielt gestreuten Falschmeldun-
gen oder böswilligen Angriffen zu
tun, erklärt Helge Fahrnberger:
„Es sind nicht nur die AfD-
Mitglieder, dieLügenpresse rufen,
die zur Erosion des Vertrauens in
etablierten Journalismus beitra-
gen, sondern auch seriöse und
fundierteMedienkritik.“ Denn die
Missstände in der Branche sind
und waren immer da, und es sei
um den klassischen Journalismus
heute nicht schlimmer bestellt
als in der Vergangenheit, denkt
Fahrnberger.
Neu ist allerdings, dassMedien-

organisationen selbst im Rampen-

Auf der Welle der
Medienskepsis, die

derzeit in der Bevölkerung
beobachtbar ist,

surfen einige Politiker.
UweHasebrink

„

“

doch auf die „vierte Macht“ kann eine demokratische Gesellschaft nicht verzichten
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licht stehen wie nie zuvor. Macht
ein Journalist in seinem Artikel
Fehler, verbreitet sich die Kunde
davon in sozialen Medien in Win-
deseile. Diese neue Möglichkeit
des direkten Feedbacks und der
konstruktiven Kritik ist ein will-

kommenes Korrektiv
einerseits, anderseits
kann es vertrauensero-
dierend wirken.
Was in Österreich

fehlt, so Fahrnberger,
ist die Selbstkontrolle
der Medien unterein-
ander: „Der Medien-
markt ist bei uns zu

klein, man möchte nicht den
potenziellen zukünftigen Arbeit-
geber anpatzen.“
Tatsächlich sucht man in der

österreichischenMedienlandschaftndschaftndschaf

vergeblich eine umfassende Be-
richterstattung über journalisti-
sche Themen. In Deutschland
blickt das Magazin Zapp des NDR
regelmäßighinter dieKulissender
Medienwelt. In Österreich gibt
es neben Fahrnbergers Projekt
Kobuk.at noch die Online-Platt-
form dossier.at die unregelmäßig,
aber doch immer wieder Relevan-
tesausderMedienbracheberichtet.
Zu diesen Komplexen kommt,

dassdiePolitikMedien zusehends
anders behandelt. Die Politik war
bislang auf Massenmedien ange-
wiesen und befand sich mit ihr in
einem nicht immer unproblemati-
schen symbiotischen Verhältnis.
Dieses Verhältnis scheint in west-
lichen Demokratien nun ein
wenig aus dem Gleichgewicht zu
geraten. Man hat den Eindruck,

dass einige politischeAkteure, vor
allem aus dem rechtpopulisti-
schen Eck, den alten „Vertrag“
aufkündigen und offen signalisie-
ren, dass sie die klassischen, nicht
genehmen Medien daran hindern
wollen, ihrer Kontrollaufgabe
nachzukommen. Unbeliebte Jour-
nalisten werden nicht zu Presse-
konferenzen zugelassen, bekom-
men keine Akkreditierungen für
Veranstaltungen oder werden
öffentlich angegriffen, wie Trump
es gerne tut.

Welle der Medienskepsis
„Auf derWelle derMedienskep-

sis, die derzeit in der Bevölkerung
beobachtbar ist, surfen einige
Politiker, die Errungenschaften,
die ich für nicht hinterfragbar
gehalten habe, nun hinterfragen“,

sagt Hasebrink. „In einem Land
wie den USA einen derartigen
Umgang mit Medien zu erleben,
hält man nicht für möglich. Da ge-
rät eine Wertvorstellung ins Rut-
schen“, sagt der Medienforscher.
Medienbeobachter und Exper-

ten betonen, dass derzeit in Euro-
pa noch kein Grund für Alarmis-
mus besteht, jedoch seien Vor-
sicht und Aufmerksamkeit nötig.
„Das Diskreditieren von journalis-
tischer Arbeit ist historisch ein
Kennzeichen autoritärer Regime.
Daher sind alle demokratischen
Kräfte aufgefordert, die Medien
vor unqualifizierter Kritik zu
schützen“, sagt Josef Trappel von
der Uni Salzburg. Das Ausmaß, in
dem Medien in Österreich kriti-
siert werden, hält er jedoch noch
nicht für demokratiegefährdend.

wenigeristnichtmehr.at fb.com/wenigeristnichtmehr
#wenigeristnichtmehr

Keine weiteren Einsparungen!
Bei der Gesundheit gilt:Weniger ist nichtmehr.mehr.mehr

Breites wohnortnahes Angebot und individuelle Wahlmöglichkeiten
statt einheitlicher Staatsmedizin!

Das, was im Gesundheitssystem gut funktioniert,
endlich ausbauen und weiterentwickeln!
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Die US-Amerikaner David Leavitt und David Torres bilden das Street-Art-Duo Cyrcle. Ihr Bild in Los Feliz, einem Stadtteil von Los
Angeles, ist zweideutig zu verstehen: Der Ausdruck „overthrone“ steht im urbanen Slang für „beim WC-Gang ausgestochen werden“.
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Wie ein rechter Populist Indien regiert und was die schottischen NatiNatiNa onalisten umtreibt

Das politische Dilemma
von Edinburghrghrg

Mit dem Mittel der Volksabstimmung haben die
schottischen Nationalisten jahrelang zugunsten der

ersehnten Unabhängigkeit von London Politik gemacht.
Jetzt setzt sie der Brexit unter Zugzwang.

bekommen, findet die dortige Regierungs-
chefin. Andernfalls sei die Unabhängigkeit
wieder auf der Tagesordnung.
„Das hat Begehrlichkeiten geweckt“,

glaubt der Soziologe Jan Eichhorn von der
Uni Edinburgh in Anspielung auf jene Na-
tionalisten, die ihre vorsichtig agierende
Chefin zumHandeln bewegen wollen. „Der
Druck steigt.“ Dass Sturgeon ein zweites
Referendum für 2017 ausgeschlossen hat,
nahmdieSNP-BasisnochohneMurrenhin.
Wenn aber Londons Verhandlungen mit
der EU schlecht verlaufen, womöglich die
britischeWirtschaft abschmiert, könnte die
Nuklearoption attraktiv werden. Frühes-
tens im Sommer 2018, spätestens im Früh-
jahr 2019 würden die Nationalisten die
Schotten erneut an die Urne rufen.
Das wäre ein hohes Risiko: Zum einen

deuten die Umfragen bisher nicht auf einen
Meinungsumschwung zugunsten der Un-
abhängigkeit hin. Zum anderen genießt die
EU keineswegs uneingeschränkte Populari-
tät. Immerhin entschieden sich auch hier
38 Prozent für den Brexit, darunter 30 Pro-
zent SNP-Anhänger. Zu Recht könnten die
Unionisten darauf verweisen, dass „unser
Handel mit dem Rest des Landes viel grö-
ßer ist als der Handel mit anderen EU-Staa-
ten“, wie die konservative Oppositionsfüh-
rerin Ruth Davidson sagt.
Geht das zweite Referendumnoch in die-

sem Jahrzehnt über die Bühne und erneut
verloren – dann, sagt Soziologe Eichhorn,
„ist das Thema auf längere Frist beerdigt“.
Sturgeon wäre dann nicht Schottlands
Befreierin, sondern die Totengräberin der
Unabhängigkeit. Keine frohe Aussicht.

Sebastian Borger aus London

G roßbritanniens geplanter EU-Aus-
tritt stellt die schottischen Natio-
nalisten vor ein besonderes Pro-
blem. Zwar kann die populäre Mi-

nisterpräsidentin Nicola Sturgeon von der
regierenden Nationalpartei SNP zu Recht
darauf verweisen, die Umwälzung gesche-
he gegen den klaren Willen der Schotten.
Dochhat sie als Druckmittelwenigmehr als
dieNuklearoption: ein zweites Referendum
über die Unabhängigkeit der stolzenNation

vom übermächtigen England,
wenige Jahre nachdem eine ers-
te Abstimmung im September
2014 deutlich verlorenging.
Ironischerweise zählte da-

mals die Mitgliedschaft im
Brüsseler Club zu den Haupt-
argumenten der Unionisten:
Unabhängigkeit bringe Unsi-
cherheit. Am Ende entschieden

sich 55 Prozent für den Verbleib in der
Union mit England, Wales und Nordirland.
Vergangenes Jahr fiel das Verdikt noch

deutlicher aus. Während England und
Wales für den Brexit stimmten, votierten
sämtliche Stimmbezirke Schottlands mit
insgesamt 62 Prozent für den EU-Verbleib.
Kurz vor Weihnachten präsentierte Stur-
geon deshalb ein 50-seitiges Dokument. Es
sah den Verbleib im Binnenmarkt samt an-
haltendenMilliardenzahlungen insBrüsse-
ler Budget vor. Wenn Premierministerin
Theresa Mays Regierung diese Lösung für
das Vereinigte Königreich als Ganzes nicht
wolle,müsse Edinburgh eine Sonderlösung

Indien auf dem Wegm Wegm W
in den Modi-Staataataa

Das Land, das sich gern die größte Demokratie der Welt nennt,
wird gegenwärtig von einem Premierminister regiert, der sich
Nazideutschland zum Vorbild nimmt. Narendra Modi ist ein
Populist, der mit Hetze gegen Minderheiten erfolgreich ist.

die größte Demokratie derWelt bezeichnet,
grundlegend verändert. Der Politiker, der
sich bei den Massen als der Sohn eines
armen Teeverkäufers verkauft, sitzt so fest
im Sattel der Macht, dass sich Beobachter
die Augen reiben. Selbst politische Fehl-
griffe, die andere Politiker die Karriere
kosten würden, können Modi nichts anha-
ben. DieOpposition ist kraft- und führungs-
los, die Medien wagen kaumWiderspruch.
Ein Klima der Angst hat sich breit-

gemacht. Menschenrechtsorganisationen,
Schriftsteller und Künstler, die sich kri-
tisch äußern, werden als anti-
nationalistisch beschimpft und
vom rechten Mob bedroht.
Selbst Legenden wie Bolly-
wood-Schauspieler Aamir Khan
bekamendies zu spüren: Als der
Filmstar 2015 die zunehmende
Intoleranz im Land beklagte,
wurde dem indischen Muslim
geraten, nach Pakistan auszu-
wandern. Inzwischen hat Khan nur gute
Worte für Modi.
DieMenschenrechtsorganisationHuman

Rights Watch zeigte sich in ihrem jüngsten
Bericht besorgt über die Entwicklung.
Gleichzeitig schwächelt Indiens Wirt-
schaft, die von Modi versprochenen
Arbeitsplätze und das „Wachstum für alle“
bleiben aus. Und der Premier ist ein Meis-
ter der Manipulation, der die Unzufrieden-
heit der Massen auf die Schwachen richten
kann: auf Muslime, auf Christen, auf Stu-
denten, auf Kastenlose. Wann immer sek-
tiererische Gewalt ihre hässliche Fratze
zeigte, hat Modi stets weggeschaut.

Agnes Tandler

U nser Land ist sehr in Misskredit
gebracht worden“, klagte der Red-
ner auf der Bühne im Madison
Square Garden in New York. Er

werde hart arbeiten, um die Wirtschaft
wieder in Schwung zu bringen, versprach
er 20.000 euphorisch jubelnden Zuhörern.
DochnichtUS-PräsidentDonaldTrumpbe-
geisterte hier mit seiner brandgefährlichen
Rhetorik die Massen, nein, der Redner war
Indiens Premierminister Narendra Modi,
der 2014 inNewYork zu seinenAnhängern
sprach, fast ein Jahr bevor Trump seine ers-
te Wahlkampfrede hielt.
Modi,Mitglied einer ultrarechtenHindu-

Organisation, deren Gründer sich Nazi-
deutschland zum Vorbild nahmen, hat vie-
le Elemente des Aufstiegs von Trump vor-
weggenommen: Der Populist gewann Mitte
2014 dieWahlmit der Verteufelung religiö-
ser Minderheiten, Hetze gegen die Medien
und korrupte Eliten und mit einer guten
Portion Machismus.
Früher als Trump hat Modi mit seinem

feinen Gespür für Trends das politische
Potenzial einer unbestimmten Unzufrie-
denheit mit der wirtschaftlichen Entwick-
lung des Subkontinents und der herrschen-
den Klasse wahrgenommen. Früher als
Trump hat Modi auch die neue Macht der
sozialen Medien erkannt. Der Premiermi-
nister unterhält zwei Twitter-Accounts, um
direkt mit seinen 24 Millionen „Followern“
zu kommunizieren. Er gibt nur selten Pres-
sekonferenzen. Innerhalb von zweieinhalb
Jahren hat Modi Indien, das sich gern als



Cyrcles Wandgemälde „Slave“ entstand 2014 im Rahmen eines Street-Art-Festivals in Montreal. Der auf den Kopf gestellte antike
Tempel – oft Sinnbild für Demokratie – lässt Raum für Interpretation. Der durchgehende Strich findet sich in vielen Werken Cyrcles.
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Viele bezweifeln, dass ihre Stimme bei WahlenWahlenWa Gewicht hat

Conrad Seidl

H aben Sie das Gefühl, mit
Ihrer Stimme bei Wah-
len etwas bewegen zu
können?“ Diese Frage

stellte das Linzer Market-Institut
diese Woche mehr als 400 Wahl-
berechtigten. Knapp zwei Drittel
stimmten zu – allerdings in unter-
schiedlicher Intensität: 22Prozent
sagten „auf jeden Fall“, 43 Prozent
„eher schon“.
Ein Viertel der Befragten aber

sagt „eher nicht“, und jeder elfte
Befragte sagt sogar „sicher nicht“.
Es sind besonders jüngere Wäh-
ler und erklärte Anhänger der
Freiheitlichen, die an der Wirk-
macht der eigenen Stimme zwei-
feln – und jene, die
politisch unentschlos-
sen sind oder angeben,
ohnehin nicht wählen
zu gehen.
Market-Wahlfor-

scher David Pfarrhofer
verweist noch auf
einen anderen Zusam-
menhang: „Wir haben
auch gefragt, ob die Leutemit dem
Ausgang der Bundespräsidenten-
wahl zufrieden sind. Jene, die sa-
gen, dass die Wahl in ihrem Sin-
ne ausgegangen ist, sagen zu 90
Prozent, dass man durch Wählen
etwas bewirken kann. Die, die
vomWahlergebnis enttäuscht sind,
meinen auch, dass sie mit ihrer
Stimme eh nichts erreichen kön-
nen.“
Stichwort Bundespräsidenten-

wahl: Weiterhin sind nur 54 Pro-
zentmit demWahlausgang zufrie-
den – das ist auch der Stimmenan-
teil, denAlexander Van der Bellen
am 4. Dezember des Vorjahres er-

reicht hat. 19 Prozent äußern sich
als wenig, 21 Prozent als gar nicht
zufrieden mit dem Wahlergebnis
der Stichwahl.
Und wie ist das mit der Demo-

kratie so ganz allgemein? Market
fragte: „Was halten Sie vonderDe-
mokratie, so wie sie in der öster-
reichischen Verfassung festgelegt
ist?“ 24 Prozent finden sie sehr
gut, 55 Prozent gut – 13 Prozent
weniger gut und nur vier Prozent
gar nicht gut. Diese Einschätzung
ist seit einer Vergleichsumfrage
2013 (imVorfeld der Nationalrats-
wahl) ziemlich unverändert.

der StandaStandaStand rdarda ließ die Befragten
auch einen persönlichen Zeitver-
gleich anstellen: „Wie hat sich
Ihrer Meinung nach das demokra-

tische System in den
vergangenen Jahren in
Österreich
vergangenen
Österreich
vergangenen

entwi-
ckelt?“ Elf Prozent
meinen, unser Land
sei heute demokrati-
scher als vor zehn Jah-
ren, 37 Prozent sagen
aber im Gegenteil, es
sei weniger demokra-

tisch als damals.
Die Vorgabe, einen Vergleich

mit der Zeit von vor zehn Jahren
anzustellen, markiert einen wich-
tigen Punkt in der Entwicklung
der politischen Landschaft: Vor
zehn Jahren ist mit der Regierung
Gusenbauer wieder eine „große“
SPÖ-ÖVP-Koalition ans Ruder ge-
kommen.
Die Anhänger der Koalitions-

parteien haben aber keine signifi-
kant bessere Einschätzung der de-
mokratischen Entwicklung Öster-
reichs als andere Befragte.
Und welches politische System

würden die Österreicher
politische

Österreicher
politische

vorzie-

hen? Market fragte – gesondert –
unterschiedliche Modelle ab:
Q Einen starken Führer zu haben, der
sich nicht mit Parlament und Wahlen
beschäftigen muss – das erscheint
einer Mehrheit denn doch zu hef-hef-hef
tig. 65 Prozent halten eine Dikta-
tur für eine sehr schlechte Art, ein
Land zu führen, 17 für eine ziem-
lich schlechte. Nur sechs Prozent
halten eine Diktatur für ziemlich
gut, drei Prozent für sehr gut.
Q Eine Militärregierung schneidet
noch schlechter ab – diese findet
nur ein Prozent sehr gut, vier Pro-
zent sehr gut.
Q Experten statt einer gewählten Re-
gierung zu haben, die entscheiden,
was ambesten für das Land ist – hier
bröckelt das demokratische Be-
wusstsein schon deutlich: Zwölf
Prozent fänden das sehr gut, 42
Prozent ziemlich gut. Nur elf Pro-
zent sagen klar, dass das eine sehr
schlechte Regierungsform wäre.
Q Also dann doch das Bewährte,
ein demokratisches politisches Sys-
tem. Das finden 50 Prozent sehr
gut, 38 Prozent ziemlich gut. Nur
vier Prozent finden Demokratie
ziemlich schlecht, zwei Prozent
sehr schlecht.
Schließlich wurde erhoben, wo

dieÖsterreicher vermuten, dass es
demokratisch zugehe – Pfarrhofer
erläutert die Grafik: „Man würde
annehmen, dass es einen engen
statistischen Zusammenhang zwi-
schen Unkenntnis eines Systems
und der Vermutung, dass dieses
undemokratisch sei, gibt, das trifft
aber allenfalls auf EU-Institutio-
nen zu. Die Sozialversicherung
meint jeder zu kennen – dass de-
ren Organe aber demokratisch be-
setzt sind,wissenund schätzen al-
lenfalls 36 Prozent.“

Jeder Elfteftef findefindef t eine DiktaDiktaDik tutatuta r okaykayka
Wie halten es die Österreicher mit der Demokratie? Zwei Drittel liebäugeln mit einer Expertenregierung,
fünf Prozent sogar mit einer Militärdiktatur. Aber im Zweifel obsiegt die parlamentarische Demokratie.

CATI-Umfrage für den Standard, 18. u. 19. Jänner 2017,
n = 431,maximale Schwankungsbreite +/–5 Prozent

Es geht demokratisch zuin Prozent der Befragten Manweiß, was die Einrichtung tutE

Wo die Demokratie daheim ist
Frage 1: Es gibt ja verschiedene Einrichtungen, die für das Leben bei uns in Österreich
wichtig sind – bei einigen weiß man besser, was sie tun, bei anderen weiß man es nicht
so genau. Ich lese Ihnen nun einige Institutionen vor und bitte Sie, mir jeweils zu sagen,
ob Sie imWesentlichen wissen, was sie tun, oder ob Sie das eher nicht wissen. Beginnen
wir mit:
Frage 2: Und in welchen dieser Einrichtungen, die für das Leben bei uns in Österreich
wichtig sind, geht es Ihrer Meinung nach demokratisch zu, und in welchen geht es
überwiegend nicht demokratisch zu? Beginnen wir mit:

Der Gemeinderat Ihrer Heimatgemeinde

Der Landtag Ihres Bundeslandes

Die Landesregierung Ihres Bundeslandes

Der österreichische Nationalrat

Die österreichische Bundesregierung

Die Arbeiterkammer

Der Rechnungshof

Das Europaparlament

Die Sozialversicherung

Die Wirtschaftskammer

Die Vereinten Nationen

Der Europäische Rat

Die Europäische Kommission

62
78

60
57

57

55

53

44

39

36

35

30

27
21

25
31

46

75

84

41

71

85

75

60
72

67



Die geballte gelbe Faust im Comicstil, oft ergänzt um die weiße Fahne, ist das Hauptmotiv des Berliner Künstlers Kripoe. Die Arbeit
„Hands up“ in München entstand in Kooperation mit Amnesty International und auf Einladung des Vereins Positive-Propaganda e.V.
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Wie Kinder die Prinzipien der Demokratie spielerisch lernen sollen

Katharina Mittelstaedt

G esenkte Köpfe, ein Mäd-
chen zuckt mit den
Schultern. „Passt schon“,
murmelt ein Bursche

und kratzt sich am Kopf. Ein an-
derer stampft einmal wütend auf.
„Mist“, schimpft er, hält sich da-
nach aber gleich schuldbewusst
dieHand vor denMund.Wie so oft
nach Stichwahlen – fast– fast– f die Hälf-Hälf-Hälf
te derWählerschaft ist enttäuscht.
Aber gut, hilft nichts. Nach vorn
schauen. Gespalten ist die 3C des-
halb nicht. Wird heute eben eine
Zeitungproduziert und
kein Radiobeitrag ge-
staltet. „Ist das jetzt in
Ordnung für alle, die
anders abgestimmt ha-
ben?“, fragt eine derBe-
treuerinnen. „Ja“, rufen
einige. So schlimm ist
es doch nicht. So läuft
das halt in einer Demo-
kratie.
Ganz neu ist das Konzept den

Achtjährigen nicht. Die Schüler
einer Volksschule im 17. Bezirk
Wiens haben auch bereits bei der
Schulsprecherwahl abgestimmt.
In der Demokratiewerkstatt des
österreichischen Parlaments neh-
men sie heute am Kurs zum The-
ma Partizipation teil. „Meine Mei-
nung zählt!“ ist das Motto – aber
gemacht wird eben, was dieMehr-
heit will.
Auch bei der nächstenAufgabe:

Es geht darum, aus einzelnen Fel-
dern ein großes Spielbrett zu bil-
den. Doch in welcher Form?
„Steeeern“, ruft ein Mädchen.
„Dreieck“, kreischt ein Bursche.

„Wäre es fair, jetzt einfach einen
Stern oder einDreieck zumachen,
weil die beiden am lautesten ge-
schrien haben?“, fragt eine der Be-
treuerinnen des Kurses.
Dann spielt sie mit ihrer Kolle-

gin eine Szene vor. Eine setzt sich
einen Hut auf und sagt: „Ich fän-
de ein Spielbrett in Form einer
Blume schön.“ „Eine Blume? Leu-
te mit Hut nehme ich nicht ernst“,
sagt die andere. Die Kinder schau-
en gebannt zu. Ein Mädchen
schreitet vorsichtig ein: „Ich finde
eine Blume auch schön“, sagt es
leise. Die beiden ignorieren den

Zwischenruf. „Eine
Blume ist eine komi-
sche Idee, das kann
nur jemandemmit Hut
einfallen“, triezt die
eine die andere weiter.
Schließlichwirdauf-auf-auf

gelöst, dass das nur ein
Spiel war. Dass die
beiden zeigen wollten,

was ein Vorurteil ist. Dann wird
demokratisch zwischen den ver-
schiedenen Formen abgestimmt:
Die Mehrheit will ein dreieckiges
Spielbrett bauen.
Die Parlamentsdirektion bietet

Werkstätten zu sechs verschiede-
nen Themen an. Zielgruppe sind
Schüler im Alter zwischen acht
und 14 Jahren. Fast an jedem Wo-
chentag kommen zwei Klassen ins
Palais Epstein am Ring – gleich
neben dem Parlament. Die
Schwerpunkte sind die Gesetz-
werdung, Medien, Partizipation,
die Geschichte der Republik und
Europa. Darüber hinaus werden
wöchentlichTreffenmitNational-
ratsabgeordneten organisiert.

Am Ende der vierstündigen
Workshops soll jede Schulklasse
eine Zeitung, eine Radiosendung
oder einen Kurzfilm gestaltet ha-
ben. Eine Gruppe der Volksschul-
klasse aus dem 17. Bezirk hat sich
in einemArtikel undeinemComic
mit dem Thema Gleichberechti-
gung auseinandergesetzt. Edimalt
deshalb Mädchen, die Fußball
spielen und dafür einen Preis ge-
wonnen haben.
Das Vorurteil „Frauen können

nicht Fußball spielen“ sei nämlich
Quatsch, sind er und seine Mit-
schülerinnen überzeugt. Eine der

Sportlerinnen bekommt rosa Haa-
re, eine andere eine blau einge-
färbte Frisur verpasst. „Das sind
die komischstenMädchen, die ich
überhaupt je gesehen habe“, sagt
Edis Sitznachbarin empört. „Nein,
die sind nur besonders kess“, er-
klärt die Lehrerin.
Das Mädchen malt derweil ei-

nen Buben mit rosa Shirt, lila
Hose, einer „Schweinsnase“, wie
sie sagt, und einem bunten Pup-
penwagen. Der sei auch gar kein
Klischee, sagt die Volksschülerin.
Solche Buben seien ihr nämlich
schon oft begegnet.

WählenWählenWä lernen kann schmerzen
In der Demokratiewerkstatt des Parlaments wird Kindern spielerisch der Staat erklärt

und nähergebracht – die schönen genauso wie die weniger schönen Seiten der Volksherrschaft.

In der Partizipationswerkstatt dürfen Schüler über alles abstimmen –
wie bei jeder demokratischen Wahl gilt das, was die Mehrheit will.
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MEMELALANGENGE

Werkstattattat
für Demokratkratk ie

Für Demokratie könne man
eigentlich nie genug tun,
meinte der frühere Bundes-
ratspräsident Gottfried Knei-
fel: „Ich meine: Wir kämpfen
und catchen auf einer Büh-
ne, aber wir bewerben die
Bühne an sich nicht.“
Der langjährige ÖVP-Poli-

tiker fand daher Gefallen an
dem, was das Parlament in
Wien unter dem Titel Demo-
kratiewerkstatt veranstaltet
und propagierte das auch
in seinem Heimatland Ober-
österreich.
Dies fiel auf fruchtbaren

Boden: Landtagspräsident
Viktor Sigl plante, im ober-
österreichischen Landtag
ebenfalls eine Demokratie-
werkstatt nach dem Vorbild
des Parlaments in Wien ein-
zurichten. Vorsichtshalber
fragte er in Wien nach,
ob so etwas denn auch ge-
nehm sei – und erfuhr, dass
das eben nicht erwünscht
wäre.
„Die Demokratiewerkstatt

darf es in Österreich nur für
Bundesdemokratie geben“,
wundert sich Kneifel, „dabei
sollte man glauben, dass die
Republik doch so etwas wie
ein Konzern ist, innerhalb
dessen die Markenrechte ge-
meinsam genutzt werden
können.“
Die Oberösterreicher lie-

ßen es sich allerdings nicht
verdrießen. Die oberösterrei-
chische Demokratiewerk-
statt heißt nun eben Werk-
statt für Demokratie und fin-
det jährlich statt. (cs)



Immer mehr Menschen sehen Österreich den Bach hinuntergehen. So viele wie jeee
im Land und bringt demokratische Spielregeln ins Wanken. Der Ruf nach demm

genen Jahrenetwas eingetrübthat,
können objektive Veränderungen
nur einen kleinen Teil des wach-
senden Pessimismus erklären.
Das zeigt auch eine Auswer-

tung, die das Forschungsinstitut
Sora für den STANDTANDTA ANDAND RDARDA vorgenom-
men hat. 2014 sagten 37 Prozent
derArbeitnehmer, sie blickenpes-
simistisch in die Zukunft der ös-
terreichischenWirtschaft. Damals
lief es konjunkturell auch wirk-
lich sehr schlecht. Mittlerweile

hat sich die heimische
Wirtschaft aber stabili-
siert, sie wächst wie-
der so schnell wie in
anderen Ländern
Europas, der Arbeits-
markt entwickelte sich
im Vorjahr stabil.
Jetzt schauen aber

bereits 47 Prozent der
Arbeitnehmer pessimistisch in
die Zukunft. Obwohl sich die
Daten gebessert haben, ist die
Stimmung schlechter.
Die Greißlerin in Greinbach

macht täglich um sechs Uhr auf
und ist am Vormittag ein Treff-Treff-Treff
punkt für viele Pendler, Hausfrau-
en und Pensionisten. Den Eingang
zu Karin’s Nahversorger ebnet ein
Stapel Bierkisten. Eine Runde
Männer verlässt das Lokal mit den
dottergelbenWänden, einer bleibt
kurz stehen.Wie es umÖsterreich
steht? „Nicht sehr rosig“, sagt er
und huscht davon.
Karin, lange, blonde Haare,

Piercing auf der Oberlippe, Schal
mit Zebrastreifen um den Hals ge-
bunden, schmeißt hier den Laden.
Sie nimmt gerade Geld entgegen,

sein, bei genauerem Nachfragen
stellte sich aber heraus, dass das
nicht ganz stimmt. Er ist zum Er-
gebnis gekommen, dass 55 Pro-
zent der Menschen „in ihrem
Glück auffallend beeinträchtigt
sind“. Von den restlichen Men-
schen fühlt sich die Hälfte gut, ob-
wohl sie große Probleme hat.
„Die Leute schieben ihren Frust

zum Teil auf die Politik“, sagt Po-
nocny. In der Psychologie nenne
man das „Projektion“, man suche
sich für persönliche
Schwiergkeiten einen
Schuldigen, sehr oft
sei das ebendiePolitik.
Ist es also der Frust

im Hier und Jetzt, der
den Blick in die Zu-
kunft von immer mehr
Menschen trübt? Wirft
man einen Blick auf
die Mittelschicht, die auch in Ös-
terreich seit 30 Jahren schrumpft,
haben einige Leute durchaus
Grund, frustrierter zu sein. Die
Veränderungen sind nicht drama-
tisch, aber mehr Leute klettern
nach oben oder fallen nach unten.

Mittelschicht unter Druck
„Sobald die Mittelschicht unter

Druck ist oder sich unter Druck
fühlt, werden die Herausforde-
rungen für das demokratische
System größer“, sagt der Mei-
nungsforscher Peter Hajek. Der
Lebensstandard des Großteils der
Bevölkerung sei aber abgesichert,
sagt er. „Den meisten Menschen
geht es derzeit nicht so schlecht.“
Auch wenn sich die wirtschaftli-
che Lage für einige in den vergan-

sagt er wütend, „mich fährt auch
niemand.“
Dass dieMenschenmit der Poli-

tik unzufrieden sind, ist alles an-
dere als einneuesPhänomen.Laut
dem Meinungsforscher Peter Ha-
jek, der Daten für ATV erhebt, sa-
gen seit vielen Jahren 70 bis 80
Prozent, dass sie über die Arbeit
der Bundesregierung nicht gerade
glücklich sind.

Die Politik als Sündenbock
Das liegt zum Teil auch daran,

dass die Politik ein willkommener
Sündenbock ist, sagt der Statisti-
ker Ivo Ponocny von der Modul
University Vienna. Er hat sich in
einer Studie damit befasst, wie zu-
frieden dieÖsterreichermit ihrem
Leben sind. Zwar geben die Men-
schen großteils an, glücklich zu

REPORTAGE:Andreas
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Die Verunsice Verunsice V herung in Österreich wird immer größer – Keiner weiß, was, was, w kommt, doch viele glauben, dass es schleee

Eine ungewöhnliche Variante der Street-Art: Der Künstler mit dem Pseudonym NoNÅME installiert im öffentlichen Raum ungefragt Spiegel. Vorbeigehende Menschen werden daa
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W o geht es hin mit uns?
Wenn wir so weiter-
tun, landen wir in
einer Katastrophe.“

Wir, das ist Österreich,
Katastrophe.“

Österreich,
Katastrophe.“

für das
So-weiter-Machen ist die Politik
verantwortlich. Er, der Pensionist
Franz S., Karopulli, kleiner Wohl-
standsbauch, sieht das Land den
Bach hinuntergehen. Franz sitzt
mit einemHimbeerkracherl ander
Theke bei Don Peppo, einem rus-
tikalen Hacklerimbiss in Grein-
bach in der Oststeiermark.
Es ist Mittag, und nach und

nach strömen die Arbeiter aus der
Umgebung ein. „Es muss sich
dringend etwas ändern“, sagt der
68-jährige Franz und verschränkt
seine Arme. Die da oben würden
auf Kosten derer da unten leben.
„Irgendwann“, da sei er sich si-
cher, „werden die Leute auf-auf-auf
stehn.“
Franz sagt, seine Meinung wür-

den viele teilen. Er rede mit den
Greinbachern, die das sehen das
auch. In der Tat ist er mit seinem
Urteil nicht allein. Bei Don Peppo
nicht, in Österreich nicht. Der Pes-
simismus hat sich im Land breitge-
macht.Was inderZukunftpassiert,
weiß keiner, dass sie aber schlech-
ter wird, denken immer mehr. Den
Pessimisten zuzuhören lohnt sich.
Denn sie, die Zukunftsunftsunf ängstlichen,
die Verunsicherten, die Schwarz-
maler, sind drauf und dran, eine
Mehrheit im Land zu werden.

So viele Pessimisten wie nie
Im Dezember haben in Grein-

bach, einer 1800-Seelen-Gemein-
de, an die 80 Prozent für Norbert
Hofer gestimmt. SeineWähler wa-
ren großteils Pessimisten, sagen
Meinungsforscher. Wer verstehen
will, was sie antreibt, ist, ist hier
in Greinbach gut aufgehoben.
Fast jeder zweite Österreicher

aufgehoben.
Österreicher

aufgehoben.

erwartet mittlerweile, dass sich
die Lebensqualität in den nächs-
ten fünf Jahren verschlechtert. Die
Zukunftsangst hat in den vergan-
genen Jahren stark zugenommen,

so viele Pessimisten wie jetzt gab
es nochnie, sagt der Sozialwissen-
schafter Christoph Hofinger.
Wenn sich so viele Menschen

vor der Zukunft fürchten, bleibt
das nicht ohne Konsequenzen.
Denn während gar nicht so weit
von der österreichischen Grenze,
in Budapest, Warschau oder An-
kara, illiberaleKräfte auf demVor-
marsch sind, sagen auch hierzu-
lande bereits 40 Prozent, es brau-
che einen starken Führer, der sich
nicht um Wahlen und Parlament
scheren muss.
Don Peppo ist mittlerweile pa-

ckend voll, es riecht nach Bratfett,
auf dem Menü steht Backhendl.
Aus der Küche tönt der Dunstab-
zug, im Lokal, durch das riesige
braune Stützbalken ragen, breiten
sich die Rauchschwaden aus.
„Die gehören nach der Reihe

gekündigt“, sagt ein Tischler, der
seinen Namen nicht in der Zei-
tung lesen will. „Die“ sind die
Politiker. „Alles Trottel“, brüllt
er, schaut verunsichert in die
Runde und erntet Lachen und
Nicken. Ein anderer regt sich über
die Chauffeure auf, die Spitzen-
politiker oft durch die Gegend
fahren. „Die sollen selber fahren“,

Die Stunde deee

Die Greinbacher Greißlerin Karin K. bedient einen Kunden. Im Ort
sind viele pessimistisch. „Keiner weiß, was kommt“, sagt Karin.
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etzt waren es noch nie, sagen Meinungsforscher. Der Fatalismus macht sich breit
m „starken Mann“ wird lauter. Eine Reise zu den Schwarzmalern der Republik.

von „Freddie“, einem älteren
Herrn, der Zwieback und Biskot-
ten erwirbt. Ihr gehe es sehr gut,
sagt sie, schlecht sei die Stim-
mung hier nur, wenn es um die
Politik gehe. Ob sich das Land in
die richtige Richtung bewege? Sie
lacht laut auf, schüttelt stürmisch
den Kopf. „Na sicher nicht.“
Jeder habe Angst vor der Zu-

kunft, sagt sie, während im Hin-
tergrunddasGelächter einer Frau-
enrunde zu hören ist, „keiner
weiß, was kommt. Was wird mit
den Jobs sein?“ Sie selbst komme
aber gut aus, die Gemeinde zahlt
ihr die Miete, damit sie das Ge-
schäft betreibt. „Eswird alles kom-
plizierter“, sagt sie und zuckt mit
den Schultern. „Ich glaube, es
wird alles immer ärger werden.“

Unübersichtliche Welt
Aussagen wie jene von Karin

kennen Meinungsforscher gut.
Viele gehen davon aus, dass esÖs

gut.
Ös
gut.

-
terreich schlechtergehen wird,
„wesentlichwenigermeinen aber,
dass sie selber betroffen sein wer-
den, dass es ihnen schlechterge-
hen wird“, sagt der Meinungsfor-
scher Christoph Hofinger. Schon
2014 hat in einer Sora-Befragung
ein Drittel der Menschen gesagt,
„es ist heute alles so unsicher und
wechselt so schnell, dass man
häufig nicht mehr weiß, wonach
man sich richten soll“. Aktuellere
Werte dafür gibt es nicht, man
kann aber davon ausgehen, dass
sie nicht besser geworden sind.
Greinbach ist nicht nur eine

Hochburg der Pessimisten, son-
dern auch Heimat von ÖVP-Klub-

obmann Reinhold Lopatka. Sei-
nen grauen Audi A6, den er selbst
fährt und der hier irgendwie nicht
herpasst, parkt er vor dem Ge-
meindeamt. Zu Fuß ist es nur eine
Minute bis zur Greißlerin. Lopat-
ka, nimmt neben den vielen Bier-
kisten Platz, legt seinen schwar-
zen Mantel ab und bestellt Sem-
merl, Butter, Marmelade.
Er hat viele Erklärungen für den

Pessimismus parat, den Struktur-
wandel, die vielen Bauern in der
Gegend, die es nicht leicht hätten,
Menschen würden wegziehen. In
der Stadt seien viele bereits im
Ausland gewesen, hier auf dem
Land würden die Ä

gewesen,
e Ä

gewesen,
ngste überwie-

gen. „Brexit, Trump, EU-Krise,
Türkei, Putin“, zählt er auf. „Wo ist
der Lichtblick auf dem Planeten?“
Auch den Ärger mit der Politik

versteheer,was etwasheißenwill,
denn seine Partei, die ÖVP ist seit
1987 durchgängig in der Regie-
rung. Große Reformen passieren
kaum, bei den Pensionen tue sich
auch wenig. Die Menschen seien
verunsichert, die Kriminalität im
Bezirk nicht gestiegen, 90 Prozent
würden aber das Gegenteil glau-
ben. „Es hilft nicht, mit der Statis-
tik zu kommen“, sagt er. „Da muss
man reagieren.“ Um die Verfasst-
heit der Demokratie macht er sich
Sorgen. „Man muss aufpassen,
dass es nicht gefährlich wird, weil
Protestparteien am Rand die Mit-
te als stärkste Kraft ablösen.“

Flüchtlinge im Ort
Mandürfe aber nicht alles nega-

tiv sehen, im Ort habe man im Ge-
werbepark hunderte Jobs geschaf-geschaf-geschaf

fen. Da bei Don Peppo ums Eck.
Dann, sagt er, aus dem Fenster bli-
ckend: „Ich will jetzt nicht mit
dem Finger zeigen“, um dann
doch zögerlich seinen Zeigefinger
zu heben. „200 Meter da runter
sind mehrere Gasthäuser, wo bis
zu 90 Flüchtlinge untergebracht
sind.“ Die Stimmung sei dadurch
schlechter.
Der Ausländeranteil in Grein-

bach liegt bei nur 3,9 Prozent.
Trotzdem stoßen sich viele Men-
schen an der Zuwanderung. Es ist
ein bekanntes Phänomen: Dort,
wo wenige Ausländer leben, den-
ken Menschen negativ über sie.
Wer mit jenen ins Gespräch will,
die täglich mit Ausländern zu tun
haben, muss eine halbe Stunde
mit demAuto gegenSüden fahren.
Dort steht ein Laster voller stin-

Sator, Maria von Usslar

echter wird – Die Sehnsucht nach einer sichereren Welt spielt denen in die Hände, die einfache Antworten liefern
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adurch selbst zum temporären Werk. Den Spiegeln auf ironische Weise beigefügt sind die Computertastaturbefehle „Ctrl + C“ und „Ctrl + V“ für Kopieren und Einfügen.

kender Stierkadaver. Sei sehen
aus, als hätte jemand eine Düse an
ihre Stirn gehalten, alle Innereien
herausgesaugt und hunderte von
ihnen fein säuberlich übereinan-
dergestapelt. In 2,5 Wochen kön-
nen sie dann über ein Sofa, einen
Autolenker oder einen Flugzeug-
sitz gezogen werden. Wollsdorf in
Sankt Ruprecht an der Raab, hier
produzieren einige Hundert Mit-
arbeiter 24 Stunden am Tag, sie-
ben Tage die Woche Leder.
DieHälftederLeute ist nicht aus

Österreich, in der lauten, nassen,
schmutzigen Fabrik arbeiten fast
nurUngarn, Rumänen, Slowenen.
„Babylonisches Sprachgewirr“
nennt das der Chef. 16.00Uhr. Die
zweite Schicht macht Pause.

Ungarn nicht ungern hier
Gottfried (55) sitzt abseits und

blättert in einem Kleinformat. Er
trägt eine Brille, seine Zigarette
hat er lässig zwischen Zeige- und
Mittelfinger gezwickt. Für ihn ist
Sicherheit das wichtigste Thema,
es werde sicher noch ärger. „Nur
noch eine Frage der Zeit, bis auch
bei uns eingebrochen wird.“ Wer
mit den paar Österreichern

eingebrochen
Österreichern

eingebrochen
redet,

trifft hier durchwegs Pessimisten.

Es gehe ihnen gut, aber die Zu-
kunft werde wohl nichts Positives
bringen. Die Ungarn oder Rumä-
nen hingegen sind zuversichtlich.
Die Skepsis gegenüber der Poli-

tik, der großen, weiten Welt, den
Migranten, ist in Österreich altbe-
kannt. Christian Friesl, Werterfor-
scher an der Uni Wien und Bil-
dungschef bei der Industriellen-
vereinigung, hat dazu vor vielen
Jahren ein Buch verfasst.
Zuletzt hat sich diese Skepsis

mit der schwächeren Wirtschaft,
mehr Arbeitslosen, dem Flücht-
lingsandrang, Terror und globalen
Krisen zu einem ungemütlichen
Cocktail vermischt. Dabei sind die
meisten davon überzeugt, dass es
ihnen persönlich gutgehen wird –
auch die Greinbacher.
Es ist ein bisschen so wie in

einem Flieger. Dass er abstürzt, ist
sehr unwahrscheinlich, trotzdem
steigen viele mit Bauchweh ein.
Vor dem viel gefährlicheren Auto
fürchten sie sich nicht. Dort hat
man den Lenker in der Hand. Der-
zeit wackelt der Flieger, und die
Österreicher halten den Piloten
fürhöchst inkompetent.Daherder
Ruf nach einem starken Führer.
Lupenreine Demokraten waren

einige nie, wie Friesls Buch zeigt.
Die Zahl der Demokratieskeptiker
liegt konstant bei etwa 15 Prozent,
auch in der Zeit, als dieWirtschaft
besser lief unddieWelt nochüber-
sichtlicher schien, gab es viele.
Das System wirklich infrage

stellt aber eine nur kleineMinder-
heit, von radikalen Änderungen
spricht auch in Greinbach nie-
mand. Die Polizei müsse härter
durchgreifen können, einer allein
regieren, der einmal richtig auf-auf-auf
räumt. Die Regeln der Demokratie
werden verhandelbarer, Tabubrü-
che akzeptabel – wie in den USA.
„Die Politik darf die Menschen

beim Interpretieren derWelt nicht
alleinlassen“, sagt Autor Friesl.
Und muss die Frage des Greinba-
chers von ganz am Anfang beant-
worten: Wo geht es hin mit uns?

er Pessimisten

Ein Mann entlädt einen Laster voller Stierhäute, aus denen bald
Leder wird. Viele Arbeiter bei Wollsdorf sehen die Zukunft düster.
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Thomas Neuhold

E s hätte ein großer Wurf
werden können: das Salz-
burger Modell für direkte
Demokratie in der Stadt.

Ausgehend von der Auseinander-
setzung zwischen Teilen der
Stadtregierung und einflussrei-
chen Bürgerinitiativen um den
Schutz der großen Stadtland-
schaften vor Verbauung – Stich-
wort Grünlanddeklaration – ver-
handelten die Vertreter der Stadt
und die Bürgerinitiativen ein neu-
es Mitbestimmungsmodell.
Startschuss der Gespräche war

2011. Und entgegen aller Unken-
rufe wurde man sich im April
2013 schließlich tatsächlich einig:
Mit Ausnahme der ÖVP stimmten
alle im Gemeinderat vertretenen

Parteien für das „Salzburger
Modell“ und richteten das Ersu-
chen an den Landtag, das in der
Landesverfassung festgeschriebe-
ne Stadtrecht zu ändern.
DasModell war tatsächlich eine

Novität und fand auch
österreichweit viel Be-
achtung. Kern der Ver-
einbarung war, dass
die Rechte von Bürger-
initiativen jenen von
Gemeinderäten ange-
passt werden sollten.
Die Hürden für die
Mitbestimmung – also
die Anzahl notwendiger Unter-
stützungserklärungen – richtete
sich an den für ein Gemeinderats-
mandat notwendigen Stimmen
bei zuletzt abgehaltenen Wahl-
gang. Und das Modell war mehr-

stufig. Erreicht eine Initiative das
Äquivalent
stufig.
Äquivalent
stufig.

von einem Mandat,
kann sie im Gemeinderat einen
Antrag stellen; schafft sie die
Wahlzahl für zwei Mandate kann
sie ein Bürgerbegehren einleiten.

Die Skala reichte
bis zu drei bezie-
hungsweise fünf Man-
datsäquivalenten, mit
denen verbindliche
Volksentscheide er-
zwungen werden kön-
nen. Das Quorum da-
für wurde mit zehn
Prozent festgelegt. Bis

zu einer Abstimmungsbeteiligung
von 25 Prozent hätte der Gemein-
derat mit Dreiviertelmehrheit den
Volkswillen auch überstimmen
können. Es gab auch Ausnahmen
für die Bürgermitbestimmung –

etwa Personalentscheidungen im
Magistrat.
Die Kehrtwende kam zum Jah-

reswechsel 2014/2015. Im Zuge
der Ausformulierung des Modells
durch die Legisten wurde klar,
dass die Beteiligten unterschiedli-
che Erwartungen in die Mitbe-
stimmung gesetzt hatten. Wäh-
rend die Bürgerinitiativen und
auch die grüne Bürgerliste reale
Macht verlangten, wollte die Rat-
hausmehrheit bestenfalls eine
Einbindung von Anrainerinitiati-
ven, um beispielsweise Planungs-
konflikte rechtzeitig abzufangen.
Deutlich wurde das an der Fra-

ge der ausgegliederten Gesell-
schaften: Können die Eigentümer-
vertreter der Stadt imAufsichtsrat
der Parkgaragengesellschaft, des
Flughafens oder auch des Energie-

Die Ange Ange A st vor der realen Bürgermacht
Neuartiges Mitbestimmungsmodell der Stadt Salzburg scheiterte an den ausgelagerten Gesellschaften der Kommune

versorgers Salzburg AG per Volks-
entscheid zu einem bestimmten
Stimmverhalten im Aufsichtsrat
gezwungen werden? Oder dürfen
die Bürger nur bei der Situierung
von Spielplätzen mitreden?
Eine Mitbestimmung in Gesell-

schaften, die ganz oder teilweise
im Stadteigentum stehen, sei un-
möglich, sagte Bürgermeister
Heinz Schaden (SPÖ).

Bürgermeister
(SPÖ).

Bürgermeister
Aufgaben

und Handlungsoptionen von Auf-Auf-Auf
sichtsräten und Eigentümerver-
tretern seien imHandelsrecht fest-
gelegt. Verstöße könnten straf-straf-straf
rechtliche Folgen haben.
Der Antrag der Stadt an das

Land, die direkte Demokratie im
Stadtrecht zu verankern, wurde
imFebruar 2015mit der Stimmen-
mehrheit von SPÖ und ÖVP zu-
rückgezogen.

Birgit Baumann aus Berlin

D as gabÄrger.Vorder letz-
ten Bundestagswahl im
Jahr 2013 erklärte der
Philosoph Richard David

Precht, dass er gar nicht wählen
gehe, weil die Wahl ohnehin „be-
langlos“ sei. Sein Philosophenkol-
lege Peter Sloterdijk verweigerte
sich auch,wusste nichtmal,wann
Wahltag ist. Schauspieler Moritz
Bleibtreu bekannte, überhaupt
noch nie in einer Wahlkabine ge-
wesen zu sein.
Sie wurden scharf kritisiert,

doch Zustimmung gab es auch.
Nicht wählen zu gehen wird
schließlich immer salonfähiger.
Waren das noch Zeiten, als Bruno
Kreisky (SP) 1970 Josef Klaus (VP)
als Bundeskanzler ablöste. Bei der
Nationalratswahl betrug die
Wahlbeteiligung 90,95 Prozent. In
Deutschland sah es zwei Jahre
später, als Kanzler Willy Brandt
(SPD) sich behaupten konnte,
nicht anders aus, die Chronisten
vermerkten eine Wahlbeteiligung
von 91,1 Prozent.
Es sind Werte, von denen Poli-

tiker heute nur träumen können.
Bei der Nationalratswahl 2013
machten nur noch 74,9 Prozent
der Wahlberechtigten ihr Kreuz
auf demWahlschein. Bei der Bun-
destagswahl im selben Jahr waren
es nur 71,5 Prozent. Und man
kennt in Deutschland noch viel
mehr Schwund.

Wahllos von Ost bis West
Im ostdeutschen Sachsen-An-

halt zog es 2006 nur 44,4 Prozent
zudenUrnen, selbst inBayern,wo
doch so vieles so vorbildlich ist,
wollten bei der Landtagswahl
2003 lediglich 57,1 Prozent der
Wahlberechtigten ihre Stimme
abgeben. Die Menschen interes-
sieren sich halt immerweniger für
Politik, heißt es oft bedauernd zur
Erklärung – gefolgt natürlich vom
Versprechen, dass man sich jetzt
echt darum kümmern müsse.
„Es stimmt aber nicht, dass sich

Nichtwähler durch die Bank nicht
für Politik interessieren“, sagt Os-
kar Niedermayer, Politologe an
der Freien Universität Berlin zum
STANDTANDTA ANDAND RDARDA . Er forscht seit Jahren
auf diesem Gebiet und hat jene,
die nicht wählen gehen, in vier
Gruppen eingeteilt. Die unechten
Nichtwähler betreten amWahltag
kein Wahllokal, weil sie gar keine

Wahlbenachrichtigung erhalten
haben oder krank sind.
Dann gibt es die politikfernen

Nichtwähler, die sich tatsächlich
nicht dieBohne für Politik interes-
sieren. Am größten sind die letz-
ten beiden Gruppen: die unzufrie-
denen Nichtwähler und die kon-
junkturellen Nichtwähler. Letzte-
re sind im Wortsinn wählerisch.

Sie beteiligen sich etwa an der
Kommunalwahl in ihrer Stadt,
nicht aber bei der Landtagswahl.

Unzufrieden mit dem Angebot
Im Gegensatz zu ihnen verwei-

gern sich die Unzufriedenen kom-
plett und gehen gar nicht wählen.
Aber eben nicht, weil sie sich
nicht für Politik interessieren,

sondern weil sie mit selbiger seit
langem unzufrieden sind.
Der Kölner Hotelier Werner Pe-

ters ist so einer. Früher war er ein-
mal CDU-Mitglied, jetzt bekennt
er jedoch freimütig: „Ich habe seit
30 Jahren nicht mehr gewählt.“
Das Zitat des US-Präsidenten Ab-
rahamLincoln (1809–1865) „Wah-
len sindSachedesVolkes, die Ent-

scheidung liegt in seiner Hand“
kann ihn ebenso wenig überzeu-
gen wie der oft zitierte Spruch,
wonach das Wahlrecht das vor-
nehmste Bürgerrecht sei – hart er-
kämpft und daher gefälligst nicht
zu vernachlässigen.
Peters hat 1998 sogar die „Par-

tei der Nichtwähler“ gegründet.
„Ich weiß: Nichtwähler ins Parla-
ment zu bringen, das ist total para-
dox“, sagt er. Aber darum gehe es
auch nicht wirklich. Vielmehr
wollte Peters aufzeigen, dass
Nichtwähler mit dem System un-
zufrieden undwütend über Politi-
ker sind. Darüber beispielsweise,
dass in Hinterzimmern gemau-
schelt wird. Dass die CSU ihre
Ausländermaut in der Koalition
durchsetzen konnte, obwohl we-
der CDU noch SPD sie wollte.

Pool der Nichtwähler
Peters Rezepte gegen die Poli-

tikverdrossenheit lauten: viel
mehr Volksabstimmungen, Be-
grenzung von Mandaten und Re-
gierungsämtern auf zwei Legisla-
turperioden, Aufhebung des Frak-
tionszwanges (Klubzwanges).
Umzuzeigen, „dass auchNicht-

wähler etwas zu sagen haben“,
schlägt er eine radikale Wahl-
reform vor. Die Hälfte der Bundes-
tagsmandate soll per Los ermittelt
werden, und zwar aus einem Pool
von Nichtwählern, die sich bereit
erklären, wenn das Los auf sie
fällt, ins Parlament zu gehen. Po-
litik würde dann anders ausse-
hen, viel „bürgernäher“, ist Peters
überzeugt.
Auch Politologe Niedermayer

ist der Ansicht, dass man neue
Wege gehen müsse, um die Wü-
tenden und Frustrierten zurück-
zugewinnen. Er sieht auch bei den
etablierten Parteien wachsende
Nervosität. Früher blieb, wer mit
dem Angebot nicht einverstanden
war, amWahltag zu Hause. Heute
wird zunehmend AfD gewählt.
Die rechtspopulistische Alternati-
ve für Deutschland bekommt die
meisten Stimmen aus dem Nicht-
wählerlager.
Im Jahr 2000 habe man den

FDP-Politiker Guido Westerwelle
noch ausgelacht, als er sich in den
Big Brother-ContainerBrother-ContainerBrother setzte.
Aber, so Niedermayer: „Es gibt
Menschen, die man mit normalen
politischen Formaten längst nicht
mehr erreicht, vielleicht aber in
ihren Welten abholen kann.“

Viele Nichtwählertwählertw sind wütend
Wer nicht zur Wahl geht, ist desinteressiert, sagt das Vorurteil. Falsch, erwidern Experten und der Gründer der

„Nichtwählerpartei“. Auch Verweigerer haben eine Botschaft. Um sie zurückzugewinnen, brauche es aber neue Wege.
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Über WählerWählerWä , dhler, dhler ie sich ausklinken, und solche, die nicht mitmachen dürfen

Eine Installation aus der Serie „trash“ von Mark Jenkins in London. Die Passanten
werden unfreiwillig Bestandteil seiner Arbeiten, die Figuren sind aus Klebeband.
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Die Arbeit „Gaza Strip“ (Gazastreifen) des italienischen Künstlers Blu, zu sehen in Prag, ist ein kritischer Kommentar zum Nahost-
konflikt – Baukran und Panzer in Endlosschleife. Banksy dienten die israelischen Sperranlagen wiederholt als Maluntergrund.
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Sigi Lützow

E s kommt nicht von un-
gefähr, dass die erste Ak-
tion von Momentum die
sogenannte NO-Olympia-

Kampagne ist. Zwar strebt die in
Ungarn im Entstehen begriffene
politische Bewegung nichts weni-
ger als die Ablösung der gesamten
gegenwärtig herrschenden politi-
schen Elite um Ministerpräsident
Viktor Orbán an. Als Testballon
steigt aber eine Initiative, die
Olympiapläne der rechtskonser-
vativen Regierung zu durchkreu-
zen. Die soll durch eine Unter-

schriftenaktion dazu gezwungen
werden, ihre Bewerbung für die
Sommerspiele 2024 in Budapest
zurückzuziehen und sich mit den
freiwerdendenMitteln der Lösung
„brennender sozialer Probleme“
zu widmen.
„Solange es in den Schulen kei-

ne Kreide, in den Spitälern kein
WC-Papier gibt, solange darf es
keineOlympischenSpiele geben“,
sagt Andras Fekete-Györ, der Vor-
sitzende von Momentum. Diverse
Zivilorganisationen hätten bereits
ihre Hilfe zugesagt.
Mit Olympia, besser gegen

Olympia, lässt sich trefflich mobi-

lisieren. Die Region Graubünden
sowie die Städte München, Stock-
holmundOslo, allesamt nicht nur
aus Tradition und wegen ihrer
vorhandenen Sportstätten-Infra-
struktur nahezu ideale Olympia-
Kandidaten, haben ihre Bewer-
bungen für die Winterspiele 2022
zurückgezogen –wegender hohen
Kosten, vor allem aber wegen
mangelnden Rückhalts in der Be-
völkerung. Norwegen stieg als
letzter Bewerber aus.
Die konservative Pre-
mierministerin Erna
Solberg riskierte gar
nicht erst eine Befra-
gung derHauptstädter,
nachdem Referenden
in der Schweiz und
Bayern deutliche Nie-
derlagen für die Olym-
pia-Befürworter gezeitigt hatten.
Profitiert hat China, das sich

gegen Kasachstan durchsetzte.
Dass die Demokratur von Präsi-
dent Nursultan Nasarbajew im
Gegensatz zur Volksrepublik mit
Peking und Umgebung in Almaty
eine Hostcity mit annehmbarer
wintersportlicher Infrastruktur
anbieten konnte, bestätigt jene,
die den Olympiern nicht mehr
über den Weg trauen.

Dass Olympia und Demokratie
ungeachtet der nicht nur geo-
grafisch gemeinsamen Wurzeln –
etwa das Bemühen um umfängli-
che Beteiligung – nicht mehr zu-
sammengehen wollen, ist für bei-
de eine eher bedauerliche Ent-
wicklung. Schon fördert das Enga-
gement gegen Gigantomanie,
mangelnde Transparenz und die
Kaperung olympischer Ideale
durch multinationale Unterneh-

men direktdemokrati-
sche Prozesse. Umge-
kehrt steigt aber die
Versuchung, eben jene
abzuwürgen. So ent-
schied der Deutschen
Olympische Sport-
bund (DOSB) nicht zu-
letzt deshalb Hamburg
ins Rennen um die

Sommerspiele 2024 oder 2028 zu
schicken, weil sich locker prog-
nostizieren ließ, dass die Berliner
einer Bewerbung ihrer Stadt auch
angesichts kommunaler Pla-
nungsdesaster (Flughafen Berlin-
Brandenburg!) eine krachende
Abfuhr bescheren würden.
Dass sich dann auch die Ham-

burgermit knapp52Prozent gegen
Olympia aussprachen, konnte als
gerechte Strafe für die Verweige-
rung der Berliner Mitbestimmung
empfunden werden.
Dabei sahen die hanseatischen

Olympia-Adoranten just ihre
Stadt als Modellprojekt der soge-
nannten Agenda 2020 von Tho-
mas Bach. Das Reformpaket des
Präsidenten des Internationalen

Olympischen Komitees (IOC) soll
für eine Redimensionierung der
Spiele, günstigere Bewerbungs-
prozesse und mehr Transparenz
in der IOC-Gebarung sorgen. Dass
sich die Hamburger statt des Gast-
spiels der fünf Ringe fünf weitere
Philharmonien an den Elbstrand
hätten stellen können, erwies sich
aber als besseres Argument als die
möglicherweise zu erreichenden
hehren Ziele Bachs.

Entwundene Chancen
Demokratische Gesellschaften

lassen sich Veranstaltungen wie
Olympische Spiele auch als
brauchbares Instrument für die
Entwicklung einschlägiger Infra-
struktur, damit einhergehender
sportlicher Motivation und als
erstklassigeGelegenheit für Inklu-
sion entwinden. Zwar hinterlie-
ßen die Sommerspiele 2012 in
London vordergründig ebenfalls
vor allem Nachnutzungskatastro-
phen und exorbitante Gewinne
für Großkonzerne (und nicht zu-
letzt für das IOC), der Sport selbst
gewann dafür in der britischen
Gesellschaft deutlich an Stellen-
wert. Sportliche Leistungen von
Menschen mit körperlichem Han-
dicap wurden gar mit beispiello-
sem Enthusiasmus gefeiert („Meet
The Superhumans“).
Zwei Jahre später, imAnschluss

an die winterliche 50-Milliarden-
Sause des Wladimir Putin in Sot-
schi, war die paralympische Herr-
lichkeit dann schon wieder Ge-
schichte.

Die gekapertkapertka en Ideale
Mitbestimmung und Sportgroßereignisse gehen kaum mehr zusammen. Vor allem das olympische Hochamt

des Leistungssports wird zunehmend zur Sache autoritär regierter Staaten – auch zum Schaden der Demokratie.

D a s a n d e r e L o t t o1-90

Die Zahlen in gezogener Reihenfolge:

Ziehung vom 19. 1. 2017

37 16 44 15 30 Ziehung vom 19. 1. 2017
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Die Scheinheiligkeit des Westens in geopolitischen Fragen möchte der Spanier Escif thematisieren. Er bezieht Position gegen
Waffenhandel, Neokolonialismus und korrupte Machenschaften. „Blood for oil“ (Blut für Öl) heißt sein Wandgemälde in Valencia.
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Standadad rd:ard:a Sie studieren Gefahren
für Demokratien. Wie fortgeschrit-
ten ist die Krise der Demokratie?
Mounk: 2016 war ihr bisheriger
Höhepunkt. Meine Befürchtung
ist, dass noch einige bittere Jahre
auf uns zukommen.

Standadad rd:ard:a Sie haben Trumps Sieg
als „schlimmsten Tag für die libe-
rale Demokratie und für westliche
Werte“ bezeichnet. Warum?
Mounk: Erstens sind unsere demo-
kratischen Systeme nicht so sehr
gegen Regierungschefs und Prä-
sidenten mit autoritären Instink-
ten gewappnet, wie wir denken.
Trumpkönnte alsoma-
chen, was Populisten
etwa in Polen oder Un-
garn schon seit Jahren
machen: unabhängige
Institutionen wie die
Gerichte oder die
Staatsbürokratie poli-
tisieren, gegen Mei-
nungsfreiheit vorge-
hen, Repressalien gegenpolitische
Gegner durchführen, am Wahl-
systemdrehen oder es fürMinder-
heiten schwieriger gestalten, an
Wahlen teilzunehmen.

Standadad rd:ard:a Und die zweite Gefahr?
Mounk:Trump ist nicht nur einder
Demokratie gegenüber kritischer
Regierungschef in einem kleinen
Land, er ist der Anführer der soge-
nannten freien Welt. Damit befin-
den wir uns zum ersten Mal seit
dem Zweiten Weltkrieg – viel-
leicht sogar seit Erfindung der De-
mokratie – in der Situation, dass
der Präsident desmächtigstenLan-
des der Welt größere Sympathien
für autoritäre als für demokrati-
sche Länder haben dürfte.

Standadad rd:ard:a Der Westen wird sich in

Zukunft mehr an China oder Russ-
land orientieren?
Mounk: Derzeit befindet sich die
liberale Weltordnung in Existenz-
gefahr. Dasmag Kritiker Amerikas
freuen. Aber die Idee, dass eine
Weltordnung unter Führerschaft
Russlands, Chinas und des Iran
besser odermenschlicherwäre als
eine, die von den USA bestimmt
wird, ist illusorisch. Sieht man,
wie diese Länder mit ihrer Be-
völkerung umgehen und mit wel-
cher Gewalt sie sich international
durchsetzen, dann sollte uns das
eine Menge Angst machen. Soll-
ten die USA in 20, 30 Jahren in der

Welt weniger bestim-
men, als sie es in den
letzten fünfzig Jahren
getanhaben, dannwer-
den viele Menschen
plötzlich Nostalgie für
eine Ära
plötzlich

Ära
plötzlich

empfinden,
die sie lange kritisiert
haben.

Standadad rd:ard:a Warum gerät die Demo-
kratie derzeit an so vielen Orten
gleichzeitig in Gefahr?
Mounk: Die große Versuchung ist,
auf jedes Land einzeln zu schau-
en und spezifische Gründe zu fin-
den.Diese sindzwar zunächst ein-
mal plausibel. Dass diese globale
Krise der Demokratie entstanden
ist, weil 40 verschiedene Gründe
in 40 verschiedenen Ländern je-
weils durch Zufall dasselbe Re-
sultat produziert haben, halte ich
hingegen nicht für plausibel.

Standadad rd:ard:a Wie ist die Krise der De-
mokratie mit der Krise des Kapita-
lismus verbunden?
Mounk: Die Wirtschaft ist einer
von drei Faktoren. In stabilen libe-
ralen Demokratien hat der Durch-
schnittsbürger immer von einer

Generation zur nächsten eine Ver-
besserung der Lebensqualität er-
lebt: IndenUSAhat sichdiese von
1935 bis 1960 verdoppelt und von
1960 bis 1985 noch einmal ver-
doppelt. Seit 1985 aber stagniert
sie. Das verändert die Sicht der
Menschen auf Politik. Der zweite
Grund hat mit Identität zu tun:
Demokratien sind monoethnisch,
monokulturell gegründet worden.
Es ist kein Zufall, dass die Demo-
kratie in Österreich oder Deutsch-
land gerade dann Fuß gefasst hat,
als die Gesellschaft so homogen
war wie nie zuvor – aufgrund des
Zweiten Weltkriegs, des Holo-
caust, der Vertreibung. Diese Ge-
sellschaften müssen ihre Identi-
täten neu erfinden, da sie multi-
ethnisch und multikulturell ge-
worden sind. Der dritte Grund ist
dieGeografie: Städtischeund länd-
liche Gebiete stimmen sehr unter-
schiedlich ab, weil sie sich von-
einander abgekoppelt haben. Zu
diesen Faktoren kommt eine riesi-
ge technologische Revolution hin-
zu, die als eine Art Katalysator
wirkt.

Standadad rd:ard:a Populistische Parteien
wie die AfD oder Italiens Fünf-Ster-
ne-Bewegung bezeichnen sich als
Sprachrohr der Bevölkerung und
Verteidiger der Demokratie. Was
wollen deren Anhänger:Anhänger:A mehr, we-
niger, eine andere Demokratie?
Mounk: In Europa meinen wir mit
„Demokratie“ oft viele Dinge
gleichzeitig. Es ist hilfreich, sich
zu erinnern, dass unser politi-
sches System aus zwei Bestand-
teilen besteht: Liberalismus und
Demokratie.Demokratiemeint die
Mechanismen,denWillendesVol-
kes in Politik umzusetzen. Was
unser System attraktiv macht, ist,
dass es gleichzeitig liberal ist, die

Rechte des Einzelnen respektiert.
Derzeit sehen wir ein Zerfallen
des Systems in seine Bestandtei-
le. So entsteht ein „undemokrati-
scher Liberalismus“: Der Rechts-
staat waltet zwar, die Eliten aber
haben sich vomVolk abgekoppelt.
Dagegen wird momentan rebel-
liert. Die AfD ist sehr illiberal ein-
gestellt: Sie hetzt gegen Einwan-
derer, möchte den Rechtsstaat
zum Teil aushöhlen, legt aber
gleichzeitig auf Demokratie im en-
geren Sinne des Wortes sehr viel
Wert. Sie spricht sich
für mehr Volksabstim-
mungen aus, weil sie
weiß, dass ein Großteil
der Bevölkerung die
Rechte seiner Mitbür-
ger tatsächlich ein-
schränken möchte. Es
handelt sich also um
eine „illiberale Demo-
kratie“.

Standadad rd:ard:a Wie holt man
ihre AnhängerAnhängerA zurück?
Mounk: Es ist sehr
schwierig, ideologische
Grundfesten für eta-
blierte Politik zu schaffen, die
gleichzeitig auch visionär sind.
Viele entscheiden sich lieber fürs
Neue, selbst wenn sie dabei Be-
denkenhaben.Wer Populisten be-
zwingen möchte, muss für die li-
beraleDemokratie einstehen,muss
erklären, dass vieles in unserem
System durchaus bewahrenswert
ist, und gleichzeitig einiges verän-
dern wollen, vor allem in wirt-
schaftspolitischer Hinsicht.

Standadad rd:ard:a Laut Ihren Studien sind
vor allem Junge derDemokratiewe-
niger verbunden. Warum?
Mounk: Junge Menschen haben
heute weniger vom System, als sie

es einmal hatten, und sind diesem
dementsprechend weniger ver-
bunden. Dass gerade Jüngere, die
nicht wissen, was es bedeutet, un-
ter autoritären Gesellschaften zu
leiden, vielleicht in den nächs-
ten Jahren Erfahrung mit alterna-
tiven Demokratien machen könn-
ten, könnte aber auch dazu füh-
ren, dass sie als Reaktion ein viel
glühenderes Bekenntnis zur De-
mokratie ableiten werden.

Standadad rd:ard:a Die KrisKrisKr e kanne kanne k auch in
etwasPositivesumschla-
gen?
Mounk:Das ist die Hoff-Hoff-Hoff
nung. Es ist durchaus
möglich, dass negative
Konsequenzen des Po-
pulismus langsam zu-
tage treten werden –
und sich Menschen
schließlich darauf be-
sinnen werden, wie ge-
fährlich solche politi-
schen Experimente
sind. Einige von ihnen
werden dann vielleicht
zu dem System, dessen
Vorteile sie einst für

selbstverständlichhielten, zurück-
kehren. Das pessimistische Sze-
nario aber lautet, dass die ökolo-
gisch-gesellschaftlichen Grundbe-
dingungen, unter denen liberale
Demokratie bisher möglich war
und stabil werden konnte, nicht
mehr gegeben sind. Und dass wir
jetzt – egal wie stark wir in den
nächsten Jahren dagegen kämpfen
werden–amAnfangdesEndesder
liberalen Demokratie stehen.
pLangversion: derStandard.at

YASCHA MOUNK, 1982 in München ge-
boren, ist Dozent für Politikwissenschaft
anderUS-UniversitätHarvardundforscht
über Gefahren für die Demokratie.

„Liberale Weltordnung in Gefahr“Gefahr“Gef
Harvard-Politologe Yascha Mounk hält das Jahr 2016 für den Beginn einer globalen Krise der Demokratie

und erklärt, warum sich viele, vor allem junge Menschen für neue politische Experimente offen zeigen.
INTERVIEW:Anna Giulia Fink

Mounk schrieb
das Buch „Echt,
du bist Jude?“.

Foto: privat
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Demokratien waren Anfang des 20. Jahrhunderts
noch eher die Ausnahme, erst nach dem Ende des
Ersten Weltkriegs entwickelten sich vor allem in

Europa vermehrt demokratische Staaten,
die jedoch nur von kurzer Dauer waren.

Der Zweite Weltkrieg reduzierte die Zahl der
Demokratien auf ein niedriges Niveau. In der

zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts wuchs die
Zahl der Demokratien stetig an, vor allem der
Zerfall des Ostblocks führte zu einem starken

Wachstum am Beginn der 1990er-Jahre.

Bis in die 1950er-Jahre war die Demokratiratie noch
nicht die dominierende Form, 1945 lebtenten nur

rund 10 Prozent der Weltbevölkerukerung in
demokratischen Staaten, mehr als doppelt soso viele

lebten in Kolonien. 2015 lebten mehr alsals vier
Milliarden Menschen in Demokrmokratien,

rund 1,7 Milliarden Menschen in Autokrakratien.

DeDemomokratiekratie imim JaJaJaJahrhrhrhrhrhr 22222220000000000000

Quellen: https://ourworldindata.org / Max Roser / Polity IV-Studie, Freedomhouse.org, -Recherche; Autoren: Sebastian Pumberger, Michaela Köck; Fotos: APA (3), AFP, iStock
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Bevölkerung weltweit 1900–2015 | in MRD.

ndendet.

BEVÖLÖL

0
1900 1910 1920 1930 1940 1950 1960 1970 1980 1990 2000 2010 ’15

1

2

3

4

5

6

7

8

ANTEIL DER FREIEN STAATTT
1985–2015 | IN PROZENT

1985

frei teilweise frei nicht frei

1995

30

20

10

0

40

50

3434 3434 33
40

32
2828

Der Bericht „Freedom in the World 2016“ derrr
sation Freedom House zeichnet ein düsteres Bs B
Experten lag in den letzten zehn Jahrendie Zahlahl
wurde, konstant über jener der Staaten, in deneee
dafür die Rolle Russlands, die Folgen und Zurücc
zunehmende Stärke Chinas als Gründe dafür annn
Unterdrückung von Oppositionellen undMedie
Thailand, Türkei oder Äthiopien. Waren laut Freee
Jahr 2005 noch 46 Prozent der Staaten frei, so
Jahre später nur 44 Prozent. Ein jahrzehntelanggg
wurde so umgekehrt.
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SPÖ-Chef Christian Kern schlägt eine Wahl-
rechtsreform vor und fordert einen Bonus für
die Kanzlerpartei. Quasi ein Kunststück: ein
mehrheitsförderndes Verhältniswahlrecht. Auch
die ÖVP hat in der Vergangenheit mit Elementen
des Mehrheitswahlrechts geliebäugelt. Doch wie
sieht es sonst in Europa aus? Die meisten Staaten
haben bei ihren Parlamentswahlen für die erste
Kammer ein Verhältnisrecht, die zweite
Parlamentskammer wird hingegen oft auch anders
ermittelt. Ein klassischesMehrheitswahlrecht
habehaben nur GrGroßboßbriritantannienien undnd FraFrankrnkreieich,ch, dodochch
einige Staaten haben eine Mischform.

Die Ausprägung derMenschenrechte und
der Zustand des Staates korrelieren. So ist in
Demokratien in der Tendenz die Menschen-
rechtssituation besser als in autokratische-
ren Staatsformen. Luxemburg liegt beim
Schutz der Menschenrechte an oberster
SteStellelle, Ö, Östersterrereichich imim obobereeren Mn Mitteittelfelfeld.ld.

Panthenon

PEGIDA-DEMO,
DRESDEN 2016

000000171717171717171717: E: E: E: E: E: E: Es is is is is istst kokompliziemplizierrt!
ist schwierigchwierigch ,wierig,wierig
gend.Daszeigte sich im
dasJahr2017drohtmitWahlenWahlenWa in
ndeherdieFragmentierungagmentierungag derGesellschaftGesellschaftGesellsc zu
upolitischenEruptionen,derBrexit, dieUS-Wah-Wah-W lunddas
ImMoment lent len ebensovieleMenschenwienochnie inDemokratien.kratien.k
cht schlechtbchtbch estellt, doch inden letztenJahrJahrJa engerietdasModellDemokratie
ndFakdFakdF tenaktenak überdenStatusStatusSta derDemokratie inderWelt zusammengetragen.

Quelle: https://ourworldindata.org / Polity IV-Studie
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WAHLSYSTEME IN EUROPA

Verhältniswahlrecht Mehrheitswahlrecht Mischform

DEUTSCHLAND:Hier gilt das „persona-
lisierte Verhältniswahlrecht“. Mit der
Erststimmewerden die Direktmandate
bestimmt, die Zweitstimme geht an die
jeweilige Partei. Durch diese Mischform
kommt es zu Überhang- und Ausgleichs-
mandaten, die Zahl der Abgeordneten
ist also variabel.

GRIECHENLAND:Hier bekommt die
stimmenstärkste Fraktion zusätz-
lich zu den im Verhältniswahlrecht
vergebenMandate fünzig Sitze.

ITALITALIT IEN: Im Dezember lehnten
die Italiener ein mehrheitsför-
derndes Verhältniswahlrecht ab,
deswegen existiert derzeit für den
Senat kein gültigesWahlgesetz. Am
24. Jänner stimmt das Verfassungs-
gericht über eine neuesWahlgesetz ab.

Quelle: eigene Recherche
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Für Street-Art interessieren sich längst auch große Wirtschaftsunternehmen, was innerhalb der Szene als Ausverkauf kritisiert wird.
Der Künstler Blu lehnt kommerzielle Anfragen grundsätzlich ab. In München malte er einen unerreichbaren Geldautomaten: „Salut“.
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Die Unzufriedenheit der Lehrlinge und ihr Hang zum Autoritarismus

András Szigetvari

D er Sieg Donald Trumps
bei den US-Präsident-
schaftswahlen und das
Pro-Brexit-Votum haben

eine weltweite Debatte darüber
ausgelöst, was die Ursache für die
zunehmendeUnzufriedenheit der
Wähler in Industrieländern ist.
Perspektivlosigkeit und Angst vor
sozialem Abstieg seien der Grund
für die Umbrüche, argumentiert
eine Denkschule.
DieSuchenachErklärungenhat

auch Österreich erfasst, seitdem
der FPÖ-Kandidat Norbert Hofer
nur knapp bei der Präsident-
schaftswahl unterlegen ist.
Dabei erscheint aus österreichi-

scher Sicht eine Gruppe vonWäh-
lern besonders interessant: Men-
schenmit Lehrabschluss. Eine Be-
fragung des Sora-Instituts unter
1200 Wählern nach der ersten
Bundespräsidentenstichwahl im
Mai hat ergeben, dass 67 Prozent
der Österreicher

ergeben,
Österreicher

ergeben,
mit einer Lehre

als höchster abgeschlossener Aus-
bildung für Hofer gestimmt hat-
ten. Bei allen anderen Vergleichs-
gruppen war der FPÖ-Kandidat

Vergleichs
FPÖ-Kandidat

Vergleichs

deutlich weniger beliebt gewesen.
Aber sind Menschen mit einem

Lehrabschlussunzufriedener,und
wenn ja, womit? Dazu lieferte die
Befragung von Sora keine Anga-
ben. Doch zeitgleich mit der Präsi-
dentschaftswahl hat das Zentrum
für Politische Bildung an der Päd-
agogischen Hochschule Wien (PH
Wien) eineUntersuchungüberdie
politischenundpersönlichen Ein-
stellungen von Lehrlingen in Ös-
terreich durchgeführt. Die Stu-
dienautoren Georg Lauß und Ste-
fan Schmid-Heher wollten von
700 Wiener Lehrlingen wissen,

wie sie das politische System er-
leben, was sie von Demokratie im
Allgemeinen halten und wie sie
ihre beruflichen Chancen bewer-
ten. Befragt wurden etwa ange-
hende Köche, Kfz-Mechaniker,
Tischler, Bankkaufleute und Fri-
seure. der STANDTANDTA ANDAND RDARDA erhielt Ein-
blick in die noch unveröffentlich-
te Untersuchung.

Regieren ohne Wahlen
Die erste Überraschung für die

Studienautorenwar, dass die über-
wiegende Mehrheit der Lehrlinge
mit ihren beruflichen Zukunfts-
aussichten zufriedener war als ge-
dacht. Die große Angst vor der
Globalisierung scheint
kaumvorhanden.Mehr
als 80 Prozent bejahen
etwa die Frage, ob ih-
nen ihre Ausbildung
„viele Chancen für die
Zukunft bietet“.
Der Sehnsucht nach

dem „starken Mann“
tut dies aber keinen
Abbruch. Zwar bekennen sich
drei Viertel der Befragten, von
denen alle über 18 Jahre waren,
grundsätzlich zur Demokratie als
Regierungsform. Aber 47 Prozent
wünschen sich „eine starke Per-
sönlichkeit an der Staatsspitze,
die sich nicht um Parlament und
Wahlen kümmern muss“. Es sei
„bedenklich“, zu sehen,wiewenig
Rückhalt es für diese beiden so
fundamentalen Institutionen gibt,
sagt Lauß.
Solche Werte sind für ihn und

seinen Kollegen Schmid-Heher
ein Zeichen dafür, dass der politi-
sche Autoritarismus in Österreich

politi-
Österreich

politi-

stärker wird. Das Institut für Ju-
gendkulturforschung in Wien
führt regelmäßig Befragungen

über die Einstellungen von Ju-
gendlichen und jungen Erwachse-
nen durch. Laut diesen Jugend-
wertestudien ist der Anteil der
Menschen, die einen starken
Mann an der Spitze wollen, zwi-
schen 2000 und 2011 von 21 auf
30 Prozent gestiegen.
Doch woher kommt der politi-

sche Frust bei Lehrlingen? Das
Verblüffende ist, dass ihr indivi-
dueller Optimismus und ihr nega-
tives Gesellschaftsbild unvermit-
telt nebeneinanderstehen. Die
persönliche Zuversicht erscheint
auch nicht unbegründet. Am Ar-
beitsmarkt ist der Wettbewerb zu-
letzt zwar härter geworden – auch

unter Menschen mit
Lehrabschluss. Doch
eine Lehre bietet nach
wie vor viele Perspek-
tiven.
Daher schlägt Lauß

eine andere Erklärung
als die Angst vor dem
sozialen Abstieg für
den Hang zum Auto-

ritarismus vor. „Es erscheint evi-
dent, dass sich Österreich in eine
Abwärtsspirale geredet hat“. Den
meisten Menschen gehe es per-
sönlich recht gut, und sie blickten
optimistisch in die Zukunft. Aber
weil „es schon beinahe zum guten
Ton gehört, sich über Politik nur
abfällig zu äußern“, erscheinen
persönliche und gesellschaftliche
Wahrnehmung widersprüchlich.
„Wenn jede politische Debatte

in den Medien als Streit darge-
stellt und jede Reform als Mini-
malkompromiss niedergemacht
wird, verwundert es nicht, dass
die Verdrossenheit zunimmt“.
Der Ruf nach einer harten Hand

wird aber nicht nur in politischen
Fragen lauter. 75Prozentder Lehr-

linge wollen, dass Disziplin und
Gehorsam in der Gesellschaft
wichtiger werden. Zwei Drittel
können der Aussage, manchmal
sei es besser, statt harter Strafen
Gnadewalten zu lassen, nichts ab-
gewinnen. Ebenso viele fordern
eine härtere Gangart gegen Un-
ruhestifter.
Interessant ist, dass vor allem

jene Menschen mit Demokratie
wenig anfangen können, deren
Antworten wenig kohärent sind,
ja oftwidersprüchlich erscheinen.
So sehnen sich besonders jene
Lehrlinge nach einem starken
Mann, diemehr Disziplin fordern,
es zugleich aber für gut befinden,
wenn Regeln verletzt werden, da-
mit etwas Neues entstehen kann.
„Weltbilder aus der auf Dis-

ziplin aufgebauten Industrie und
der Innovationsgesellschaft pral-
lenhier aufeinander“,meint Lauß.
Diejenigen, denen es besonders
schwerfalle ein Kohärenzgefühl
herzustellen, sehnten sich an-
scheinend nach einem starken
Mann, der für sie ihre Welt ordne,
ergänzt Schmid-Heher.

Ruf nach Mitbestimmung
Mangelndes Demokratiever-

ständnis,Autoritätsgläubigkeit, in-
kohärentes Weltbild – fragt– fragt– f sich,
welcher Auftrag daraus erwächst.
Eine Ideekönnte sein, inderSchu-
le anzusetzen. Aber politische Bil-
dung ist für Lehrlinge bereits ein
Pflichtgegenstand. Doch warum
verfängt dieser Unterricht nicht
stärker – ist das Fach sinnlos oder
sind die Lehrer überfordert?
Schmid-Heher sieht das nicht

so, ohne politische Bildung wäre
die Lage „wahrscheinlich noch
dramatischer“. Doch auch er sagt,
dass es nicht reichen werde, den

Schülern die Bedeutung von In-
stitutionen wie dem Parlament zu
vermitteln. Ein Schlüssel zum Er-
folg könnte sein, in der Schule
stärker auf jene Fähigkeit zu fo-
kussieren, die für eine Demokra-
tie so wichtig ist: Mitbestimmung.
Wer denkt, er könne mitgestal-

ten, ist mit der Demokratie zufrie-
dener,wie viele Studien zeigen, so
auch jene an der PH. Besonders
bei Lehrlingen sei der Ansatz in-
teressant, meint Schmid-Heher,
„weil sie zu 80 Prozent ihre Aus-
bildungszeit in Lehrbetrieben ab-
solvieren und Mitbestimmung
nicht zu den Grundfesten des
Arbeitsmarktes zählt.“

Nicht nur Schule gefordert
Aber wie die Zahlen aus der Ju-

gendwertstudie zeigen, nimmtder
Autoritarismus insgesamt zu. Der
Politologe Lauß sieht daher die ge-
samte Gesellschaft gefordert. Sein
Verdacht lautet, dass der Diskurs
über Abstiegsängste selbstverstär-
kendwirke. EineGesellschaftmüs-
sesozialeBefürchtungefürchtungef enernstneh-
men. „Aber dazu gehört es auch,
ständig zu hinterfragen, ob man
sich an pessimistische Zukunfts-
szenarien nicht schon so sehr ge-
wöhnt hat, dass sie das eigene
Weltbild verdunkeln.“
Lauß und Schmid-Heher sehen

auch die Medien gefordert. Demo-
kratie brauche Lust an der Aus-
einandersetzung. „Konflikt ist der
Normalzustand des Politischen,
und in einer Demokratie wird er
eben öffentlich ausgetragen“, sagt
Lauß, „aber diese Überzeugung

ausgetragen“,
Überzeugung

ausgetragen“, sagt
Überzeugung

sagt

ist aus dem öffentlichen Diskurs
in den Medien verschwunden“.
Nachsatz: Ein wenig mehr gute
Laune würde der Demokratie viel-
leicht auch guttun.

In die ArmArmA e des starken Mannes
Unter Lehrlingen ist der Hang zum Autoritarismus besonders ausgeprägt, wie eine neue Studie zeigt. Fast die Hälfteftef von
ihnen erkennen in Wahlen und Parlament keinen Mehrwert.Mehrwert.Mehr Aber woher kommt die Unzufriedenheit mit dem System?
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Die verge verge v essenen Voraussetzungen für Demokratie

STANDTANDTA ANDAND RDARDA : In Ihrem Buch „Toward
Democracy“ haben Sie demokrati-
sche Entwicklungen in Frankreich,
England und den USA in den ver-
gangenen 300 Jahren analysiert –
welche Charakteristika von Demo-
kratien sind Ihnen begegnet?
Kloppenberg: Es bedarf spezieller
Institutionen wie einer verfas-
sungsmäßigen Regierung, die die
Rolle der Gesetze sicherstellt.
Doch das Hauptargument meines
Buches ist, dass es neben diesen
Institutionen bestimmte Voraus-
setzungen von Demokratie gibt,
denen die Menschen oft nicht so
viel Aufmerksamkeit beimessen,
wie sie sollten. Dazu zählt das
Prinzip der Volkssouveränität,
das besagt, dass die Autorität dem
Volk zukommt. Weiters die Ver-
pflichtung zu Freiheit undGleich-
heit. Das ist entscheidend, denn
wenn es nur Mehrheitsentschei-
dungen gebe, können bei drei Leu-
ten zwei beschließen, den Dritten
zu versklaven. Daher bedingen
sich die Verpflichtung zu Freiheit
und jene zu Gleichheit gegensei-
tig, das eine bedarf des anderen.

STANDTANDTA ANDAND RDARDA : Welche Voraussetzun-
gen von Demokratie stehen aktuell
speziell unter Druck?
Kloppenberg: Das Commitment zu
Überlegungen,
Klopp
Überlegungen,
Klopp rg
Überlegungen,

rg
dass die Leute zu-

sammenkommen und Fragen dis-
kutieren, steht derzeit besonders
unter Druck – auch in Anbetracht
der Polarisierung der Politik in
Europa und der USA im 21. Jahr-
hundert. Es gibt viele Leute, die
meinen, dass Demokratie bedeu-
tet, die eigene Position zu vertre-
ten und sich weigern, einen Kom-
promiss zu finden. Doch Demo-
kratiehat immerKompromissebe-
durft. Eine Demokratie kann nicht
immer das bringen, was man
selbst will. Eine weitere Voraus-
setzung, die aktuell besonders
unter Druck steht – das gilt auch
für Österreich –, ist Pluralismus
und Differenzen zu akzeptieren.
Die Menschen sind immer unwil-
liger, andere Menschen, die nicht
wie sie selbst sind, zu akzeptieren.

STANDTANDTA ANDAND RDARDA : Konnten Sie in Ihrer
Langzeitanalyse eine Entwicklung
des Demokratiebegriffs feststellen?
Kloppenberg: Ja, zum Beispiel ha-
benwir heute ein vollkommen an-
deresVerständnis davon,werBür-
ger ist. Keine derNationen, die vor
300 Jahren mit Demokratie expe-
rimentierten,war gewillt, das Bür-
gerrecht auf Frauen auszuweiten.
Man ging davon aus, dass Frauen
durch ihreMänner abgedecktwer-
den. Eine ähnliche Veränderung
war die Erweiterung der Rechte
für farbige Menschen, die davon
im 18. Jahrhundert ebenso ausge-
schlossen waren. Im 20. Jahrhun-
dert hat sich die Demokratie wei-
ters von der politischen in die so-
ziale und wirtschaftliche Sphäre

ausgeweitet. In Europa ist die De-
mokratie heute viel mehr entwi-
ckelt als in den USA, das merkt
man etwa, wenn man die Kran-
kenversicherungen vergleicht.

STANDTANDTA ANDAND RDARDA : Können Sie aus der his-
torischen Perspektive Vorhersagen
ableiten, wie sich die Demokratie
künftig entwickeln wird?
Kloppenberg: Als Historiker fühle
ichmich dabei sehr unwohl. Es ist
zum jetzigen Zeitpunkt fast un-
möglich, hoffnungsvoll über die
Tendenzen in Europa wie auch in
den Vereinigten Staaten zu sein.
Die Wählerschaft ist da wie dort
tief gespalten. Es scheint aber brei-
te Unterstützung dafür zu geben,
die Rechte von Immigranten ein-
zuschränken und den großzügi-
gen sozialen Wohlfahrtsstaat zu-
rückzufahren. Wir sind im Mo-
ment an einen Punkt einer insta-
bilen Balance geraten.

STANDTANDTA ANDAND RDARDA :Was sind Gründe dafür?
Kloppenberg: Die Politik wird von
Ängsten
op

Ängsten
oppenberg:

Ängsten
penberg:

angetrieben.Europa steht
unter einem großen Druck durch
die große Anzahl an Immigranten.

Die Vereinigten Staaten sind
durch die unverhältnismäßige
Angst vor dem Terrorismus unter
Druck geraten. Man sollte beden-
ken, dass die Wahrscheinlichkeit
viel größer ist, vom Blitzschlag ge-
troffen zu werden, als von einem
Terroristen getötet zu werden.
Dennoch fürchten sich die Men-
schen extrem vor Ter-
rorismus, und diese
Angst scheint einen
Großteil der amerika-
nischen Politik anzu-
treiben. Diese Ängste
sind nicht völlig bo-
denlos, ich glaube nur,
dass sie ausdemLot ge-
raten sind, gemessen
an der tatsächlichen Bedrohung.

STANDTANDTA ANDAND RDARDA : Welchen Einfluss könn-
te der neue US-Präsident auf die
EntwicklungderDemokratie in den
Vereinigten Staaten haben?
Kloppenberg:DieResilienz vonDe-
mokratien wird an diesem Punkt
getestet. Die Reaktion der ameri-
kanischen Bevölkerung auf Do-
nald Trump, auch die Reaktion
der europäischenBevölkerung auf

die rechtenDemagogen, die in den
vergangenen Jahren aufgetreten
sind, werden entscheiden, ob die-
se Demokratien stabil bleiben,
oder ob wir eine Periode der Un-
ruhe erleben werden. Trump hat
währendseinerKampagneklar ge-
macht, dass er kein klares Ver-
ständnis von der Verfassung der

Vereinigten Staaten
hat. Was ich aber ger-
ne dazu sagen will, ist,
dass die Verfassung
ein gutes Verständnis
von ihm hat. Egal, wie
weitreichend die Ab-
sichten eines Präsi-
denten sind, es gibt
Grenzen, was er tat-

sächlich tun kann. Ich kann auf
die Frage nach der Zukunft nur
mit dem Titel Ihrer Schwerpunkt-
ausgabe antworten: Die Demokra-
tie ist gegenwärtig unter Druck.

STANDTANDTA ANDAND RDARDA : Sie schreiben in Ihrem
Buch auch, dass Demokratie zum
weltweiten Ideal des Regierens auf-
gestiegen ist – warum– warum– w gibt es den-
noch immer wieder Rufe nach
einem starken Mann?

Kloppenberg:Umdas zu beantwor-
ten, müsste man sich wohl China
oder den Mittleren Osten an-
sehen. Dort scheint es wenig Inte-
resse an Demokratie zu geben und
es sieht nicht so aus, dass sich das
in der nächsten Zeit ändern wird.
Aber im Westen ist der starke
Mann, nach dem Leute rufen,
einer, der demokratisch gewählt
wird. Und wenn so ein starker
Mann an der Macht bleiben will,
muss er eine Wiederwahl gewin-
nen. Es gibt also gute Gründe, an-
zuzweifeln, dass ein demokrati-
sches System so einfach außer
Kraft gesetzt werden könnte. Das
bekannteste Beispiel, wo das pas-
siert ist, war Adolf Hitler. Ich den-
ke aber, dass die Menschen nun
viel alarmierter sind,diedemokra-
tischen Institutionen sind jetzt
besser verankert und stabiler als
sie es in den 1930er-Jahrenwaren.

STANDTANDTA ANDAND RDARDA : Ist der Neoliberalismus
eine Gefahr für Demokratie?
Kloppenberg: Ich denke, dass De-
mokratien Werkzeuge haben, den
Markt unter Kontrolle zu bringen.
Es bedarf nur der Bereitschaft der

Menschen. Und das ist so frustrie-
rend für linke Intellektuelle in den
Vereinigten Staaten. Es gibt nichts
Strukturelles, das die Leute davon
abhält, Politiker zu wählen, die
nicht zulassen, dass alle wichti-
gen Entscheidungen vom Markt
getroffen werden. Es ist einfach
nur eine Frage des politischen
Willens. Der Neoliberalismus hat
es geschafft, ein Klima zu schaf-schaf-schaf
fen, wo man immer davon aus-
geht, dass die Regierung das Prob-
lem ist, und alle Probleme gelöst
würden, könnte nur der freie
Markt entscheiden. Aber dieMen-
schen könnten auch Politiker
wählen, die dem widersprechen.
In den Vereinigten Staaten gibt es
derzeit eine kulturelle Unruhe,
die viele Leute spüren, weil sie
meinen,dass ihreNationvonMen-
schen überrannt wird, die anders
sind als sie. Diese kulturelle Unru-
he hat zur Bereitschaft geführt,
Marktkräften mehr zu vertrauen
als der Regierung. Es gibt aber kei-
nen offensichtlichen Grund dafür.

STANDTANDTA ANDAND RDARDA : Was kann getan wer-
den, um der Demokratie aus der
Krise zu helfen?
Kloppenberg: Demokratie bedarf
der Einsicht, dass der Gegner
recht haben kann und man selbst
unrecht hat. Dass das Gegenüber
gewinnen kann und man selbst
verlieren. Im Laufe der Geschich-
te hat sich gezeigt, dass das eine
Art des Denkens ist, mit der sich
viele Menschen nicht anfreunden
konnten. Es obliegt jenen, die sich
demokratischen Grundsätzen ver-
pflichtet fühlen, zu erklären, wa-
rum wir denken, dass sie besser
sind als die Alternativen.

JAMES T. KLOPPENBERG (65) ist Pro-
fessor für Geschichte an der Harvard-
Universität in Boston. 2016 erschien
sein Buch „Toward Democracy“ (Oxford
University Press, € 24,47) – eine Studie
über Demokratie in Frankreich, England
und den Vereinigten Staaten in den ver-
gangenen 300 Jahren.

„ÄngÄngÄ ste treiben die Politik an“
Die Furcht vor Flüchtlingen und vor Terrorismus bedroht demokratische Grundwerte in Europa und den USA, sagt der

US-Historiker James T. Kloppenberg. Nun ist der Zeitpunkt, da die Resilienz von Demokratien getestet wird.

Auf dem Höhepunkt der Euro- und Griechenlandkrise malte Blu sein Bild „Akropolis“ in
Athen. Die meterhohen Arbeiten entstehen meist mithilfe von Kränen und Hebebühnen.
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„Demokratie
kann nicht
immer bringen,
was man selbst
will“, sagt der
Historiker James
T. Kloppenberg.
Foto: Harvard University

INTERVIEW:Tanja Traxler



Demokratie baut auf Dingen auf,
für die der Hausverstand nur
eine Bezeichnung haben kann:
unverzichtbare Elemente eines
menschenwürdigen Zusammen-
lebens. Unter anderem wird je-
dem vernünftigen Vertreter der
Spezies Homo sapiens einleuch-
ten, dass Menschenrechte ziem-
lich leiwand für alle sind. Dieje-
nigen, die keinen Wert darauf le-
gen, haben meist absolute Macht

und zweifeln nicht daran, sie zu
verlieren (üblicherweise ein fol-
genschwerer Fehler, siehe diver-
se Diktatoren, die in Erdlöchern
und auf dem Schafott endeten).
Für ihre eigenen Rechte und
Privilegien ist somit gesorgt. Die
anderen sind sowieso nicht der
Rede wert. Was sich der Logik
aber nicht erschließt, ist, warum
Menschen, die sich nicht unbe-
dingt in einer Position befinden,
die große Macht und Sicherheit
bedeutet (und damit zur überwäl-
tigenden Mehrheit zählen), sich
dazu verleiten lassen, die Errun-

genschaft gleicher Rechte und
gleicher Wertigkeit nicht mehr
ernst zu nehmen. Sie hätten lie-
ber einen starken Arm, der ihr
Schicksal in vorgezeichnete Bah-
nen lenkt. Gewiss entsteht das
auch aus dem Gefühl der Ohn-
macht, aber auch aus der Bereit-
schaft, Sündenböcke statt Lösun-
gen zu suchen. Demokratie sieht
sich neuen Bedrohungen ausge-
setzt, autokratische Systeme ha-
ben sich so schnell etabliert, dass
zwischen 2017 und 2014 ein ge-
fühltes Jahrzehnt liegt. Besorgte
Bürger, die unabhängige Bericht-

erstattung bezweifeln, aber fol-
genden Quellen mehr vertrauen:
der Kusine des Vaters der Bäcke-
rin oder windigen Facebook-Sei-
ten, die sich nie in der Verlegen-
heit befanden, irgendwas Be-
hauptetes je beweisen zu müs-
sen. Genussvoll Uninformierte,
die Russia Today beim Wort neh-
men. Mit Trump den Klimawan-
del leugnen. Angebliche Gülen-
Anhänger jagen. Ihnen macht es
nichts aus, wenn gültiges Recht
gebrochen wird. Dass es auch
einmal ihr Recht sein könnte,
dringt nicht in ihr Bewusstsein.

GESCHÜTTELT,
NICHT GERÜHR

T,
GERÜHR

T,
T

Von Julya Rabinowich

Das Jahrzehnt
zwischen 2014 und 2017

Shepard Fairey nützt die Ästhetik der Werbeindustrie für kritische politische Botschaften. Seine weltweit verbreitete
„Obey Giant“-Kampagne soll den Blick für Propagandatricks schärfen. „Oil-based policy“ malte Fairey auf Einladung in München.

Fo
to
:H

an
na

St
ur
m
/P

os
it
iv
e-
Pr
op

ag
an
da

e.
V.

38 derSderSde tandtandta arndarnd d Sa./So., 21./22. Jänner 2017Schwerpunktnktn
Das Kunss Kunss K tgenre Street-Art im Porträt

Stefan Weiss

I hre Kunst wird gesprayt, ge-
malt, geklebt, geritzt und in-
stalliert. Die Wahl der Tech-
nik ist ebenso vielfältig wie

die Wahl der Motive und die Orte
desGeschehens:meterhoheHaus-
wände, politisch aufgeladene
Sperranlagen in Krisengebieten,
der öffentliche Raum in allen
denkbaren Verwinkelungen.
Street-Art-KünstlerwieBanksy,

Blu, Mark Jenkins, Escif oder She-
pard Fairey verstehen sich als
Aktivisten, als Überbringer politi-
scher Botschaften mit Mitteln der
Kunst: oft humorvoll, einfach ver-
ständlich, aber niemals banal.
Eine Bewegung ohne formale Pro-
klamation, die sich seit den Nul-
lerjahren über die Metropolen al-
ler Erdteile verbreitet hat.
DieWurzeln dermeisten Street-

Art-Akteure liegen in Subkultu-
ren, die weiter zurückreichen: Im
Graffiti des Hip-Hop selbstver-
ständlich, aber auch in der For-
mensprache des Punk mit seinen
Garagenmagazinen und Platten-
covern in Do-it-yourself-Optik.
Politisch steht man links, nicht
ideologisch verbohrt, aber mit der

klaren Forderung nach globaler
sozialer Gerechtigkeit, jener Uto-
pie, die unter Realo-Politikern oft
nicht einmal mehr in Sonntags-
reden Erwähnung findet.
Demokratie und ihreGefährdun-

gen sind inderStreet-Artnichtnur
Thema der künstlerischen Ausei-
nandersetzung. Auch an der Be-
wegung selbst lassen sich wesent-
liche Punkte des Demokratiedis-
kurses festmachen.
Da wäre zunächst

die ästhetische Frage,
ob sichStreet-Art links-
populistischer Mittel
bedient. Zieht man in
Betracht, dass sich
Künstler wie Shepard
Fairey bewusst an der
Grafik der Werbung
und politischen Propaganda
orientieren, muss man sagen: ja.
Die Ingredienzien des Populis-

mus – Verkürzung, Zuspitzung,
eingängige Symbolik in Wort und
Bild – werden bewusst genutzt,
nicht aber ohnedeneigenenPopu-
lismus durch dasMittel der Ironie
einer Selbstbeschränkung zu un-
terziehen. Darin liegt auch der
Unterschied zu vielen Formen
rechtspopulistischer Propaganda.

Banksy gibt in seinem vielko-
pierten Bild Flower Riot dem Stei-
newerfer einen Blumenstrauß in
die Hand. Escif dekoriert ein
meterhohes Wandgemälde einer
Blumenvase in München mit
einemMuster ausPanzern,umauf
die Verniedlichung deutscher
Waffenexporte hinzuweisen.
Demokratie braucht diese Sa-

tire und Ironie, damit wir mit
ihrem Enttäuschungs-
potenzial umgehen
können und uns nicht
der Verlockung des
Autoritarismus hinge-
ben. Street-Art unter-
nimmt den Versuch,
den Sinn für Ironie –
die sonst vor allem un-
ter globalen Bildungs-

eliten Anwendung findet – auf die
Straße zu holen und damit jeder-
mann frei zugänglich zu machen.
Nicht verwunderlich ist in die-

sem Zusammenhang allerdings
auch, dass Teile ebenjener Bil-
dungseliten politsatirische Street-
Art als „radical Chic“ bewundern
und in Galerien kapitalistisch ver-
werten wollen. Diese Vermark-
tungstendenzen werden in der
Szene kritisch unter dem Begriff

„Sell-out“ diskutiert, Gegenmaß-
nahmen inklusive.
Banksy – bei Auktionen ohne

sein Zutun in Millionenhöhe ge-
handelt – verkaufte seine Bilder
unerkannt auf der Straße als
„Spray-Art“ für ein paar Euro, um
sich über den Kunsthandel lustig
zu machen. Adbuster-Aktivisten
verfremden gezielt Werbeplakate
und setzen damit einen Kontra-
punkt zur Vereinnahmung durch
dieWerbeindustrie, die sich unter
dem Schlagwort „Guerilla-Marke-
ting“ den Rebellencharme von
Street-Art zunutze machen will.

Die Frage der Autorisierung
Auch das Agieren unter einem

Pseudonym inklusive Geheimhal-
tung der Biografien ist längst nicht
mehr nur der Strafverfolgung (es
bleibt Vandalismus) geschuldet.
Narzissmus soll – auch im Gegen-
satz zumGraffiti-Tagging, bei dem
es primär umAnerkennung inner-
halb der Szene geht – möglichst
klein gehalten werden.
Nun kann man die Frage auf-auf-auf

werfen, ob illegal angebrachte
Street-Art nicht dennoch eine An-
maßung des Künstlers darstellt
und von daher per se undemokra-

tisch ist. Bedenken sollte man da-
bei aber auch, dass die Werbe-
branche die Überflutung des
öffentlichen Raums mit ihren
(zweifelhaften) Konsumbotschaf-Konsumbotschaf-Konsumbotschaf
ten längst schon vollzogen hat.
Sebastian Pohl vom Münchner

Kunstverein Positive-Propaganda
versucht einen Mittelweg: Er lädt
internationale Street-Artists ein,
ihreKunst inderStadtmit offiziel-
ler Erlaubnis anzubringen – auch
um der politisch zahnlos agieren-
den etablierten Kunst im öffentli-
chen Raum etwas entgegenzuset-
zen. Dass die Wahl der Motive da-
bei einzig den Künstlern überlas-
sen bleibt, hält er für legitim –
Künstler seien gedankliche Vor-
reiter, meint er. Avantgarde also?
„Nie zuvor in der Geschichte

wurde so viel von so wenigen ein-
gesetzt, um so wenig zu sagen“,
meint Banksy über die etablierte
Kunst der Gegenwart. Ein wenig
mehr Demokratie könnte indes
beiden, den Etablierten wie den
Avantgarden, einen Versuch wert
sein, zum Beispiel indem Künst-
ler Bewohner schon demnächst
darüber abstimmen lassen, gegen
welcheMissstände sich die Bilder
an ihren Fassaden richten sollen.

Zwischen Protest und Kommerz
Populismus, Teilhabe, kommerzieller Ausverkauf: In der globalen Street-Art-Bewegung spiegeln sich zahlreichezahlreicheza

Phänomene wider, die im aktuellen Diskurs um Demokratie und deren Gefährdung zur Sprache kommen.
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Selbstvestvest rständlichkeiten unserer Demokratie sind nicht selbstvestvest rständlich

Wo die Freiheit an ihre
Grenzen stößt

Einladung zu einem Gedankenexperiment: Was, wenn in China frei
gewählt werden dürfte? Würden die unter der dort inzwischen zur
Regel gewordenen kapitalistischen Ausbeutung leidenden Massen

nicht eine wirklich kommunistische Partei wählen? Eine Streitschrift.

wird. Es ist eine liberale Religion,
eine, in der das vergötterte Prinzip
angezweifelt werden darf, solange
diese Zweifel nicht zu konkreter
Umsetzung gelangen. Wenn rund
um das Ernst-Kirchweger-Haus
die Parole geschmiert wird „Wenn
Wahlen etwas ändern würden,
wären sie verboten“, gilt das als
freie Meinungsäußerung, Haken-
kreuzschmiererei aber als staats-
gefährdend.
Gefahr für die Demokratie darf

nach aktueller Interpretation der
Religionsgemeinschaft nur rechts
vermutet werden. Vor 40 Jahren
war es gerade umgekehrt. Aber da
bestand eine sehr reale Drohung
realsozialistischer Systeme noch
unmittelbar an Österreichs

Systeme
Österreichs

Systeme
Gren-

zen. Die Kommunisten sind nun
weg – oder handeln nicht mehr so
wie einst.
Beispiel China: Dort regiert eine

dem Namen nach kommunisti-
sche Partei, es gibt weder Mei-
nungsfreiheit noch gar demokrati-
scheMitsprache – aber dafür einen
Kapitalismus, der einige reich, vie-
le wohlhabend macht, aber auch
etliche völlig verarmen lässt.
Wer für China Demokratie

wünscht, muss sich klar darüber
sein, dass es diese Mehrheit der
Verarmten ist, die bei einer freien
Wahl wohl eine wirklich kommu-
nistische Partei wählen würde,
die eine Rückkehr zu Staatswirt-
schaft und Umverteilung ver-

spricht.
Man könnte es den

Ausgebeuteten auch
gar nicht verdenken,
wenn ihnen ein bisserl
Parlamentarismus, ein
bisserl Sozialdemokra-
tie westlicher Prägung,
ein bisserl Behüb-
schung ihrer Lebens-

umstände nicht genug wäre. Und
in Wirklichkeit ist es im Interesse
des Westens, wenn die chinesi-
sche Führung eben keine demo-
kratischen Experimente macht.
Die probiert der Westen schon

selber aus. Fünf Jahrzehnte nach-
dem die 68er-Bewegung zu mehr
kritischemDenken aufgerufen hat
und seit Willy Brandt bekundet
hat, man solle in allen Bereichen
„mehr Demokratie wagen“, mel-
den sich die Kritiker vor allemvon
rechts und proben zum Entsetzen
der Linken einen destruktivenZu-
gang zum etablierten demokrati-
schen System. Nach dem Grund-
satz, alles abzulehnen, was man
nicht versteht, wird gegen die EU
und gegen TTIP, gegen die soge-
nanntenElitenund letztlich gegen
die parlamentarische Demokratie
an sich Front gemacht.
Das hängt natürlich auch damit

zusammen, dass sich die Politiker
nicht mehr dazu bekennen
wollen, dass demokratische Teil-
habe auf unterer Ebene, also etwa
in der Gemeinde, eine Mitbestim-
mung über konkrete Projekte be-
deutet, während sie auf hoher und
höchster Ebene eine Mitbestim-
mung über ideologische Ausrich-
tungen (etwa: ein eher soziales
oder ein eher wettbewerbsorien-
tiertes Europa) bedeuten muss.
Und dass das keineswegs alles

selbstverständlich ist. Eine Dikta-
tur losgeworden zu sein bedeutet
noch nicht, Demokratie zu haben.
Oder sie gar zu lieben.

Conrad Seidl

A ls amerikanische Repor-
ter im harten Nachkriegs-
winter 1945/46 das von
Hitler befreite Europa be-

suchten, da wunderten sie sich
über die undankbare Haltung der
Befreiten: Statt sich darüber zu
freuen, dass sie die Diktatur los
waren und zumindest im westli-
chen Einflussbereich bald frei
wählen durften, klagten sie über
die Härte des Lebens und gaben
mehr oder weniger offen zu ver-
stehen, dass es ihnen unter den
Nazis besser gegangen sei. Da gab
es mehr zu essen, da standen die
Wohnhäuser noch, da konnteman
noch heizen.
Schlag nach bei Brecht, der hat-

te schon zwei Jahrzehnte zuvor
formuliert: Erst kommt das Fres-
sen, dann die Moral.
Das ist für die Satten schwer zu

verstehen. Das ist für diejenigen
schwer zu verstehen, denen die
Demokratie eine Selbstverständ-
lichkeit ist. Freilich rümpft unser-
eins die Nase über die Diktaturen
und die Diktatoren in anderen
Weltgegenden – und sieht doch
die meiste Zeit darüber hinweg,
wenn der freie Westen mit ihnen
Geschäfte macht.
Erst wenn die Diktatoren wan-

ken, beginnt die breite Parteinah-
me gegen sie. In übler Erinnerung
ist, wie der ORF während der Re-
volution in Libyen den
einst von Kreisky (und
führenden Journalis-
ten Österreichs)

Journalis
Österreichs)

Journalis
ho-

fierten Muammar al-
Gaddafi zeitweise als
den „Irren in Tripolis“
bezeichnete, diese
Wortwahl zurück-
nahm, als sein Regime
kurz die Oberhand zurückgewon-
nen hatte, um ihn einige Tage spä-
ter, nach seinem Sturz, wieder als
irren Verbrecher zu benennen.
Überhaupt dieser Arabische

Frühling!Wienaivwurde er inder
freien Welt begrüßt: Da erstreiten
sich selbstbewusste Menschen
Freiheit und Demokratie! Dass
diese Menschen eine andere Art
vonBewusstsein, eine andereVor-
stellung von Freiheit, einen ande-
ren Begriff von Demokratie haben
könnten, das haben damals nur
wenigebedacht.Dass esMillionen
vonMenschen gibt, die die Perfek-
tion der Demokratie darin sehen,
dass ein strenggläubiges Volk
einen Gottesstaat trägt und alle
Abweichler vom rechten Glauben
drangsaliert oder ermordet, das er-
scheint unvorstellbar.

Der wahre Glaube
Dabei ist es gerade 100 Jahre

her, dass man hierzulande hinge-
nommen hat, dass der Volkswille
letzlich im Kaiser (der auch der
Souverän war) repräsentiert war –
unddass es aucherst 401 Jahreher
ist, dass der 30-jährige Krieg aus-
gebrochen ist. Auch da ging es um
Herrschaft des wahren Glaubens.
Heute ist hierzulande der wah-

re Glaube der an die Demokratie.
Eine Zivilreligion, die von ihren
Hohepriestern in Sonntagsreden
zelebriertwird – unddie vomFuß-
volk andenhohenFeiertagen, also
denWahltagen,mitmehr oderwe-
niger Überzeugung

Wahltagen,
Überzeugung

Wahltagen,
mitgefeiert

Blus Kommentar zum klerikalen Autoritarismus in Polen entstand 2011 in Krakau.
Seit 2015 regiert die rechtskonservative Partei „Recht und Gerechtigkeit“ absolut.
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Leo Specht

D er Wahlsieg Donald
Trumps wirft Fragen auf,
die für einemoderneLin-
ke auch in Europa von

Bedeutung sind.
Zunächst jenederKonfrontation

mit demStatus quo. Vor denWah-
len vom 8. November schien ein
finanzielles, kulturelles und poli-
tisches Machtkartell in den USA
nichtüberwindbar.HillaryClinton
war die Kandidatin dieses Macht-
kartells, das weit in die Republi-
kanische Partei reicht(e). Bernie
Sanders’ Niederlage in den Vor-
wahlen schien eine Bestätigung
dieser Annahme. Obwohl seine
Erfolge in 22 Staaten, vor allem in
jenen desMid-West und in der so-
zialemAbstieg ausgesetzten „mid-
dle class“, den zentralen Punkt
aufzeigten, an dem dieses Macht-
kartell brechen konnte: die – in
Europa so genannte – soziale Fra-
ge, welche in den USA als „wirt-
schaftliche“ diskutiert wird.
Sanders’ Befund der sozialen

Frage in den USA: Der Wert von
Lohnarbeit sankwährend der letz-
ten drei Jahrzehnte. Löhne rei-
chen nichtmehr aus, Familien der
Middle Class (Arbeiter und mitt-
lere Angestellte) zu ernähren. Pre-
kariat und Mehrfacharbeit haben
„gute Arbeitsplätze“ verdrängt. Er
trat daher für einen Mindestlohn,
eine staatliche Sozialversicherung
und ein Investitionsprogrammder
öffentlichen Hand ein. Das Ziel
war die Schaffung vonArbeitsver-
hältnissen, welche Versorgungs-
sicherheit, vergleichbar jener der
50er- und 60er-Jahre des vorigen
Jahrhunderts, gewährleisten.
Mit gänzlich anderen Vorzei-

chen formulierte Trump dieses
Versprechen. Er machte sich die
soziale Frage auf eine Weise zu
eigen, die im konservativen Rust-
Belt vermittelbar war. Dazu ge-
hörten auch jene unappetitlichen
Ausbrüche, die eineArbeiterschaft
als Kampfansage an die hegemo-
niale Kultur verstand, welche sie
für die Verschlechterung ihrer La-
ge verantwortlich macht. Und da
Clintons Versuch, sich Sanders’
Programm anzueignen, vielen un-
glaubwürdig erschien, profilierte
sich Trump als Anwalt sozialer
Veränderung.
Um den sozialen Anliegen brei-

ter Schichten zu entsprechen, sti-
lisierte sich Clinton zur Verfech-
terin sozialer Reformen, als pro-
gressive Populistin. Trump dage-
gen kultivierte das Bild des skru-
pellosen Entrepreneurs, der das
System kennt, da er es erfolgreich
für seine Ziele genutzt hatte. In
dieser Rolle war er vielen ein – im
Vergleich zu Clinton – glaubwür-
diger Vertreter von Wandel und
Veränderung.
Zu Clintons Nachteil wirkte je-

ner Gegensatz, der zu einem der
wichtigsten Herrschaftsmechanis-
men in den USA seit der konser-
vativen „Gegenrevolution“ der ver-
gangenenDekadenwurde: derAn-
tagonismus zwischen den wirt-
schaftlichen und sozialen Ent-
wicklungen. Gemeint ist damit der
– wirtschaftlich bedingte – mate-
rielle Abstieg des US-Mittelstan-
des, der im Schatten kultureller
(sozialer) Auseinandersetzungen
vor sich ging. Diese kulturellen
Konflikte rührten an Grundfesten
eines tradierten „Americanway of
life“: Arbeit, ein spezifisches Bild
der Familie und sozialer Aufstieg.
Die von diesen Entwicklungen

Betroffenen, die amerikanische
Middle Class, empfinden, dass die
inMedien undderUnterhaltungs-

industrie propagierten Kulturver-
änderungen – Stichwort Political
Correctness – nicht ihren Lebens-
verhältnissen entsprechen. Weite
Schichten akzeptieren einen ver-
änderten kulturellen Code nicht
mehr als verbindlich.
Trumps Auftreten

entsprach nicht nur
nicht diesem Code,
Trump stilisierte sich
zum Interpreten der
Verhältnisse, die er in
der Vergangenheit er-
folgreich für sich ge-
nutzt hatte. Sein
Schulterschluss mit dem Mittel-
stand war also ein doppelter: Er
verstieß gegen den Code einer
scheinbar hegemonialen Kultur –
von Political Correctness – und
versprach, Manipulationen des
Systems – zuungunsten sozial
Schwacher – einen Riegel vorzu-
schieben.
Mit anderen kulturellen – und

ideologischen – Vorzeichen hat
der (Vor-)Wahlkampf Sanders’
dasselbe Versprechen geleistet. Es
zielte auf die Verbesserung der
materiellen Lebensverhältnisse
der sozial Schwachen und pran-
gerte die sich stetig vertiefende
Kluft zwischenArmundReich an.
Damit war er selbst für große Tei-
le jener Middle Class wählbar, die
nicht seine kulturellen Positionen
teilten. Vor allem aber unterstütz-
ten weite Teile der Middle Class
jene sozial- und wirtschaftspoliti-
schen Vorschläge Sanders’, die an
den Grenzen des US-Systems rüt-

telten. So etwa die auf staatliche
FinanzierungendesBildungs- und
Pensionssystems abzielenden Tei-
le von Sanders’ Programm.
Als Sanders’ Kampagne der Er-

folg verwehrt war, wandten sich
viele systemskeptische,
vor allem durch eine
soziale Agenda moti-
vierte Wähler Trump
zu. Dies unterscheidet
sie von jenenMillenni-
als, die – aus kulturel-
len und ideologischen
Gründen – hiezu nicht
bereit waren. Im Er-

gebnis zerbrachdie durchHoward
Dean neu geformte, den Erfolg
Obamas ausmachende Reformko-
alition.
Aus sozialpolitischen, also gar

nicht paradoxen Gründen ist sie –

in Teilen – nun in das Lager
Trumps gewechselt. Trump ver-
sprach staatliche Hilfe für Be-
schäftigungsprogramme. Und er
formulierte Positionen gegen je-
nes Machtkartell um Clinton, das
ein Synonym für das Scheitern
des American Dream ist. Dabei ist
es völlig unerheblich, ob Trump
selbst diesem Kartell angehört.
Entscheidend im Wahlkampf wa-
ren seine öffentlichen Positionen,
auch gegen die ihn nominierende
Republikanische Partei.
Dies erklärt auch den nunmeh-

rigen Schritt Trumps, eine eigen-
ständige politische Kraft zu for-
men. Er baut weiter an einer
(Gegen-)Öffentlichkeit von sozia-
len Medien. Und er verstärkt Mo-
bilisierungen durch Auftritte, die
der Zuspitzung von politischen

Aussagen durch Personalisierung
dienen.
Daher hat sich die strategische

Position der reformorientierten
Linken in denUSA verbessert. So-
zial- undwirtschaftspolitischeRe-
formvorschläge treffen auf ein bes-
ser aufbereitetes Terrain als 2008
oder 2012. Beide Seiten fokussier-
ten 2016 auf die soziale Frage und
auf Verteilungsgerechtigkeit. Auf
der Rechten ist darüber hinaus die
Hegemonie fiskal-konservativer
Positionen infrage gestellt. Das
nach der Wahl von einer republi-
kanischen Mehrheit des Kongres-
ses beschlossene Auslaufen von
Sozialprogrammen fürKohlearbei-
ter ist beispielhaft dafür. Trump
hat versprochen, die Arbeiter wei-
ter zu unterstützen.
Ein Teil der US-Linken argu-

mentiert daher, Trump beimWort
zu nehmen und eigene Vorschlä-
ge in dieser Auseinandersetzung
zu schärfen. Die Erneuerung der
Demokraten sieht sie in diesen
sozialen Auseinandersetzungen.
Dazu gehört, die vom Standpunkt
der Linken zu unterstützenden
Punkte einer Agenda Trumpsmit-
zutragen. Darin liegt die Parallele
zur reformorientierten Linken in

Europa. Auch sie hat sich von der
zentristischen Polemik gegen den
„Populismus“ abzugrenzen. Die
Ängste
„Populismus“
Ängste
„Populismus“

der sozial Schwachen sind
nicht einer kulturell regressiven
Rechten zu überlassen.
Die in Österreich nun florieren-

den Ansagen gegen Pessimismus,
Hoffnungslosigkeit undAngst sind
in eine Agenda der Veränderung
zu gießen. Das bedeutet, rechte
Demagogie durch Programme zu
kontern, die auf soziale und Ver-
teilungsgerechtigkeit gerichtet
sind und der Veränderung gesell-
schaftlicher Arbeit Rechnung tra-
gen.Dazumaggehören,nichtmehr
ausschließlich Lohnarbeit imZen-
trumgesellschaftlicherReproduk-
tion zu sehen und Arbeit neu zu
bestimmen.
Es ist hoch an der Zeit, nicht

mehr über jene die Nase zu rümp-
fen, die der Demagogie der Rech-
ten erliegen. Denn die herrschen-
den Verhältnisse sind die Verhält-
nisse der Herrschenden. Und mit
diesen hat sich die Linke, in Euro-
pa und in den USA, zu lange, zum
Nachteil vieler, arrangiert.

LEOPOLDSPECHT (Jg. 1956) ist Rechts-
anwalt inWienundMitglieddesInstitute
for Global Law and Policy der Harvard
Law School.

Trump und die europäischeuropäischeur e Linke
Der neue US-Präsident hat das Bedürfnis der Amerikaner, die soziale Frage endlich zu stellen, besser bedient

als seine Gegenkandidatin. Das hat einiges für die progressiven Parteien in Europa zu sagen.
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Von wegn wegn w en Populismus

Dass Politiker des Öfteren bildlich gesprochen „die Hosen runterlassen“, kritisiert der
Spanier Escif. Das Bild „Antes/despues“ (vorher/nachher) ist in Valencia zu sehen.

Fo
to
:E
sc
if

Cartoon: Rudi Klein (www.kleinteile.at)

Leo Specht:
Nicht mehr über
jene die Nase
rümpfen, die
der Demagogie
der Rechten
erliegen.
Foto: privat
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Populismus Populismus Po pur im Weißen Haus 
Die USA werden unter Trump einen nationalistischen Weg einschlagen

Die Warnungen von Wirtschafts -
nobelpreisträger Joseph Stiglitz oder 
Investor George Soros, dass Trump 
ein „Möchtegerndiktator“ sei, klingen 
nach dieser Rede noch bedrohlicher. 
Es kommt nun auf die Administration 
und den US-Kongress an, dass diese 
Trump von einem Handelskrieg oder 
Schlimmerem abhalten. Die Hoffnun-
gen ruhen auf dem robusten US-Sys-
tem der „checks and balances“. 

Aber es rächt sich für die nun in der 
Opposition befindlichen Demokraten, 
dass sie dazu beigetragen haben, die 
Rechte der Senatsmitglieder zu be-
schneiden. Es stärkt den Kontroll -

impuls, dass viele Republikaner Trump
noch immer skeptisch bis ablehnend 
gegenüberstehen. Barack Obama hat 
selbst dafür gesorgt, dass die Machtbe-
fugnisse des Präsidenten ausgedehnt 
werden – was nun seinem Nachfolger 
nützt. Auf dem Papier hat der Herr-
scher im Weißen Haus zwar weniger 
Macht als der französische Präsident, 
aber die USA sind unbestritten die 
 führende  führende  f Weltmacht. 

Die Welt außerhalb der USA wird 
sich auf unruhige Zeiten und darauf 
einstellen müssen, dass im Weißen 
Haus ein Populist regiert, dessen Wut 
zu Action wird.

Jetzt wissen wir mehr darüber, was 
uns mit Donald Trump erwartet: 
„America first, America first!“ 

Seine erste Rede nach seiner Vereidi-
gung lässt ahnen, welchen Kurs er als 
45. US-Präsident steuern wird: einen 
nationalistischen, der dazu führen 
soll, dass die Amerikaner wieder stolz 
sein können auf ihr Land. Trump zeich-
nete ein überraschend düsteres Bild 
der USA. „Über das Land verstreut“ lä-
gen zerstörte Firmen „wie Grabsteine“. 
Au ßerdem forderte er von den Bür-
gern, wieder mehr US-amerikanische 
Produkte zu kaufen – das erinnert an 
ähnliche Appelle von Russlands Prä-
sident Wladimir Putin. Mit ihm werde 
Amerika wieder stark, groß, erfolg-
reich werden, versprach Trump. 

Nach dieser aggressiven, martiali-
schen Antrittsrede ist klar, dass die 
Welt von den USA mehr Protektionis-
mus und Isolationismus zu erwarten 
hat – schlicht Eigennutz. Das war auch 
seine Botschaft an Bündnispartner, 
die Trump erst gar nicht erwähnte. Er 
nahm nur auf „islamischen“ Terroris-
mus Bezug, der „vom Antlitz der Erde 
getilgt“ werde. Wer erwartet hatte, 
dass Trump nach seiner Vereidigung 
als 45. Präsident der USA versöhnli-
chere oder gar diplomatische Töne an-
schlagen würde, wurde enttäuscht. 
Offensichtlich ist er gewillt, als Rambo
im Weißen Haus zu agieren. Es klingt 
nicht nur wie eine Drohung, wenn er 
ankündigt, die Zeit „leerer Worte“ sei 
vorbei, es sei „die Zeit der Taten“ ge-
kommen, „Action“ sei angesagt. 

Er watschte nicht nur seinen nun-
mehrigen Vorgänger Barack Obama 
ab, sondern gleich die ganze Washing-
toner Klasse, die Eliten. Die Politiker 
seien reich geworden, das Establish-
ment habe sich selbst geschützt, 
schnaubte der vom Wutbürger zum 
wütenden Präsidenten gewordene 
Trump und versprach: Der 20. Jänner 
werde in die Geschichte eingehen als 
Tag, an dem die Macht von Washing-
ton wieder zurück in die Hände des 
Volkes gelegt werde. 

M it dieser Rede ist Trump sich 
und seinen Wahlversprechen 
treu geblieben. Er ist von sei-

nem populistischen Kurs, den er in 
den vergangenen Monaten vertreten 
hatte, auch auf dem Weg nach Wa-
shington nicht abgebogen. Es war eine 
Rede, die auf Spaltung, nicht auf Ver-
söhnung angelegt war und nicht dazu 
beitragen wird, Gräben zu schließen 
oder Befürchtungen zu verringern. 

Alexandra Föderl-Schmid

KOKOPF PF DES DES TATAGESGES

In fast jeder Hinsicht 
ist sie die personi fi -
zierte Antwort auf der

Menschheit Suche nach 
ewiger Jugend. Denn ab-
solut unverändert ist die 
Erscheinung der Göttin 
der Weisheit, Athene, 
seit dem Moment ihrer 
Geburt. Das begab sich 
laut Hesiod so: Götterva-
ter Zeus hatte Metis, sei-
ne damalige Lebensab-
schnittspartnerin, nach-
dem er sie vernascht hat-
te und sie mit Zwillingen 
schwanger war, kurzer-
hand mit einem Bissen 
verschlungen, um die 
Prophezei ung zu verhin-
dern, der ungeborene 
Sohn würde ihn stürzen, 
die Tochter ihm mindes-
tens ebenbürtig sein. 

Daraufhin aber plag-
ten Zeus höllische Kopfschmerzen, 
die sich nur lindern ließen, indem He-
phaistos mit einem Schwert Zeus’ 
Kopf zweiteilte. In dem Sekunden-
bruchteil, in dem sich der Kopf wie ein 
Vulkan eruptiv öffnete, entsprang die-
sem die Tochter – Athene als erwach-
sene, athletische Frau in Toga und vol-
ler Rüstung. Eine Kopfgeburt, im 
wahrsten Sinne des Wortes, die von 
Anbeginn Verstand, Bildung, Strate-
gie, Wissen, Emotion, Mut und Einsatz 
für Entscheidungen im Sinn von Frie-
den und Weisheit in sich vereinte. 

Wehrhaft wacht sie, mit einer Figur 
der Nike in der Rechten, einer Lanze 
in der Linken, seit Jahrtausenden über 
die Akropolis in Athen – und seit 1902 
über den Parlamentarismus in Wien. 

Dass sie dort der Statue 
der Austria vorgezogen 
wurde, ist dem Viel -
völkerstaat und Franz Jo-
sephs Bekenntnis zu 
Aufklärung und Abend-
land zu danken. Perfekt 
ergänzt sie zudem Theo-
phil Hansens klassizisti-
sche Ar chitektur. Flan-
kiert wird sie von Legis-
lative und Exekutive. Ihr 
zu Füßen liegen anmuti-
ge Allegorien der Flüsse. 

Den Menschen haucht 
sie Wissen und Weisheit 
ein. Allianzen und Seil-
schaften meidet sie wie 
auch Liebschaften. Auf 
dem Olymp zählt die 
„Jungfräuliche“ zu den 
obersten zwölf. Unauf -Unauf -Unauf 
geregt und unbeirrbar 
wacht sie Tag und Nacht 
über die Res publica. An-

mutig, eloquent, bedacht, ehrlich, inte-
ger, autark, gerecht. In der Ära des Post-
faktischen wäre sie, ausgestattet mit 
Grazie, Schönheit und immenser Intel-
ligenz schon lange ins Abseits gemobbt. 

Nur einmal war sie unachtsam. Im 
Spiel traf ihr Speer die Tochter ihres 
Ziehvaters Triton. Schuldbewusst trägt 
sie deshalb seitdem den Namen der 
Verstorbenen vor dem eigenen: Pallas.

Scharfen Blicks behütet die Göttin 
der Weisheit Parlament, Stadt und 
Land. Die Wehrhaftigkeit der absolut 
unabhängigen Persönlichkeit beruht 
aber nicht auf Kampf, sondern klar auf 
Verstand, Konsens und Gerechtigkeit. 
Sie bietet Schutz nach außen und sorgt 
durch weise Entscheidungen für Frie-
den im Inneren. Gregor Auenhammer 

Eine Kopfgeburt eburt ebur
als Gralshüterin 
der Demokratie

Pallas Athene beschützt 
das Parlament seit 1902.

Foto: Gregor Auenhammer
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Die Mimosen
Birgit Baumann 

N atürlich wird man am Samstag etwas über das Tref-Tref-Tref
fen führender Rechtspopulisten in Koblenz erfah-
ren. Es sind ja nicht alle Medien ausgeschlossen, 

wenn Frauke Petry, Marine Le Pen, Geert Wilders und 
 Harald Vilimsky auftreten, um ihren Schulterschluss zu 
zelebrieren. Marcus Pretzell, AfD-Chef in Nordrhein-West-
falen, Ehemann von Frauke Petry und EU-Parlamentarier, 
hat als Veranstalter ja auch ein Interesse an Berichten. 

Dennoch verweigert er vielen Journalisten den Zugang 
zum Kongress, was tief blicken lässt. Man könnte jetzt über 
das Demokratieverständnis des Scharfmachers Pretzell 
schreiben, von dessen rechter Veranstaltung in Koblenz 
sich sogar AfD-Granden distanzieren. Man könnte über die 
Freiheit der Berichterstattung sinnieren. Geschenkt. 

Es ist es nicht wert, sich in die Gedankenwelt von jeman-
dem zu versetzen, der die Opfer vom Anschlag auf den Ber-
liner Weihnachtsmarkt als „Merkels Tote“ bezeichnet, der 
immer wieder Provokation braucht, um gehört zu werden. 

Aber man darf sich dennoch wundern. Die AfD nimmt 
sich kein Blatt vor den Mund, wenn es gegen andere geht, 
und Pretzell ist einer der Lautesten. Die „Lügenpresse“ 
greift er an, alle anderen Parteien. Überhaupt 

„Lügenpresse“ 
Überhaupt 

„Lügenpresse“ 
ist die AfD 

sehr gut im Aufzeigen von vermeintlichen Missständen. 
Nur im eigenen Stall ist man recht empfindlich und 

schließt unliebsame Journalisten aus, um nicht kritisiert 
zu werden. Pretzell ist ja nicht der Einzige, der so verfährt, 
die AfD in Baden-Württemberg wollte beim Landespartei-
tag im Herbst lieber unter sich bleiben, wobei die Begrün-
dung bemerkenswert war: Man wolle nicht, dass die Pres-
se über „abstruse Ansichten“ einiger Teilnehmer berichtet. 

Das ist fast schon Satire, dennoch natürlich überhaupt 
nicht zum Lachen. Aber es zeigt doch recht deutlich, wie 
mimosenhaft wehleidig viele in der AfD sind. Und das mer-
ken hoffentlich nicht nur deren Kritiker. 

Selbstlahmlegung
Petra Stuiber 

M ichael Häupl hat gekreißt, und ein Mäuslein ward 
geboren. Im Grunde ist nicht viel mehr passiert als 
die Neubesetzung eines Stadtratsposten, der des-

halb vakant wurde, weil Amtsinhaberin Sonja Wehsely 
sich selbst aus dem Spiel genommen hat. Renate Brauner, 
seit Jahren beliebte Hassprojektionsfläche aller Faymann-
Getreuen und des Zeitungsboulevards, bleibt, wo sie ist. 
Detto Michael Ludwig, die personifizierte Speerspitze all 
jener, die Häupl und sein rot-grünes „Boboteam“ lieber 
heute als morgen in die politische Wüste schicken möch-
ten. Sandra Frauenberger tauscht nur das Büro. 

Der Wiener Bürgermeister und SP-Chef selbst hatte die 
Personalspekulationen mit seinen kryptischen Andeutun-
gen schon vor dem Jahreswechsel angeheizt. Er stand unter 
Zugzwang, die Attacken des „rechten“ Parteilagers gegen 
die vermeintlich „Linken“ in der Stadtregierung waren voll 
aufgeflammt. Häupl signalisierte vor Weihnachten klar, er 
werde eine Lösung finden, welche die Partei weiterbringen 
werde. Das Gegenteil ist nun der Fall. 

Wohnbaustadtrat Ludwig und jene, die hinter ihm 
 stehen, sind gestärkt. Jürgen Czernohorszky, der Neue im 
Stadtregierungsteam, ist ein vielversprechendes politi-
sches Talent. Doch die Aufgaben, die in Integrations- und 
Bildungsfragen auf ihn warten, sind riesengroß. Da gibt es 
angesichts angespannter Budgets wenig zu gewinnen und 
viel zu verlieren. Im Stadtschulrat folgt Czernohorszky 
wohl mit Bedacht ein Simmeringer Gewerkschafter nach – 
auch wenn dieser in bildungspolitischen Kreisen einen gu-
ten Ruf genießt. Heinrich Himmer hat Häupl einst für des-
sen Lehrerkritik scharf zurechtgewiesen. So etwas kommt 
in den Flächenbezirken immer gut an. Michael Ludwigs 
Auftritt vor dem Parteivorstand sah auch nicht danach aus, 
dass nun Friede, Freude und Harmonie in die Wiener SPÖ 
einkehren. Häupl müsse selbst wissen, was er in Zukunft 
tue, sagte Ludwig in die Mikrofone. Loyalitätsbekundun-
gen sehen anders aus. 

M an kann dem Wiener Bürgermeister nicht vorwer-
fen, dass er diesmal nichts probiert hätte. Tatsäch-
lich versuchte Häupl, an größeren Personalschrau-

ben zu drehen. Das Problem war nur: Er erhielt eine Abfuhr 
nach der anderen – von Getreuen, die sich nicht abmontie-
ren lassen wollten, genauso wie von Hoffnungsträgern, die 
sich einen Wechsel in die Wiener Stadtregierung schlicht 
nicht „antun“ wollten. Das sagt einiges aus über die schwin-
dende Strahlkraft des einst so mächtigen Mannes.

Michael Häupl hat zu lange gewartet. Er hätte schon vor 
einem Jahr, aber spätestens nach dem Wechsel von Werner 
Faymann zu Christian Kern an der Bundesspitze der SPÖ, 
klarmachen müssen, wohin die Reise geht: Annäherung an 
die FPÖ oder ganz das Gegenteil? Beharren auf die alten 
 roten Tugenden oder Veränderung und Öffnung Richtung
21. Jahrhundert? Diese Fragen sind die Wurzeln des Wie-
ner Lagerkampfs. Häupl hat sie bis dato nicht beantwortet. 
Gut möglich, dass das nun andere an seiner Stelle tun.

WIENER PERSONALROCHADEN

PRESSEAUSSCHLUSS BEI RECHTEM TREFFEN

 S*  S S* S



An einem Strang ziehen, aber zu welchem Zweck? Über das komplexe Verhältnis zwischen Masse und Individuum, Demokratie und
Terrorherrschaft wurde viel geschrieben. Der spanische Street-Art-Künstler Escif übertitelt sein Wandgemälde mit „Guillotina“.

i Fortsetzung auf Seite A 2

W as ist los in und mit
unserer Demokratie,
dass wir sie seit eini-
gen Jahren bedroht

sehen an allen Ecken und Enden?
Klopft – Bankenkrise, Eurokrise,
Russlandkrise, Griechenlandkrise,
Flüchtlingskrise undsoweiter bis
zur Globalisierungskrise – wirk-
lich etwas Großes, Gewaltiges,
Gefährliches an? Oder bilden wir
uns das nur ein aus der schlech-
ten Gewohnheit heraus, laut
„Alarm!“ zu rufen bei allen mögli-
chen Gelegenheiten?
Plant jemand – oder gar etwas –

eine Machtübernahme gegen
alle demokratischen Gepflogen-
heiten? Sollen wir denen glauben,
die davor warnen, rechtspopulis-
tische Kohorten brächten die
Neuauflageder autoritären1930er-
Jahre? Oder doch denen, die
meinen, eine abgehobene, mit
sich und dem bloß eigenen Fort-
kommen ausgelastete Machtelite
klammere sich auf auch undemo-
kratischeWeise ans Ruder, vertei-
dige den Privilegiertenstatus mit
Zähnen und Klauen und Tarnen
und Täuschen? Gibt es nicht für

beide Sichtweisen Belegbares?
Werden nicht die ewiggestrigen,
nazistischen Hetzer ebenso zu-
nehmend störendmerkbarwie die
weltfremden Gutmenschen, die
beim Caffè Latte anmaßend ihre
gegenderten Luxusproblemchen
als solche des Ganzen bereden?
Ist Nachbar Viktor Orbán nicht

der Wiedergänger von Reichver-
weser Miklós Horthy? Zeigen an-
dererseits nicht großkoalitionäre
Versulzungen bei uns und anders-
wo leichte – Was heißt „leichte“?
– oligarchische, patrizische Züge?
Und fangen die nicht sogar flugs
an, hämisch zu grimassieren,
wenn wir etwa an die österreichi-
sche Sozialpartnerschaft denken?
Steht die zum Beispiel außerhalb
des Verfassungsbogens? Oder
doch jene, die so was frech be-
haupten? Genügt es, um die Ver-
hältnisse diesbezüglich klarzu-
stellen, das Kammersystem in den
Verfassungsbogen hineinzuhie-
ven, wie das 2007 geschehen ist?
Und was genau ist der Unter-
schied zwischen Verfassung und
Realverfassung? Was ist über-
haupt dieser zuweilen so gerne

herbeizitierte und immer wieder
hervorgekramte Verfassungsbo-
gen? Wer stellt seine Spannweite
fest, außer dem dafür einzig zu-
ständigen Verfassungsgericht? Ist
aber im vergangenen Jahr des
ermattenden Präsidentenwählens
nicht angedeutetworden, das Ver-
fassungsgericht selbst habe sich
außerhalb dieses Bogens gestellt?
Haben das die ein,
zwei Experten, die
Handvoll Juristinnen
und Juristen und der
ganzer Schippel von
Twitteranten, Face-
bookern und Bloggern
nicht zweifelsfrei fest-
gestellt?
War diese österrei-

chische Präsidentenwahl – und
die US-amerikanische, das briti-
sche und italienischeReferendum
– eine stinknormale, ja belebende,
weil frischen Wind ins Muffige
bringende Wahlauseinanderset-
zung? Eine, wie Demokraten sie
sich nur wünschen können? Oder
ganz im Gegenteil: ein unheilver-
kündendesVorzeichen, einMene-
tekel für unsere Demokratie?

Ist betont kantiges Auftreten,
das funkensprühende Reiben an-
einander, demokratische Notwen-
digkeit? Oderwäre es doch besser,
sichund andere zu zügeln, umdas
Land ja nicht zu spalten? Müssen
nun, nach geschlagenen Wahlen,
Gräben zugeschüttet werden?
Müssen wir – wir Österreicher

zugeschüttet
Österreicher

zugeschüttet
in

unserm Fall – in allen Ausein-
andersetzungen stets
betonen, wie sehr wir
eh auf dem Boden
eines Grundkonsenses
stehen? Oder klingt
uns das dann doch ein
wenig zu sehr nach je-
nem Schulterschluss,
von demwir eigentlich
immer angenommen

haben, dass er eine Art Wortbild-
marke autoritärer Zustände wäre?
Was also tun, jetzt, da die Grä-

ben – bei Gott nicht nur hierzulan-
de –weiter offen stehen? Zuschüt-
ten? Jetzt, da doch –MeinGott, die
Demokratie! – erst recht wieder
Wahlen drohen? Was aber ist los
mit einer Demokratie, wenn allen
Ernstes gemeint werden kann,
dass ideologische Differenzen

geglättet werden müssten? Und
Wahlen weniger bevorstehen,
sondern drohen? Haben wir uns
zumBeispiel ausreichendmit den
staatspolitischen Hintergedanken
beschäftigt, jenem „demokratie-
politischen“ (Mein Gott, was für
ein Wort!) Teufel, der die große
Koalition bei ihrer Wiederverhei-
ratung geritten hat, auf dass sie
2007 beschloss, die Legislatur-
periode des Nationalrates von vier
auf fünf Jahre zu verlängern, aus-
drücklich deshalb, um effektiver,
weil ein Jahr länger von Wahlen
verschont, arbeiten zu können?
Erinnert sich noch wer an
2007? Daran, dass im Jahr davor
Schwarz-Blau abgewählt, Rot-
Schwarz mit Verfassungsmehr-
heit ausgestattet, die FPÖ

Verfassungsmehr-
FPÖ

Verfassungsmehr-
auf die

Stärke der Grünen reduziert wur-
de? Hat diese Wahl damals auch
schon gedroht? Oder erst jetzt, da
die Legislaturperiode arbeitsin-
tensive fünf Jahre dauert?
Ist also das Demokratische an

der Demokratie – Was wäre das,
wenn nicht die Wahlen? – schuld
daran, dass nichts weitergeht?

IstdieDemokratiratira e inGefahr?efahr?ef KönnenwirunsdasDemokratischeüberhauptnoch leisten?HindernWahlen
dieFleißigenamArbeiten?Waswärezu tun?Undwas sagtTinadazu?–SehrvieleFragenzumThemaDemokratie.

ESSAY:WolfgangWeisgram

Sollen wir Tina fragen?a fragen?a f

Samstag, 21. Jänner 2017

InterviewPopulismus alsAusdruck eines
Vakuums: der IdeengeschichtlerMark
Lillaüber dasChaos dieserTage. A3

LiteraturUnendlicheAnalyse:Analyse:A Der
LiteraturhistorikerPeter-AndréAlt stellt
seineFreud-Biografie inWienvor.A4&A5

ArchitekturDiese verdammteKüche!
Zum120.Geburtstag derArchitektin
Margarete Schütte-Lihotzky. A 8
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i Fortsetzung von Seite A 1 

Wolfgang Weisgram, 
Jahrgang 1957, ist 
langjähriger Redakteur 
des Standard, Autor 
und Co-Autor zahlrei-
cher Bücher. Er lebt im 
Burgenland.  Foto: privat

lungen zu begeben? Und nun, da 
„die Populisten“ sich auf die Brust 
schlagen und „Huuuh!“ machen 
wie die isländische Fußball -
nationalmannschaft, zucken wir 
zusammen, rufen erschrocken 
„Huch!“ und ziehen den Schwanz 
ein? Verlangen Verbote, statt uns 
kampfesfroh ins Getümmel zu 
werfen? 

Kann es sein, dass wir irgend-
was Entscheidendes übersehen 
haben? Haben wir im selbst -
überzeugenden Bewusstsein, die 
Weisheit mit silbernen Löffeln ge-
fressen zu haben, ganz darauf ver-
gessen, dass und wie wir uns die 
Ärmel 
gessen, 
Ärmel 
gessen, 

hochkrempeln müssen, da-
mit uns die silbernen Löffel nicht 
gestohlen werden? Vergessen 
auch darauf, dass die Demokratie 
kein Zustand sein kann, sondern 
immer nur ein Prozess? Also kein 
bestimmter Standpunkt, sondern 
bloß jene Prozedur,  innerhalb de-
ren Standpunkte ausgetauscht, ja, 
einander um die  Ohren gehaut 
werden im Bemühen darum, je 
vorläufige Mehrheiten und damit 
Arbeitsgrundlagen zu ermitteln? 
Ist das Dialektik? 

Darf das – das 
Um-die-Ohren-
Hauen – wehtun? 
Oder muss es das 
sogar? Ist es denn 
nicht die innerste 
Aufgabe des demo-
kratischen Proce-
deres wehzutun? 
Zuvorderst dem je-
weils Mächtigen? 
Sollte man nicht 
definitionsgemäß jenen, die sich 
gerade zu suhlen anfangen in der 
Selbstgewissheit der Macht, mit 
sozusagen vollem G’schäft in die 
Parade fahren als eine Erinnerung 
daran, dass die exekutive Macht 
immer nur zu Lehen gegeben ist 
vom Souverän? Ist es nicht sogar 
das Edelste der Demokratie zu ver-
hindern, dass Machtstrukturen 
verknöchern? Und war der stets 
so vielbeschworene Garant dafür, 
dass das so sei, nicht „das Volk“, 
mit ihm sein Repräsentant, das 
Parlament, und sein Muskel, 
die Wahl? Und nun, da dieses 
Volk, aufgehusst von den Populis-
ten, genau das zu tun sich gegen 
den ausdrücklichen Willen aller 
Wohlmeinenden, Vernünftigen 
und Gebildeten herausnimmt 
(Trump, Brexit, Syriza, Cinque 

Stelle etc.) oder sich anschickt 
 herauszunehmen (FN, AfD, FPÖ), 
schreien wir „Feuer!“? Ausgerech-
net jetzt, da die Regierungen und 
deren europäische Versammlung, 
der Rat, Zeit brauchten, jene 
Arbeit zu tun, die zu machen 
sie bislang die Zeit noch nicht 
 gefunden haben, drohen überall 
Wahlen? 

Was soll man glauben? Was 
darf man hoffen? Was muss man 
erwarten von 2017, da doch 
Deutschland wählt und Frank-
reich und wahrscheinlich Öster-
reich und es irgendwo wohl auch 
noch ein Referendum gibt nach 
dem Vorbild der Briten und Italie-
ner? Und dabei die nunmehr wirk-
lich greifbare Gefahr droht, dass 
das Volk sich in seiner Mehrheit 
wieder irrt und noch einmal und 
immer wieder? Ist das Volk, wenn 
nicht blöd, so doch zu blöd, das 
Komplexe an der zu tuenden 
Arbeit zu verstehen? Gibt es – oder 
soll es geben – eine Notbremse im 
demokratischen Procedere? Und 
die wäre wann zu ziehen? Wenn 
„die Elite“ – wie man auf Populis-
tisch gerne sagt – in unmittelbare 

Gefahr gerät, diese 
wegen drohender 
Abwahl bald nicht 
mehr zu sein? 
Aber wer – Hört 
man das nicht 
 bereits? – macht 
dann die Arbeit? 
Wird der Faule 
wirklich erst am 
Abend fleißig? 

Bringt so was 
die Demokratie selbst in höchste 
 Gefahr? Weil „populistische For-
derungen“ ja stets „unrealistische 
Forderungen“ sind, inkompatibel 
mit der To-do-List? Ist deshalb die 
bezaubernde und so verführeri-
sche Tina zum Role-Model aller 
TechnokratInnen, EurokratInnen, 
FinanzakrobatInnen geworden? 
There Is No Alternative? Hat das 
noch einen irgendwie demokrati-
schen Anruch? Oder klingt uns 
das nicht doch ein bisschen wie 
die säkulare Variante jenes von 
Heinrich Heine besungenen „Eia-
popeia vom Himmel, womit man 
einlullt, wenn es greint, das Volk, 
den großen Lümmel“? 

Wie aber geht man in der Demo-
kratie um mit diesen großen, oft 
in Zoten redenden, grundsätzlich 
arbeitsscheuen, völlernden, zu 

Trunksucht und inakzeptablen 
Ausschweifungen neigenden, das 
Geld anderer Leute verprassenden 
und dann gar an Stamm tischen 
sich sammelnden Lümmeln? 
 Haben wir darauf endlich – Weil 
es uns ja seit 1986 beschäftigt, darf 
man schon sagen: „Endlich!“ – 
eine Antwort gefunden? Oder 
brauchen wir die gar nicht, weil 
die demokratische Distinktion 
uns doch nahelegt, den  Lümmel 
öffentlichkeitswirksam weiterhin 
für einen solchen 
zu halten? Wir mit 
ihm eher keinen 
Umgang pflegen 
sollten, stattdessen 
weiterhin der pla-
tonischen Unlust 
frönen, uns mit 
den Gemeinen ge-
mein zu machen? 

Ist uns aber eh 
noch bewusst, dass 
die von Plato herbeigeträumte 
Epistokratie – die wohlmeinende 
Herrschaft der  Gelehrten, die 
Technokratie auf Philosophisch – 
mit der Demokratie in unserem 
Verständnis nur so viel zu tun hat, 
dass man sie für deren Rückseite 
halten darf? Ist aber nicht tatsäch-
lich schon wieder von einem Zen-
suswahlrecht die – vorderhand 
noch sehr theoretische – Rede? 
Denn was wäre die Abkehr von der 
Prolokratie – So nennt der Journa-
list Christian Ortner seine 2012 er-
schienene Streitschrift gegen die 
drohende Herrschaft der Netto-
empfänger jener Beihilfen, welche 
die fleißigen Nettosteuerzahler er-
wirtschaften! – anderes, als die 
Demokratie umzustülpen wie 
einen Handschuh? 

Ereignet sich ein Umbruch? 
Ist uns – „uns“ jetzt im engeren 

publizistischen Sinn, uns „Main-
streammedien“, uns „Lügenpres-
se“ – wenigstens irgendwas ein -
gefallen seit Jörg Haiders Tagen 
gegen Jörg Haiders Tiraden? Erin-
nern wir uns diesbezüglich noch 
ans fulminante Danebenreden? 
Daran, mit welch unheimlichem 
Instinkt dieser Jörg Haider – 
 europaweiter Urvater der populis-
tischen Provokateure – hineinge-
bohrt hat in die bloß für Ritzen ge-
haltenen Brüche der demokrati-
schen Selbstgewissheit? Erinnern 
wir uns daran, mit welch nasen-
rümpfender Blasiertheit wir uns 
darangemacht haben, den Anfän-
gen vom Jahre Schnee zu wehren, 
während Haider und die Seinen 
ruppige Attacken geritten haben 
gegen die heutigen Ungeheuer-
lichkeiten sozialpartnerschaftli-
cher Selbstbedienung? Rümpfen 
wir nicht immer noch – halb blind 
durchs ständige Starren in das 
grelle Licht der 1930er-Jahre – 
über so was indigniert die Nase? 
Klingt, was wir da predigen Tag 
für Tag und Woche um Woche, 
aber nicht immer noch nach jener 
klassischen Frage, die einst Mar-
cus Tullius Cicero dem Aufrührer, 
Verschwörer und Voksverführer 
Lucius Sergius Catilina entgegen-
geschleudert hat: Quousque tan-
dem abutere, Catilina, patientia 
nostra? Wie lange, Catilina, willst 
du uns noch auf die Nerven 
 gehen? 

Hat solche entnervte Ungeduld 
aber Giovanni Trapattoni – der 
einstige Wuttrainer der Münchner 
Bayern – 2000 Jahre später nicht 
deutlich schöner, heutiger, ausge-
drückt: „Was erlauben Strunz?“ 

Was also erlauben Grillo? Was 
Le Pen? Was Strache, was Farage, 
was Trump? Was erlauben diese 
Modernisierungsverlierer, Min-
derleister, Abstiegsgeängstigten, 
Bildungsfernen? Was erlauben die 
Ausgesteuerten? Jene Griechen 
etwa, die durch all die sozialen 
Hängematten, von denen allerorts 
die Rede ist, gefallen sind? Oder 
jene jungen arbeitslosen Spanier, 
die soziale Hängematten, die sie 
nicht einmal vom Hörensagen 
kennen, nie kennenlernen wer-
den? Was erlauben die Unquali -
fizierten, die Unterschichtler, die 

hiesigen Handaufhalter? Wissen 
die nicht, dass es AMS-Qualifizie-
rungskurse gibt? Ist die Angst der 
Ängstlichen 
rungskurse 
Ängstlichen 
rungskurse gibt? 
Ängstlichen 

gibt? 
durch Zuwanderer, 

Grenzgänger, Flüchtlinge, das 
 Bisserl, was noch da wäre, auch 
noch zu verlieren, nicht nur blöd? 
Ist es bösartig, den Populisten auf 
den Leim zu gehen? Was erlauben 
FPÖ-Wähler? 

gehen? 
FPÖ-Wähler? 

gehen? 
Machen die Demo-

kratie schwach wie Flasche leer? 
Ereignet sich – Ich frage nur! – 

in unseren Tagen ein echter 
 Zeitenwandel, ein 
Umbruch in tech-
nologischer, geo-
politischer, sozio-
dynamischer, ins-
gesamt histori-
scher Dimension? 
Und falls das so ist, 
könnte das ein 
Umbruch sein, der 
etwa mit dem Wort 
„Globalisierung“ 

nicht einmal annähernd zu be-
schreiben ist? Haben wir über-
haupt Worte für all das, was gera-
de passiert? Können wir mit den 
gewohnten Begriffen – gerade 
auch politischen – darüber reden? 
Brauchen wir neue dafür? Geht es 
da ans Eingemachte der Demokra-
tie? Wenn wir aber, sprachlos ge-
worden, um Worte ringen, sollte 
man dann die Regularien des 
 Gehörigen recht eng und das 
 Kompendiums des Ungehörigen 
weit fassen? Ist es also hilfreich, 
auf Orbáns Konzept einer „illibe-
ralen Demokratie“ mit zuneh-
mend kindgerechter Sprachregu-
lierung – Pfui! Das sagt man nicht! 
Red’ schön! – zu antworten? Oder 
spricht daraus bloß jener Zustand, 
den der Wiener meint, wenn er 
sagt, einer sei wo ang’rennt? 

Kann es sein, dass in einer Zeit 
wie der unsrigen es hoch, ja 
höchst an der Zeit wäre, alles in-
frage stellen zu sollen, weil durch 
das Fortschreiten dieser Zeit so-
wieso alles infrage gestellt wird? 
Müssen wir befürchten, dass die-
se Zeit – Rund um Europa brennt 
es lichterloh! Die Angelsachsen 
vertschüssen sich! Die Russen 
und die Türken haben wir ver-
tschüsst! Und wir sind dabei, uns 
voneinander zu vertschüssen! – 
zur Unzeit gekommen ist? Dass 
wir also allesamt noch Zeit ge-
braucht hätten, Dinge zu erledi-
gen? Wie aber müsste eine Demo-
kratie verfasst sein, in der der 
Wähler dem Gewählten die Zeit 
gäbe zu tun, was zu tun ist? 

War das Demokratische an der 
Demokratie ursprünglich nicht 
die Idee, die öffentlichen Angele-
genheit als die je eigenen zu be-
trachten? Wie wurde daraus jener 
Parteienzustand, der uns heute so 
quält? Verachten die aktiven und 
passiven Teilnehmer am demo-
kratischen Spiel einander wirk-
lich so, wie es klingt? Werden wir 
wirklich von einer Art Cosa  Nostra 
regiert? Könnte man nicht damit 
beginnen, den Pallawatsch als 
Causa Nostra zu sehen? 

Werfen wir einander wirklich 
ernsthaft vor, der je andere habe 
den Blick aufs Wirkliche verlo-
ren? Gibt es einen Möglichkeits-
sinn? Einen Wirklichkeitsmen-
schen? Geschieht gerade – Ach, 
lieber Armin Thurnher! – seines-
gleichen? Ist – Ach, lieber Josef 
Cap! – der Realismus wirklich nur 
eine andere Form von Traurigkeit? 

Cosa Nostra und Causa Nostra 
meinen dasselbe? Oder bloß das 
Gleiche? Könnten wir darüber 
 reden? 

Oder sollen wir Tina fragen? 

Wie lange müsste eine Legislatur-
periode denn dauern, damit die 
Regierung endlich zum Arbeiten 
käme? Und was beförderte „Arbei-
ten“ in diesem Zusammenhang? 
Zuspruch? Einspruch? Wider-
spruch? Zauberspruch? Oder 
doch – wie wir allesamt, wenn 
schon nicht vermuten, so doch 
uns gegenseitig unterstellen – der 
bloße Anspruch? 

Sind wir – Demokratinnen und 
Demokraten und mit uns unsere 
Art von repräsentativer Demokra-
tie mit jedenfalls formaler Gewal-
tenteilung – gerade dabei, uns in 
ein Museumsstück zu verwan-
deln, auf dass unsere Kinder spä-
terhin wenigstens was zum Erin-
nern haben? Oder ist bloß die See 
ein wenig rauer geworden in die-
sen Tagen, von denen sich freilich 
schon sagen lässt, sie möchten 
doch eine Spur weniger interes-
sant sein? So rau eventuell gar, 
wie wir uns vor Zeiten das Demo-
kratische an der Demokratie vor-
gestellt haben? Denn erleben wir 
nicht gerade jenes heftige, ordent-
lich zur Sache gehende Für und 
Wider, jenes offenherzige und 
engstirnige und hochfahrende 
und kleingeistige und mutige und 
ängstliche und duckmäuserische 
und rotzfreche und jedenfalls 
vollmundige Hin und Her und Auf 
und Ab, welches die Demokratie 
doch eigentlich ausmacht? 

Warum werden wir seekrank? 
Warum werden wir seekrank 

dabei? Kriegen es mit dem Magen 
bei all der angeblichen Unappetit-
lichkeit um uns herum? Ist aber 
die Demokratie nicht genau jener 
Rahmen, in welchem vorgesehen 
ist, dass ein jeder hauen soll und 
stechen, solange das Hauen und 
Stechen nur in Worte gefasst 
wird? Wissen wir wirklich nicht 
mehr, dass dies nicht immer mit 
dem Florett geschehen kann? Dass 
Worte nicht immer mit der Gold-
waage zu wägen sind? 

Haben wir uns geirrt, damals, 
als wir uns die Demokratie robust 
und allwettertauglich vorgestellt 
haben? Haben wir uns nicht auf-auf-auf
gemacht einst mit der gegenseiti-
gen Versicherung, uns wacker in 
den Sturm gegenläufiger Ansich-
ten und Haltungen und Meinun-
gen und Konzepte und Zurichtun-
gen und Irrtümer und Richtigstel-
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SPÖ-Plakat Anfang der 80er: „In Zeiten wie diesen ... nichts Unmögliches versprechen, nicht unsinnige 
Fragen stellen“ – wurde nach Kritik mit dem Zusatz „Der ÖVP ins Stammbuch geschrieben“ versehen.
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Darf das – das 
Um-die-Ohren-Hauen – 
wehtun? Oder muss es 
das sogar? Ist es nicht 
die innerste Aufgabe des 
demokratischen Procede-
res wehzutun? Zuvor-
derst den Mächtigen?

„

“

Was erlauben Grillo? 
Was Le Pen? Was 
Strache, was Farage, was 
Trump? Was erlauben 
diese Modernisierungs-
verlierer, Minderleister, 
Abstiegsgeängstigten, 
Bildungsfernen?

„

“
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Mark Lilla: „Was mir in den USA auffällt, und das gilt auch für Europa, ist, wie die kulturelle Revolution
der 1960er- und 1970er-Jahre Hand in Hand ging mit dem Neoliberalismus der 1980er-Jahre.“

die Bürgerschaft bestimmt. Kolla-
biert ist dieser Bürgersinn in den
USA durch vielerlei Gründe: den
Vietnamkrieg, dieWatergate-Affä-
re, das Aufkommen ethnischer
und libertärer Bewegungen.

STANDADAD RDARDA : AlsoAlsoA durch die Suche
nach einer anderen Identität als
der bürgerlichen ...
Lilla: Das ist richtig. Die Amerika-
ner suchen permanent danach.
Wer in einer fundamental indivi-
dualistischen Gesellschaft lebt,
kann sich schnell ängstigen. Des-
halb wird stets nach Bindungs-
möglichkeitengesucht – abernach
solchen, die nicht einschränkend
sind. Identitätspolitik befriedigt
dasBedürfnis, individuell zu sein,
aber gleichzeitig auch das Bedürf-Bedürf-Bedürf
nis, frei zu sein. Heute geht es
nicht mehr um Bürgerrechte, son-
dern tatsächlich um meine, die
ganz eigene persönliche Identität
amSchnittpunkt zwischenmeiner
Sexualität, meiner Ethnie usw.

STANDADAD RDARDA :WiepasstDonaldTrump
in diese Gleichung?
Lilla: Der Trump’sche Populismus
ist kein Ausdruck für diese Iden-
titätspolitik und auch keine Reak-

tion darauf. Die libertäre Delegiti-
mierung von Autoritäten hat viel-
mehr ein Vakuum erzeugt, in dem
es kein Vertrauen in Institutionen
oder etwa die Presse mehr gibt.
In dieses Vakuum, in dem keine
Partei Zugang zur Bevölkerung
hat, tritt dieser außergewöhnliche
Clown. War die liberale Agenda
schon länger erschöpft, wurde bei
dieser Wahl auch der Reaganis-
mus geschlagen. Nicht nur die De-
mokraten, auchdieReagan-treuen
Republikaner haben diese Wahl
verloren. Deren Niedergang hat
diesem Mann die Bühne bereitet.
Der Populismus ist Ausdruck die-
ses Vakuums, in dem ein gewisses
„Ich“ unseres Landes herausge-
kehrt wurde. Das bedeutet aber
noch nicht, dass dies das wirkli-
che Amerika ist. Da gibt es noch
viel anderes.Wir sollten alsonicht
zu viel in Trump hineingeheim-
nissen. In diesem Fall geht es
nicht umdie Präsenz eines Phäno-
mens, sondern vielmehr um die
Absenz vieler Dinge.

STANDADAD RDARDA : Müssen wir also dieses
Vakuum auffüllen und die Bedin-
gungen der Möglichkeit von Staat
und Demokratie wiederherstellen?

Lilla: Das ist die zentrale Frage.
Adam Michnik wurde nach dem
Fall des Kommunismus von Re-
portern gefragt, was denn nun zu
tun sei. SeineAntwortwar simpel,
er sagte: „Vor der Machtübernah-
me der Kommunisten war die pol-
nische Gesellschaft wie ein Aqua-
rium. Dann haben die Kommunis-
ten Fischsuppe daraus gemacht.
Unsere Aufgabe wird es sein, wie-
der ein Aquarium daraus zu ma-
chen.“Wieman das anstellen soll,
ist die Frage.

STANDADAD RDARDA : In Zeiten, in denen der
Bürgersinn Gesellschaften zusam-
menhielt, gab es auchBürgerpflichBürgerpflichBürgerpf -
ten. Kann man damit heute noch
argumentieren?
Lilla:WirhabendiesenBürgersinn
nicht mehr. Als John F. Kennedy
gewählt wurde, sagte er: „Frag
nicht, was dein Land für dich tun
kann, sondern frag, was du für
dein Land tun kannst.“ Wie wür-
den die Menschen heute auf die-
sen Ausspruch reagieren?

STANDADAD RDARDA : Was würden die jungen
Leute sagen, Ihre Studenten?
Lilla: Die Professoren würden la-
chen, die StudentenwürdenWow

sagen. Ich bin sehr zuversichtlich,
was die Jungen betrifft – zumin-
dest so lange, bis sie in all die Iden-
titätspolitiken hineingezogenwer-
den. Sie müssen einfach andere
Stimmenhören.BarackObamahat
versucht, diese Stimme zu sein.
Aber seineBotschaft blieb zuvage.
Er setzte auf Hoffnung. Aber Hoff-Hoff-Hoff
nung worauf?

STANDADAD RDARDA : Sie haben zuletzt ge-
schrieben: „Hoffnung kann ent-
täuscht werden, Nostalgie ist unwi-
derlegbar.“ Das sei unter anderem
das Erfolgsgeheimnis der Populis-
ten. Das stimmt pessimistisch.
Lilla: Ja. Nostalgie verschwindet
schlechterdings nicht, bloß weil
man sie ablehnt.

STANDADAD RDARDA : InEuropawurden sodie
Ideen von Nation und National-
staat wieder populär gemacht.
Lilla: Ich sehe die populistischen
Parteien kritisch, aber nicht das
politische Gefühl, aus dem sie Ka-
pital schlagen. In Osteuropa wur-
den die Menschen von Subjekten
desKommunismusunmittelbar zu
Verbrauchern in einer neolibera-
len Wirtschaft, ohne je die Chan-
ce gehabt zu haben, einen Bürger-
sinn zu entwickeln – nicht natio-
nal und erst recht nicht europä-
isch. Der Begriff Nation ist in Ost-
europavorpolitisch.Erhängtnicht
an einem Staat. In Westeuropa ist
das umgekehrt. Die EU wurde
ohne jedenSinndafür konstruiert,
dass die Menschen das Bedürfnis
haben, sich als Bürger mit sol-
chen Institutionen zu identifizie-
ren und dadurch auch Kontrolle
über ihr Schicksal auszuüben.
Niemand fühlt etwas, wenn er an
die EU denkt. Am wenigsten Bür-
gerpflichten. Das verschiebt auch
Verantwortlichkeiten. Wenn eine
nationale Regierung versagt, wird
sie abgewählt. Wenn die EU ver-
sagt, passiert nichts. Das Bedürf-Bedürf-Bedürf
nis der Menschen nach Bindun-
gen, auch nationalen, ist eine gute
Sache. Das Schwierige ist, diese
Gefühlslagen politisch innerhalb
legitimer Institutionen zu meis-
tern.Wirmüssen diese nationalen
Gefühle ernst nehmen und in ge-
wisser Weise kultivieren, um sie
zu lenken. Europawar bisher dazu
schlechterdings nicht in der Lage.
Ich bin pessimistisch, was die EU
betrifft.

Mark Lilla (Jahrgang 1956) ist Professor
für Ideengeschichte an der Columbia Uni-
versity in New York City und vielgelesener
Beiträger auf den Meinungsseiten der
„New York Times“. Am Dienstag war er
Redner bei der Open Space Lecture Series
von Kulturminister Drozda im Palais Diet-
richstein. Zuletzt erschienen: „The Ship-
wreckedMind: On Political Reaction“ (New
York Review Books, 2016).
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Viel ist in den vergangenen Wo-
chen über die mutmaßlichen
Auswirkungen der Präsident-
schaft Trumps auf die Weltpoli-
tik schwadroniert worden, wenig
über ihre Auswirkungen auf das
Ess- und Trinkverhalten der
Amerikaner. Das ist ein Ver-
säumnis. Denn man kann Gift
darauf nehmen, dass sich der
Umgang der Amis mit Speis und
Trank unter der Regentschaft des
Orangen gravierend verändert.

In der New York Times hat sich
Regisseur Judd Apatow bereits
bitter beklagt, wie schwer ihm in
der Ära

beklagt,
Ära
beklagt,
Trump das Abnehmen

fallen werde, weil er ständig in
Versuchung ist, seine Frustration
durch den Verzehr von Oreo-
Keksen zu mildern. Der Come-
dian Bill Maher wiederum kam
im November gleich nach der
Wahl Trumps erstmals seit Men-
schengedenken mit einem Glas
Tequila auf die Bühne („Drink-
ing’s fun. You hear that, kids?
Drinking’s fun!“), um seinen
Kummer coram publico hin-
unterzuspülen. Da braut sich
also etwas zusammen.
Der Trend, sich die Trump-

Präsidentschaft unter dem Motto
„Prost Mahlzeit!“ schönzufressen

und schönzusaufen, hat natür-
lich bedenkliche Seiten. Der
Amerikaner tendiert ja schon in
normalen Zeiten zum reichli-
chen Nahrungsmittelverzehr und
zur damit einhergehenden Rund-
lichkeit, außer ein paar weißen,
angelsächsisch-protestantischen
Aristo-Typen vielleicht, die sich
von einem Blatt Rucola und
einem halben Glas stillem Mine-
ralwasser am Tag ernähren, um
sich nur ja körperlich von der
feisten Plebs abzuheben.
Sollte es jetzt allerdings Usus

werden, sich nach jedem Trump-
Tweet ein paar Oreos hineinzu-
schieben oder einen Digestif hin-
ter die Binde zu gießen, dann
werden es Amerika-Touristen
künftig auf öffentlichen Plätzen

immer häufiger mit vor lauter
Fettsucht plötzlich platzenden
Pennsylvaniern oder detonieren-
den Texanern zu tun bekommen.
Sofern Trump natürlich über-
haupt noch Touristen in die USA
lässt, versteht sich. Es könnten
sich ja leicht ein paar Krypto-
muslime unter ihnen verstecken.
Die gute Nachricht (für die

Amerikaner) ist die, dass die stei-
gende Binnennachfrage nach
Keksen, Donuts und Bourbon-
Whiskey die Ökonomie ankur-
beln wird und allfällige Wirt-
schaftskriege, die Trump vom
Zaun bricht, sich leichter ver-
kraften lassen. Ebenfalls auf der
Gewinnerseite: kluge Börsianer,
die sich jetzt schon reichlich mit
Oreo-Aktien eindecken.

Wieüberlebtman
vierJahreTrump?

MitdemMotto „Prost
Mahlzeit“natürlich.

DAMUSS
MAN DURCH
DieKrisenkolumne

VonChristophristophrist Winder
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STANDADAD RDARDA : Vor etwas mehr als 100
Jahren waren Hitler und Trotzki
zur gleichen Zeit regelmäßig Gäste
hier im Café Central. Wenige Jahre
später änderten sie den Lauf der
Welt. Heute meinen viele, unsere
Zeit habe eine gewisse Struktur-
ähnlichkeit mit der untergehenden
Epoche vor dem Ersten Weltkrieg.
Teilen Sie diese Einschätzung?
Lilla:DieÄhnlichkeit

Einschätzung?
Ähnlichkeit

Einschätzung?
zeigt sich für

mich viel mehr in der Nachkriegs-
als in der Vorkriegszeit. Neben
wirtschaftlichen Schwierigkeiten
und Identitätspolitik ist die allge-
meine Delegitimierung von Auto-
rität und Institutionen heute eine
augenscheinliche Parallele zudie-
serZeit. Das bezieht sichnicht nur
auf die Nationalstaaten, sondern
auch auf die Europäische Union.
Wir sehen zudem eine Fragmen-
tierung, ja Atomisierung des poli-
tischen Bewusstseins als solchen.
Wennwir in Europa und denUSA
zurückblicken, schien die Lage
lange sehr stabil zu sein. Aus heu-
tiger Perspektive allerdings sieht
es so aus, als wäre gewissermaßen
alles aus Pappmaché gemacht ge-
wesen. Vor allem in Europa wur-
dendie Bürger von einemdringen-
den Gefühl der politischen Hei-
matlosigkeit erfasst.

STANDADAD RDARDA : Hat diese Delegitimie-
rungundFragmentierungmitüber-
steigertem Individualismus zu tun?
Ist mit Monaden mit Smartphone,
die sich gewissermaßen gelegen-
heitstribalistisch zu bestimmten
Lebensstilen bekennen, überhaupt
noch eine Gesellschaft, eine Demo-
kratie, ein Staat zu machen?
Lilla:Wir leben in einer libertären
Epoche. Houellebecq porträtiert
uns alsElementarteilchen,die ihre
jeweils eigenen Bahnen ziehen.
Was mir in den USA auffällt, und
das gilt vermutlich auch für Euro-
pa, ist, wie die kulturelle Revolu-
tion der 1960er- und 1970er-Jahre
Hand in Hand ging mit dem Neo-
liberalismus der 1980er-Jahre. Die
in der kulturellen Revolution ent-
standene Freiheit, individuell sein
Dasein zu bestimmen, bedingte
eine neue liberale Ökonomie,

bedingte
Ökonomie,

bedingte
in

der die Individuen zu Konsumen-
ten wurden. Interessant dabei ist,
dass es auf beiden Seiten der Glei-
chung, ideologisch links wie
rechts, einen eigenen Zugang für
jeweils legitimierte Autorität, In-
stitutionen und Bürgerschaft gibt.
Im Gegensatz dazu gab es davor,
nach dem Zweiten Weltkrieg bis
in die 1960er-Jahre hinein, zwi-
schen allen Lagern einen gemein-
samen Sinn von Staatsbürgerlich-
keit. Die Identität der Einzelnen
wurde damals nicht durch ethni-
scheZugehörigkeit, sonderndurch

„Wir müssen nationale Gefühle kultivieren“
Identitätspolitik ist fürdenamerikanischenIdeengeschichtlerMarkLillaverantwortlich fürdasChaosdieserTage:
Sie schmälertdenBürgersinn,delegitimiert Institutionenunderzeugtdeugtdeug ieBühne füre füre f den„Clown“DonaldTrump.

INTERVIEW: CW: CW hristoph: Christoph: C Prantner
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Gedicht

sagen wir nicht Wirklichkeit
sagen wir Leben zwischen

den Seitenblenden liegt Freude
denn gedankenlos zu sein ist

nützlich für das Schauen das Tun
an sich bezeichnet Glaube ist

haltbarer als Wissen

Dennis Trendelberend, noch unveröffentlicht.

Szenenen einer Ehe zwischen Mensch und Staat, zwischen Vertrauen, Freiheiten, Zerrüttung und Gewohnheit. Fotografien sind wie Spiegelbilder von Herrschaftsforchaftsformen.
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Fotografie

Kartografie sozialen Denkennkenn s

E s heißt, aus Geschichte könne man und
müsse man lernen. Das Problem besteht
nur meist darin, das auch ernsthaft zu wol-
len – respektive die Wahrheit historischer

Fakten, auf die man sich vergleichend beruft – und
die sozialen, ökonomischen und gesellschaftlichen
Faktoren der Gegenwart auf ihre Tauglichkeit pro
futuro zu prüfen. Es bedarf realiter aber weit mehr,
als nur verbal einen New Deal anzukündigen und
massen- und medientauglich zu beschwören, sein
Land „great again“ zu machen. Diese Kritik bezieht
sich auf alte Gepflogenheiten bei „sauren Wiesen“
hierzulande wie auch jenseits des großen Teiches.
Wesentliche wissenschaftliche Zeugnisse der Zeit-
geschichte sind Fotografien. Reale Dokumentation
der Welt stellte von Anbeginn des Mediums deren
Wesen dar. Trotz der Möglichkeit der Inszenierung
und der Verfälschung. Man sagt, wir leben in einer
Ära des Postfaktischen. Das bedeutet, dass man die
aus den Fugen geratende Welt weder zu beschrei-
ben noch zu verstehen vermag. Dem einen Riegel
vorzuschieben, seien drei Publikationen der Foto-
geschichte angeraten, welche die prekäre Situation
des Alltags in den USA und in Österreich

prekäre
Österreich

prekäre
im 20.

Jahrhundert luzide dekuvrieren. Ein Vertreter der
Street-Photography war Fred Herzog. Seine Arbeit
fügt sich in denselben Duktus einer humanistisch
geprägten Perspektive wie die Vertreter der vom
Staat mit der Dokumentation unterschiedlicher Le-
bensumstände beauftragten New Deal PhotographyPhotographyPhotog .raphy.raphy
Spannungsgeladen auch der vergleichende Blick auf
zwei Welti Welti W eneltenelt von Robert Haas. Gregor Auenhammer

Fred Herzog, „Modern Color“. (Hrsg.: David Company, Michael
Koetzle). € 38,– / 320 Seiten. Verlag Hatje Cantz, Berlin 2016
Peter Walther (Hrsg.), „NewDeal Photography. USA
1935–1943“. € 15,– / 608 Seiten. Taschen-Verlag, Köln 2017
Robert Haas, „Der Blick auf zweiWelten“. (Hrsg.: Anton Holzer).
€ 35,– / 200 Seiten. Verlag Hatje Cantz, Berlin 2016. Die Gleich-
namige Ausstellung zeigt dasWien-Museum (Karlsplatz 8) bis 26. 2.

W undersam ist
ein aus Zeit
und Sprache
gefallenes

Wort, zu bedächtig, zu ehr-
fürchtig den Dingen ihre
Geheimnisse belassend.
Doch alles zu erklären ist
der Tod jeglichen Zaubers
– und der Freude kindli-
chen Staunens. Es ist ein
Wort wie gemacht für
Handschuh-Kid: eine Bil-
dergeschichte, die mit den
zeichenfederzarten Früch-
ten der Illustratorin New-
man und sparsamen Dialo-
gen von einem unglaubli-
chen Wunderkind erzählt.
Mit „zwei“ hat der Bub zu
komponieren begonnen,
jetzt, als „Sechsjähriger“,
spielt er zwei Stücke zu-
gleich auf dem Klavier, mit
jeder Hand ein anderes.
Hinter dem Wunder stehen
ein ausbeuterischer Impre-
sario und das Geheimnis
der Handschuhe von Kid.
Mit dem Auftauchen von
Shoestring, Seiltänzer und
Dieb, ändert sich alles:
Die Buben freunden sich
an, ein Fluchtplan wird
ausgeführt. Fantasy-
Graphic-Novel? Vielmehr
eine fantastische Märchen-
bilderreise um eine ge-
stohlene Kindheit, Verrat,
Freundschaft und die Su-
che nach sich selbst. Das
Gegenteil von cool: herzer-
wärmend. Helmuth Santler

Julie Hunt / Dale Newman,
„Handschuh-Kid“. € 20,50 / 288
Seiten. Verlag Jacoby & Stuart,
Berlin 2016

P aul Mendelson,
Chronist der Apart-
heid und der Zeit
danach, schreibt

über die Geschichte Süd-
afrikas in Kriminalroma-
nen: statt Daten Details aus
dem Alltag, statt Statisti-
ken Individualschicksale,
statt moralischer Phrasen-
drescherei Helden, die sich
so ehrlich wie möglich
durchs Leben schlagen
und dennoch nicht ohne
Schuld bleiben. 1994: Die
einen jubeln über das Ende
der Apartheid, andere sind
voll Hass und befürchten
den Untergang des Landes.
Nach einem Bombenan-
schlag geht die Polizei
einem Hinweis nach. Rast
zu einer Hütte, erschießt
alle Bewohner und hat
Unschuldige erwischt.
Colonel Vaughn de Vries
kommt zu spät, sieht das
Massaker an der schwar-
zen Familie; ihm wird be-
fohlen, darüber zu schwei-
gen. Jahrzehnte später
wird er mit dem Mord an
einer weißen Millionärin
befasst. Mendelson ist trotz
aller Drastik ein feinfüh-
liger Chronist von Zwi-
schentönen. Das immer
noch schwierige Verhältnis
zwischen Schwarzen und
Weißen ist ein Leitmotiv
seiner herausragenden
Werke. Ingeborg Sperl

(www.krimiblog.at)

Paul Mendelson, „Die Straße ins
Dunkel“. Deutsch: Jürgen Bürger.
€ 17,50 / 395 Seiten. Rowohlt,
Reinbek/Hamburg 2016

Agenda Lesen – ab zehn Thriller

Befehl zu
schweigenschweigensch

UnglaublichesUnglaublichesUnglau
Wunderkind

D iese Bilder brau-
chen keinen Be-
gleittext. Ihre
Sprache ist deut-

lich und eindeutig. 1973
zum ersten Mal erschie-
nen, haben sie in der nun
vorgelegten Neuauflage
nichts an ihrer Stärke ver-
loren. AlleAlleA Jahre wieder
saust der Presslufthammer
nieder oder Die Verände-
rung der Landschaft heißt
die Bildersammlung (ab
vier Jahren). In sieben
großflächigen Illustratio-
nen zeigt Jörg Müller, wie
sich ein Flecken Erde über
die Jahre verändert. 1953
herrscht noch Idylle. Kühe
grasen, Kinder spielen
an einem Teich. Gleiche
Landschaft, die Situation
im Jahr 1972: Autos bret-
tern über eine Straße, über-
all Beton, dazwischen ein
trauriger Kinderspielplatz.
Müllers aktueller Kommen-
tar zu seiner Arbeit von
damals fällt ernüchternd
aus: „Heute ist der damali-
ge Optimismus einer Zu-
kunftsskepsis und einem
viel größeren Umweltbe-
wusstsein gewichen, aber
die Zerstörung geht unge-
bremst weiter, allenfalls
mit einem schlechten
Gewissen.“ Nicht nur der
Satz sollte nachdenklich
machen – die Bildersamm-
lung wirkt. Peter Mayr

Jörg Müller, „Alle Jahre wieder
saust der Presslufthammer nieder
oder Die Veränderung der Land-
schaft“. € 25,70 / 7 Bildtafeln, Fi-
scher-Verlag, Frankfurt/Main 2016

Kinderbuch

Bilder einer
Zerstörung

Samstag, 21. Jänner 2017

(1) Eckart VON HIRSCHHAUSEN
Wunder wirkenWunder
Rowohlt, € 20,60
(2) Roger WILLEMSEN
Werwir waren
S. Fischer, € 12,40
(3) Peter WOHLLEBEN
Das geheime Leben der Bäume
Ludwig, € 30,90
(4) Andrea WULF
Alexander von Humboldt und die ...
C. Bertelsmann, € 25,70
(12) Gerhard WISNEWSKI
verheimlicht–vertuscht–vergessen2017
Kopp, € 15,40
(6) Horst LICHTER
Keine Zeit für Arschlöcher!
Gräfe und Unzer, € 17,50
(5) Peter WOHLLEBEN
Das Seelenleben der Tiere
Ludwig, € 20,60
(11) Dalai Lama
Der Appell des Dalai Lama an dieWelt
Benevento, € 4,99
(8) Carolin EMCKE
Gegen den Hass
S. Fischer, € 20,60
(7) Andreas ENGLISCH
Franziskus
C. Bertelsmann, € 25,70

(1) Sebastian FITZEK
Das Paket
Droemer/Knaur, € 20,60
(2) Joanne K. ROWLING
Harry Potter und das verwunschene Kind
Carlsen, € 20,60
(neu) Elena FERRANTE
Die Geschichte eines neuen Namens
Suhrkamp, € 25,70
(3) Elena FERRANTE
Meine geniale Freundin
Suhrkamp, € 22,70
(4) Nele NEUHAUS
Im Wald
Ullstein Hc, € 22,70
(neu) Douglas PRESTON, Lincoln CHILD
Demon. Sumpf der Toten
Knaur, € 20,60
(5) Simon BECKETT
Totenfang
Wunderlich, € 23,60
(neu) Martin WALSER
Statt etwas oder Der letzte Rank
Rowohlt, € 17,50
(10) Jilliane HOFFMAN
Insomnia
Wunderlich, € 20,60
(7) Charlotte LINK
Die Entscheidung
Blanvalet, € 23,70

SPIEGEL – Belletristik

SPIEGEL – Sachbuch
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K ommenSie rein, kommen
Sie rein!“ Kaum ist die
Wohnungstür geöffnet,
ist die 100-jährige Marga-

rete bereits in der Küche ver-
schwunden. „Nehmen Sie schon
mal Platz, ich bin gleich da.“ We-
nig später kommt sie mit einem
Tablett mit Kaffee undKuchen ins
Wohnzimmer getrappelt. „Wo
sind Sie denn? Ich sehe ja fast
nichts mehr.“ Setzt sich aufs Sofa,
schnauft einmal durch und legt
los. „Nun sagen Sie! Was wollen
Sie denn wissen?“
Margarete Schütte-Lihotzkys

wechselhaftes Leben überdauerte
ein Jahrhundert. 1897 geboren,
2000 im Alter von stattlichen 103
Jahren verstorben, gilt sie bis heu-
te als unangefochtenerMythosder
Architekturgeschichte des 20.
Jahrhunderts. Die Nachschlage-
werke rühmen sie als „ersteArchi-
tektin Österreichs“, als „Pionierin
der sozialen Architektur“, als „Er-
finderin der Frankfurter Küche“,
als „Aktivistin der Frauenbewe-
gungen“, als „Heldin des Wider-
stands gegen die Nazi-Diktatur“.
Morgen, Sonntag, wird sie anläss-
lich ihres 120. Geburtstags mit
einer Lesung imWiener Filmcasi-
no geehrt.
Die Architektin, Stadtplane-

rin und Widerstandskämpferin
Schütte-Lihotzky ist mit Adolf
Loos, Béla Bártok und Max Rein-
hardt befreundet. Sie arbeitet in
Wien und Frankfurt, wo sie sich
vor allem im sozialen Wohnbau
engagiert, in Rotterdam, Paris, So-
fia, Moskau und Magnitogorsk.
Sie unternimmt Reisen nach Chi-
cago, nach Japan und nach China,
wo sie für das chinesische Unter-
richtsministerium Richtlinien für
den Bau vonKindergärten erstellt.
1939wird sie an dieAcadémie des
Beaux Arts nach Istanbul berufen.
„Eswar schön“, sagt sie im Inter-

view. „Ich habe Herbert Eich-
holzer kennengelernt und mich
seiner antifaschistischen Wider-
standsgruppe angeschlossen.
Doch ich konnte dort einfachnicht
bleiben.“ In ihren 1985 erschiene-
nen Erinnerungen aus demWider-
stand schreibt sie dazu: „Oft frag-
ten mich nach 1945 verschiedens-
te Leute, auch solche, die keines-
wegs Nazis waren, warum ich
denn aus dem sicheren Ausland
nach Wien gefahren bin. Immer
wieder empört mich diese Frage,
immerwiederbin ichentsetztüber
die mir so fremdeWelt, in der die-
se Frage überhaupt eine Frage ist.“
Nach nur wenigen Wochen in

Wien,wo sie imUntergrund gegen
das Nazi-Regime zu kämpfen be-
ginnt, wird Schütte-Lihotzky ver-
haftet. Sie wird ins Gestapo-
Hauptquartier amMorzinplatz ge-

bracht. Sie wird verhört, geschla-
gen und gefoltert. Nach einigen
Monaten in der Gefängniszelle
muss sie sich vor dem Berliner
Volksgericht verantworten. „End-
lich betraten die Mitglieder des
Volksgerichtshofes den Saal. Es
waren sieben Gestalten, wie sie
für einen Film nicht hätten typi-
scher ausgewählt werden kön-
nen“, schreibt sie in ihrenMemoi-
ren. „Hinter diesen gespensti-
schen Gestalten prangte ein gro-
ßes Hitlerbild.“
Schütte-Lihotzky wird zu Tode

verurteilt. Der Enthauptung, die
ihren Kollegen widerfahren ist,
entkommt sie nur knapp, indem
ihrMannWilhelm Schütte im tür-
kischen Unterrichtsministerium
inAnkara für sie einenArbeitsver-
trag mit Briefpapier und Stempel
fälscht. Nachdem das Nazi-
Deutschlanddamals umdieGunst
der neutralen Türkei buhlte, wird
Schütte-Lihotzkys Todesurteil zu
15 Jahren Zuchthaus umgewan-
delt. „Eine Lebensrettung aus lau-
ter glücklichen Umständen und
Zufällen. Wäre ein einziger dieser
Umstände ausgefallen … ich wäre
seit Jahrzehnten tot.“

Margarete Schütte-Lihotzky
sitzt auf der Couch, erzählt aus
ihrem Leben, nimmt einen
Schluck Kaffee. Über ihre unzäh-
ligenWohnbautenundKindergär-
ten in Deutschland und Russland,
über ihre Tätigkeit in Kuba, in der
DDR sowie für die Uno, über die
ihr aufgrund ihrer kommunisti-
schen Vergangenheit
entgegengebrachte Ig-
noranz im Österreich
entgegengebrachte

Österreich
entgegengebrachte Ig-

Österreich
Ig-

der Nachkriegsjahre
spricht sie wenig. Die
stets mit ihr in Verbin-
dung gebrachte Frank-
furter Küche jedoch,
die mit ihren kurzen
Wegen, ausgewählten
Materialien und wohl überlegten
Handgriffen den Alltag vieler
Frauen revolutionierte und die in
den Frankfurter Wohnsiedlungen
der späten Zwanzigerjahre rund
10.000Mal gebautwurde, erwähnt
sie mit keinem einzigen Wort.
Die unausweichliche Frage. Es

muss sein.Wie sind Sie eigentlich
damit umgegangen, dass Ihre
Arbeit so oft auf die Frankfurter
Küche reduziert wird? Das be-
schwingte und beredte Lächeln

erstarrt. Kurz wird der Kopf ge-
schüttelt. Dann wird lauter Ärger

Kopf
Ärger

Kopf ge-
Ärger

ge-

in die Stimmegepresst: „Wenn ich
gewusst hätte, dass alle immer nur
davon reden, hätte ich diese ver-
dammte Küche nie gebaut!“
Schweigende Sekunden der Reue.
„Margarete Schütte-Lihotzky

war nicht nur eine großartige und
unverzichtbare Archi-
tektin“, sagt die Wie-
ner Schauspielerin Ka-
tharina Stemberger,
„sondern vor allem
auch eine Pionierin im
Widerstand gegenböse
Kräfte. Sie war frei von
jedem Dogma und hat
mit Mut und Vitalität

in die Zukunft geblickt – auch in
solchen Momenten, wo es für sie
kaum noch eine Zukunft zu geben
schien.“ Stembergerwird ammor-
gigen Sonntag aus Schütte-Lihotz-
kys Memoiren lesen. Die Jubilä-
umsveranstaltung geht auf eine
Initiative der Bezirksvertretung
Margareten zurück.
„Angesichts der politischen Si-

tuation, die heute in vielen Teilen
der Erde zu beobachten ist unddie
die Demokratiemehr undmehr zu

untergraben droht“, so Stember-
ger, „ist Schütte-Lihotzkys Erbe
hochaktuell. Die Nationalstaat-
lichkeit blüht, der Rassismus und
Rechtsextremismus nimmt zu,
undwenn ichmir die weltweit zy-
nischen Ungenauigkeiten über
angebliche Wirtschaftsmigration
ansehe, die vor laufender Kamera
breitgetreten werden, dann kom-
me ich aus dem Speiben nicht
mehr heraus.“
Wie dereinst die Wiener Archi-

tektin Margarete Schütte-Lihotz-
ky, meint Stemberger, müsse uns
klar werden, dass wir alle einen
aktivenund realenBeitrag für jene
Welt leistenmüssen, in der wir le-
ben wollen. „Das ist in nur weni-
gen Köpfen und Herzen angekom-
men.Die neoliberale Biedermeier-
Blase, in der wir heute leben, wird
bald platzen.“

„Und jetzt? Zum 120. Geburtstag von
Margarete Schütte-Lihotzky“, Sonntag,
22. Jänner, um 11 Uhr. Begleitet wird die
Veranstaltung von Kurzdokus (Robert
Rotifer, Uwe Bolius, Robert Angst) und
Musik (Maren Rahmann). Filmcasino,
Margaretenstraße 78, 1050Wien.

Erste Architektin Österreichs, Erfinderin der Frankfurter Küche, Heldin des Widerstands: Margarete Schütte-Lihotzky (1897–2000) in ihrer
Wohnung in Wien-Margareten: „Warum ich aus dem sicheren Ausland nach Wien gefahren bin? Immer wieder empört mich diese Frage.“

DieWienerArchitArchitA ektinundWiderstandskämpferinMargareteSchütte-Lihotzky setzte sich ihrLeben lang für
eine sozialeundmenschenwürdigchenwürdigchen eWelt ein.Zum120.Geburtstagwirdnun ihrer gedacht.

„Diese verdammte Küche!“
Wojciech Czaja
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Die Klebebandfiguren des US-Künstlers Mark Jenkins treiben in Flüssen, baumeln von Dächern oder stecken wie hier den
Kopf in die Wand. Die Installation in Washington erinnert auch an Arbeiten des österreichischen Künstlers Erwin Wurm.
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INTERVIEW:Karin Bauer

Standadad rd:ard:a Die Auflösung der hier-
archischen Kasten in die einen, die
anschaffen, und die anderen, die
ausführen: der AnfangAnfangA von Demo-
kratie in der Firma?
Lang: Das hat Elemente einer De-
mokratie, die uns aus unserer Re-
publik bekannt sind. Das ist eine
Anmutung, wird dem politischen
Begriff aber nicht gerecht. Es geht
auch nicht darum, sondern um et-
was Drittes: Mehr Selbstorganisa-
tion wird zugelassen, um in Orga-
nisationen flexibler, antwortfähi-
ger, schneller zu werden. Das ist
das Hauptmotiv für die neuen Ele-
mente in den Unternehmensorga-
nisationen.

Standadad rd:ard:a Die Machte Machte M verteilt sich
damit aber ein Stück weit von oben
nach weiter unten ...
Lang: Ja, allerdings bleibt die Sum-
me der Macht gleich, sie ver-
schiebt sich lediglich. Das bedeu-
tet Machtspiele und -strategien in
anderer Form. Abgeschafft ist
Machtgerangel dadurch nicht. Es
sind einfach neue Stakeholder,
Lobbyisten und Interessen im
Spiel. Das hat immer zwei Sei-
ten ... Es können auch Parallel-
organisationen entstehen – das
kennenwir ja auch aus der Sozial-
partnerschaft und ihren Ausfor-
mungen in Unternehmen.

Standadad rd:ard:a Wo ist die Negative?
Lang: Dort, wo Chefs „demokra-
tisch“ gewählt werden, geht es
auch um Wählergunst und damit
um neue wechselseitige Abhän-
gigkeiten, um das Vermeiden un-
populärer Entscheidungen, um
dieBalance zwischenMachterhalt
und langfristigem Denken. Diese
Phänomene sehenwir auch in Fir-
men, in denenmit der Beurteilung
der Führungskräfte durch Mit-
arbeiter wirklich etwas gemacht
wird. Wo solches Feedback nicht
nur ein „happy sheet“ ist. Da stel-
len sich dann Beurteilungs- Be-
wertungs- und Gratifikationsfra-
gen anders.

Standadad rd:ard:a Sie beraten Unterneh-
men, die sich der Holacracy wid-
men wollen. Wo liegen die Heils-
erwartungen,wo, damit verbunden,
die Missverständnisse?
Lang: Holacracy wird heiß disku-
tiert. Die einen schwärmen von
„Organisationen ohneHierarchie“.
Andere sprechen von „Sozialro-
mantik“. Es wird an einem heik-
len Thema gerüttelt: Verantwor-
tung. Denn Holacracy hinterfragt
unseren Umgang mit (Eigen-)Ver-
antwortung in Organisationen
fundamental. Abhängigkeit von
wenigenEntscheidernanderSpit-
ze wird durch Holacracy aufge-
löst. In Holacracy sind alle einge-
laden, für ihren Verantwortungs-
bereich Letztverantwortung zu
übernehmen. Salopp: Jeder führt.
Es geht um dezentrale Autorität,
es geht um verteilte Verantwor-
tung.

„Holacracy
wird heiß
diskutiertdiskutiertdisk “

Was demokratische
Elemente in Firmen bringen

MATTHIAS LANG
kommt aus der systemi-
schen Beratung, ist
Kogründer von dwarfs
and giants, dem ersten
„Holacracy-Provider“ in
Österreich. Foto: A. Chitsazan

D enkt man an klassische
Zusammenarbeit in Un-
ternehmen, haben wahr-
scheinlich nur wenige

Menschen dabei ein Rugby-Match
vor Augen. Eine Standardsitua-
tion aus diesemSpiel verleiht aber
einer – gar nicht mehr so neuen –
Organisationsform ihren Namen:
Im angeordneten Gedränge, auf
Englisch „scrum“, wird das Spiel
nach kleineren Regelverstößen
neu gestartet. Die Spieler stellen
sich einander gegenüber auf, ver-
schachteln sich dann ineinander
und versuchen auf Anordnung
des Schiedsrichters durch ge-
meinsames Drücken den Gegner
wegzuschieben, um den Ball für
das eigene Team freizugeben.
Vom Sportplatz ins Unternehmen
übertragen, meint die Analogie,
dass Teams als kleine, selbstorga-
nisierte Einheiten arbeiten und
von außen nur eine Richtung vor-
gegeben bekommen – die Taktik,
wie sie das Ziel erreichen, bestim-
men die Teams aber selbst.
Unternehmer, die sich dafür

entschieden haben, Prozesse
nicht mehr hierarchisch, sondern
agil zu gestalten, sprechen gerne
vom „Ende desManagements, wie
wir es kennen“.
Das sagt auch Brian Robertson

mit seinem Buch über Holacracy
– dem derzeit vermutlich meist-
diskutierten Werk zur Neugestal-
tung von Organisationen. Es geht
um ein „neues Betriebssystem für

Organisationen“, das vor allemauf
eines abzielt: Arbeit zu organisie-
ren und nicht die Menschen, die
dieseArbeit verrichten.Damitwird
Holacracy zu einer Organisations-
praxis, der ein fundamental ande-
resParadigmazugrunde liegt.Wäh-
rend herkömmliche Organisatio-
nen seit über 100 Jahren versu-
chen, Koordination und Ordnung
über Managementhierarchien zu
erreichen, basiert Holacracy auf
den Prinzipien der verteilten Au-
torität und Selbstorganisation.
DieGrundidee: In ei-

nemüberHolacracyor-
ganisierten Unterneh-
men hat ein Organi-
sationsmitglied keine
hierarchischePosition,
sondernmeistmehrere
Rollen. Verschiedene
Rollen, die zur Erfül-
lung von Aufgaben zu-
sammengehören, werden in so-
genannten Kreisen zusammenge-
fasst. Organisationsmitglieder ge-
hörenhäufigmehrerenKreisenan,
daher handelt es sich bei Kreisen
auch nicht um Teams. Führung
wird bei Holacracy ganz anders
konzipiert: So etwas wie „meine
Chefin“ oder „mein Mitarbeiter“
gibt es nicht mehr. Autorität wird
verteilt, d. h. einzelneRollen tragen
Letztverantwortung für Entschei-
dungen. Alle Führungs- undKoor-
dinationsaufgabenwerden inmeh-
reren Rollen und Prozessen struk-
turiert. Und in speziell designten

Meetings werden Entscheidungen
nach neuen Spielregeln getroffen.
Die Verantwortung bleibt dabei
bei der jeweiligen Rolle, und
gleichzeitig kann die Gruppe bei
Entscheidungen mitwirken.
Holacracy hat ihre Wurzeln in

der Soziokratie und in agilen Be-
wegungen wie eben Scrum.
Rundherumund in ihremGefol-

ge ist viel die Rede von „demokra-
tischer Organisation“ in Unterneh-
men, von Augenhöhe, Mitbestim-
mung und -gestaltung. Die gute al-

teMitarbeiterbefragung
soll auchnurmehrdort
eingesetzt werden, wo
mit den Ergebnissen
tatsächlich etwas ge-
macht wird. Und über-
haupt: Die jungen Ge-
nerationenwollen jaso-
wieso keinen Chef
mehr und nehmen

Funktionen, gespeistmit demWis-
sen und der Expertise von gestern
nicht mehr ernst – höchstens um
permanentFeedbackundAnerken-
nungzuerhalten.Plus:DieTeilung
in jene,dieChefs sind,denkenund
anschaffen und jene, die keine
Chefs sind und nicht denken und
ausführen, ist eh von vorgestern.
Dazwischen arbeiten schonPio-

niere, bei denen die Führungs-
kräfte tatsächlich „von unten“ ge-
wählt werden oder die ihre Bosse
gleich ganz abgeschafft haben.
Zieht tatsächlich Demokratie

in Unternehmen ein? Matthias

Lang, „evolutionary catalyst“, al-
so Gründer und Miteigentümer
des Holacracy-Beratungsunterneh-
mens dwarfs and giants, appelliert
zur Vorsicht bei begrifflichen
Schubladen zwischen „den Polari-
tätenHierarchie undDemokratie“.
Ja, die Verteilung von Verantwor-
tung inOrganisationenändere sich
gerade, allerdings erinnert er an
die Motive dafür: Firmen wollen
undmüssen agiler, flexibler, „ant-
wortfähiger“ werden, dazu auch
Kaskaden hierarchischer Freiga-
ben umgehen und folglich Macht
(etwa an Teams) abgeben. Zudem
gehe es um Mitarbeiterzufrieden-
heit und Sinnerleben durch Ent-
scheidungsfreiräume und natür-
lich auch um die Attraktivität als
Arbeitgeber mit neuen „demokra-
tischen“ Schlagworten.
Interessant dazu der Hernstein-

Management-Report (750 befragte
Manager): Das Gros sagt, der
stärkste Veränderungsdruck kom-
me nicht von der Digitalisierung
oder vomMarkt, sondern „von in-
nen mit Ansprüchen an Teilhabe,
Mitbestimmung und Selbstorga-
nisation“.
Die Befragten gehen davon aus,

dass Führung dezentraler wird,
sich die Hierarchien verflachen
undklassischeLinienführung von
Führung durch Projekte und late-
rale Führung ersetzt wird. 30 Pro-
zent erwarten, dass klassische
Führung ganz durch Selbstfüh-
rung ersetzt wird. (kbau)

Der alte Chef dient aust aust a
Mitbestimmung, flache Hierarchien und Selbstorganisation. Chefs müssen ihre Macht teilen.

Demokratie in Staaten unter Druck – und in den Betrieben am Erwachen?

KarrierenSKarrierenSK tandtandta ardndardnd
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Die weltweite Propagandakampagne „Obey Giant“ („Gehorche dem Riesen“) des US-Grafikdesigners Shepard Fairey verfolgt einzig den
Zweck, Menschen für die Mechanismen von Propaganda zu senibilisieren. Als triviales Motiv diente ihm das Gesicht eines Wrestlers.
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Persönliche Erinnerungen an das Leben in einem autoritären Staat

Lara Hagen

P ack das Buch lieber in
deinen Rucksack“, sagte
mein singapurischer Be-
gleiter am Rückweg un-

seres gemeinsamen Tagestrips in
die nächstgelegene malaysische
Stadt.Wie einen Schatz trug ich es
im Sackerl vor mir her – denn
schließlichmusste ich es auch lan-
ge genug suchen und dafür eine
Landesgrenze überqueren. Ob-
wohl ich mittlerweile
einige Wochen im süd-
ostasiatischen Tiger-
staat wohnte und mich
in meiner Diplom-
arbeit mit dem autori-
tären System Singa-
purs auseinandersetz-
te, hatte ich das für vie-
le Einheimische selbst-
verständliche Verstecken, Ver-
heimlichen und Vergessen noch
nicht verinnerlicht. Ich hatte
schließlich auch noch keine Kon-
sequenzen zu spüren bekommen –
anders als mein Begleiter und vie-
le andere Gesprächspartner: ein
paar Tage Gefängnis für eine
Demonstration, Überwachung

Gefängnis
Überwachung

Gefängnis
we-

gen langjährigen Engagements
gegen die Todesstrafe, Geldstrafen
für bestimmte Blogbeiträge. Kon-
sequenzen, die man eben hinneh-
men musste, sagten sie mir.
Für Südostasien-Reisende ist

Singapur ein Traum: alles blitz-
blank, geregelter Verkehr, gängi-
ges Streetfood neben riesigen
Shoppingtempeln mit allen Fast-
foodkettenundGeschäften, denen
man nach Wochen im malaysi-
schen Dschungel oder am thailän-
dischen Strand gerne einen Be-
such abstattet. Moderne Gebäude
und perfekt geplante Gärten
neben Stadtteilen, in denen man
denkt,denkt, mittenmitten inin IndienIndien oderoder Chi-Chi-

na zu stehen. Dass es hier neben
der Todesstrafe auch noch immer
die Prügelstrafe gibt, Homosexua-
lität gesetzlich nicht geduldet
wird, dass es für die Presse soge-
nannte „out of bounds markers“
gibt – von der Regierung definier-
te Tabubereiche, über die besser
nicht berichtet wird – sowie Ju-
gendliche, die fürYoutube-Videos
ins Gefängnis gehen – das ver-
schwindethinterder schönenFas-
sade. Ein antidemokratisches Re-

gime – die allermeisten
denken an andere Län-
der als an Singapur.
Das effektivste Sys-

tem ist nicht das
mit der aufwendigsten
Zensur, sondern jenes,
das gar keine nötig hat
– daswardieThese, die
mich zum Thema und

auf diese Reise brachte. Nun saß
ich hier mit dem neu erstandenen
Buch und merkte, was diese Wor-
te heißen: Das Buch war in Singa-
pur nicht verboten. „Aber“, versi-
cherte mir mein Begleiter, „du
kannst noch lange danach suchen.
Kein Buchgeschäft wird es verkau-
fen oder für dich bestellen.“ Es
sind die Menschen selbst, die in
Singapur die Zensur für den Staat
übernehmen. Auch das hatte ich
in Wien schon gelesen, konnte es
vor Ort aber Tag für Tag erleben.
ZumBeispiel, als sich amweltwei-
tenTag gegendieTodesstrafe fünf-
zehnLeute in einemkleinenRaum
zum Gedenken an Opfer trafen,
während sich draußen lange
Schlangen vor den Einkaufszent-
ren bildeten – das neue iPhone
kam auf denMarkt und beherrsch-
te das nationale Interesse.
Die Stabilität und den Wohl-

stand wertschätzen, lieber nichts
riskieren und tun, was laut Regie-
rungrung getangetan werdenwerden muss:muss: GlaubtGlaubt

man der Peoples Action Party, die
den Staat seit seiner Gründung
1965 regiert, gehören einge-
schränkte Freiheitsrechte eben zu
den Abstrichen, die für erfolgrei-
ches Zusammenleben in Kauf ge-
nommen werden müssen. Kein
Wunder: Denn zu Beginn stand
das kleine Land ohne Rohstoffe,
aber mit einer potenziell explosi-
ven ethnischen Vielfalt da. Das
„Überleben“ wurde zur wichtigs-
ten Regierungsrationalität, und so

wurde von A bis Z alles von der
Regierung durchgeplant. Auch
heute noch wird vorgeschrieben,
wie viele Familien mit malayi-
schen, indischen oder chinesi-
schen Wurzeln in welchem
Wohnblock wohnen dürfen.
Wir passierten mittlerweile die

Grenze, und das Buch war tief im
Rucksack verstaut. Der britische
Autor Alan Shadrake widmet sich
darin ausführlich der Todesstrafe
in Singapur und gibt unter ande-

rem ein Gesprächmit dem ehema-
ligen einzigen Henker des Landes
wider. Natürlich sah die Regie-
rungdieHarmonie inSingapur ge-
fährdet. Für Shadrake hieß das
mehrere Wochen Gefängnis und
horrende Geldstrafe. Das Buch las
ich in den folgenden Tagen nicht
wie die andere Lektüre draußen in
denParks, sondern imZimmer da-
heim. Irgendwie hatte ich mich
doch an die Realität vieler Singa-
purer gewöhnt.

Ein Tagestrip fürp fürp f ein Buch
Autoritarismus – das geht auch ganz leise und ohne staatliche Zensur. In Singapur sind es die Menschen selbst,

die die Zensur für den Staat übernehmen. Erinnerungen an eine Forschungsreise für die Diplomarbeit.

Personaler ringen um Wandel
HaysHaysHa : Change-Kompetenzen sind Thema Nummer eins

Wien – Die Digitalisierung ändert
die Handlungsfelder für Personal-
verantwortliche (HR): Der neue
HR-Report desPersonaldienstleis-
ters Hays sieht für Österreich die
Weiterentwicklung der Unter-
nehmenskultur auf dem ersten
Platz. Topthemen Nummer zwei
und drei sind hierzulande mit je-
weils 34 Prozent der Ausbau des
Talentmanagements sowie die
Mitarbeiterbindung. Anders als in
Deutschland oder in der Schweiz
hat die Vorbereitung derMitarbei-
ter auf die digitale Transformation
noch nicht den vergleichbar ho-
hen Stellenwert.
Für den HR-Report befragte das

Institut für Beschäftigung und
Employability (IBE) erneut knapp
600 Unternehmen.
DiewichtigsteHerausforderung

bei der Gestaltung des digitalen
Wandels sehen die Befragten in
Österreich imManagen der immer
komplexer werdenden Zusam-
menarbeit ihrer Mitarbeiter, etwa
bei Projekten. Die bestehende

Führungskultur an flexible
Arbeitsmodelle anzupassen wird
als zweitwichtigste Herausforde-
rung bewertet (52 Prozent).
Die Bereitschaft der Mitarbeiter

zu fördern, sich aktiv auf Verän-
derungen einzulassen ist das Feld,
auf dem die Befragten den höchs-
ten Handlungsbedarf sehen (75
Prozent).
Hier sind, wie die Umfrage-

ergebnisse zeigen, in erster Linie
mentale Kompetenzen notwen-
dig, deren Vermittlung aber als
schwierig erachtet wird: 64 Pro-
zent betrachten es zudem als
schwierig, die Mitarbeiter auf die
Veränderungen in der Arbeitswelt
vorzubereiten und ihre Eigenver-
antwortung zu stärken.
Die gute Nachricht von Mark

Frost, Geschäftsführer von Hays
Österreich: „Beinahe 60 Prozent
der befragten Unternehmen pla-
nen weitere Neueinstellungen.“
Nur zwölf Prozent stellen derzeit
nicht ein und planen dies auch
nicht. (kbau)

Wien – Wie verdient man Geld?
Wie findet man Kunden? Wie
komme ich zuGeld?Wasmuss ich
formell beachten?
Unternehmensgründungen

werfen eine Menge Fragen auf.
Manfred Reichl lässt sie erneut
von Unternehmern, Beratern, Ex-
perten beantworten –und inCases
ausarbeiten: Das Unternehmer-
training Mybizz geht im Februar
inWien indenzweitenDurchgang
und die Türen stehen erneut allen
offen – Hürden und Zugangsbe-
schränkungen gibt es nicht. An
drei Tagenwird abgedeckt, was zu
wissen und zu tun ist: Am ersten
Tag ist dies das Pitchtraining, am
zweiten Tag Verhandlungstrai-
ning und am dritten Tag Projekt-
management. Jeder Tagwird dann
mit einer umfangreichen Q&A-
Session zu allen Themen des Ta-
ges abgeschlossen.

pMybizz startet am 13.2.2017.
Details zum Programm, Infos und
Anmeldung unter: www.mybizz.at

MybizMybizMy z:
Hilfe & Training
fürs Gründen
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Das SchauspielerpaarKarola Niederhuber und
ReinholdMoritzwohnt mit Tochter Ilvie in einer

Altbauwohnung im neunten Bezirk, die in Eigenregie
renoviert wurde. Was ihnen noch fehlt, ist ein Balkon.

Generell gefällt uns bei Möbeln
ein Mix aus Alt und Neu. Es darf
nicht zu glatt sein. Manche unse-
rerMöbel stammen aus Berlin, wo
Karola einige Zeit gelebt hat. An-
dere haben wir vom Trödler oder
wurden uns von Freunden ge-
schenkt. Unsere Kredenz etwa ha-
ben wir von einer Freundin aus
dem Burgenland bekommen. Das
war das Hochzeitsgeschenk ihrer
Mutter. Wir haben sie unter fach-
kundiger Anleitung restauriert.
So wie heute schaut es hier

nicht aus, sobald unsere Tochter
daheim ist. Wir haben erst vor
einer Stunde, nachdem wir Ilvie
in den Kindergarten gebracht ha-

ben, überhaupt mit
dem Aufräumen be-
gonnen und dabei

die „Autobahnen“, die sie derzeit
mit ihrer Kleidung am liebsten
durch die ganze Wohnung baut,
weggeräumt.
Im Sommer ist diese Wohnung

toll, weil es imAltbau auch bei der
größten Hitze kühl bleibt. Außer-
dem ist es hier herrlich ruhig,
wenn nicht gerade, so wie jetzt, ir-
gendwo in der Nachbarschaft eine
Baustelle ist. Zwei entscheidende
Nachteile hat unsere Wohnung
aber: Sie ist relativ dunkel, wes-
halb wir auf Farben an den Wän-
den setzen: Lila, Grün und Rosa
zumBeispiel. Der zweiteNachteil:

PROTOKOLL:Franziska Zoidl

Vor 14 Jahren, als diese
Wohnung frei wurde, war

das hier eine Kategorie-C-Woh-
nung. Daswar eine komplett abge-
rockte Wohnung mit hundert
unterschiedlichen Böden. Reini,
gelernter Elektriker, hat dann ein
halbes Jahr wie ein Wahnsinniger
gehackelt und das meiste selbst
oder mit Freunden
gemacht – Heizun-
gen eingebaut, die
ganze Elektrik neu gemacht, die
Böden rausgerissen, bei derKüche
einen Mauerdurchbruch gemacht
und ein Bad eingebaut.
2011 sind wir zusammengezo-

gen. Gemeinsam haben wir dann
die 94 Quadratmeter große Woh-
nung farblich neu gestaltet. Mit
der Geburt unserer Tochter Ilvie
vor drei Jahren wurde aus unse-
rem Büro ein Kinderzimmer.
Überhaupt verändert sich bei uns
ständig etwas: Demnächst wollen
wir uns eine neue Küche zulegen.
Es wird eine Ikea-Küche werden,
aber mit Elementen vom Tischler.

Die Zimmer sind schlauchförmig
aneinandergereiht. Jedes Zimmer
ist also ein Durchgangszimmer.
Aber in gewisser Hinsicht passt
die Anordnung auch: Vorne, in
der Küche ist immer urviel los,
weil wir oft Besuch von Theater-
leuten haben. Und je weiter es
nach hinten geht, umso privater
und ruhiger werden die Räume.
Seit Ilvies Geburt leisten wir uns

außerdem einen besonderen Lu-
xus: Damals wurde die Wohnung
direkt unter uns frei. Wir haben
sie angemietet und nutzen sie nun
als unser Büro.
Bilder hängen bei uns keine an

derWand. Das ist in derWohnung
ein bisschen problematisch mit
dem Gemäuer, das sehr brüchig
ist. Am ehesten würde uns eine
Wand mit vielen kleinen Bildern
gefallen, die ein großes Bild er-
geben.
Wovonwir träumen?Wirhätten

so gerne einen Balkon! Allein die
Vorstellung, dass man einfach die
Tür aufmachen und den Früh-
stückskaffee draußen trinken
kann, macht uns glücklich. Aber
ob wir das jemals schaffen? Dafür
ist nämlich das Einverständnis
sämtlicher 30Eigentümer inunse-
remHaus nötig – und die sind laut
Hausverwaltung über die ganze
Welt verstreut. Einige sollen nicht
einmalmehr auffindbar sein.Aber
das wird unser großes Projekt für
2017.
Unsere Wohnung mit Balkon –

das wäre schon recht nahe an
unserem Wohntraum. Und falls
dieser Traum irgendwann einmal
Wirklichkeit wird, dann würden
wir auch gleich einen kleinen
Durchgang bauen, damit die Zim-
mer separat begehbar
sind.

Karola Niederhuber, geboren
1976 in Linz, studierte an
den Performing Arts Studios
Vienna und war u. a. bei den
BerlinerKammerspielenund
amSchauspielhausWien en-
gagiert. Im Fernsehen zu se-
hen war sie u. a. in Soko Do-
nau und im Landkrimi Der
Tote am Teich. 2015 erschien
ihr Gedichtband Der rote
Hut. Reinhold Moritz, geboren
1966 in Eisenstadt, wurde
am Wiener Graumann-Thea-
ter ausgebildet und war u. a.
am Landestheater Linz und
am Volkstheater Wien enga-
giert. Er spielte im Film At-
men und in Copstories mit.
Ab 23. Jänner sind die beiden
in Die großen Kinder unsrer
Zeit im Theater Drachengas-
se zu sehen.

WOHWOHNGENGESPRÄSPRÄCHCH
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Karola Niederhuber und Reinhold Moritz in ihrem Wohnzimmer, wo sie zwischen neuen und alten Möbelstücken, aber ganz ohne Bilder an der Wand leben.

Das wars wars w einmal eine komplett abgerockteockteock Wohnung
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„

DURCHSDURCHSDUR TARTEN
ins neue Jahr. MJahr. MJahr it
den Immobilien
von EHL.

www.ehl.at

Wir leben
Immobilien.

www.wohnung.at

WOHNTRÄUME
in 1140 Wien

Für nähere Informationen
kontaktieren Sie bitte
Frau Barbara Mayrhofer
unter +43-1-512 76 90-414
oder b.mayrhofer@ehl.at

2-4 Zimmer Wohnungen

Balkone und Terrassen

Hochwertige Ausstattung

Tiefgarage im Haus

Ausgezeichnete
Verkehrsanbindung

Kaufpreis ab EUR 186.000,-
HWB 26 kWh/m²a

Wohnen am Baumgartner-Casino-Park I

FertIgstellung

mItte 2018

informationen
02236 865 068
mail@seeste.at

WWW.seeste.at
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Das Hohe HausHausHa wird saniert und zieht in ein Übergangsquartier

Abgeordnete und Parlamentsmitarbeiter müssen
für drei Jahre umziehen, weil der historische Bau
am Ring saniert wird. Sie kommen in Pavillons auf

dem Heldenplatz und im Bibliothekshof unter.
Das Hohe Haus gelobt eine Entrümpelung.

Ein Parlament
finfinf det

Unterschlupf

Lukas Kapeller

D as Parlament rückt nah
an die Hofburg. Wer nun
Alexander Van der Bel-
len im Machtrausch ver-

mutet, sei beruhigt. Die Annähe-
rung ist nur eine räumliche.
Die Nationalratssitzungen wer-

den ab dem Sommer sogar in der
Hofburg selbst, im Großen Re-
doutensaal abgehalten. Für die
Sitzungen des Bundesrats soll der
Saal optisch verkleinert werden.
Der parlamentarische Hinter-
grundbetrieb wird in dieser Zeit
größtenteils in sogenannten Pavil-
lons laufen. Insgesamtdrei tempo-
räre Büropavillons werden gerade
hochgezogen, zwei dreistöckige
auf demHeldenplatz und ein vier-
stöckiger im Bibliothekshof. Die
BüroswerdennacheinemBaukas-
tensystem errichtet.
Schnörkellose Quader auf dem

Heldenplatz – zu viel für manche.
Der Chefredakteur von krone.at
tobte kürzlich auf Twitter, die
„Bonzenschachteln“ würde er, vor-
geblich aus optischenGründen, am
liebsten „wegsprengen“. In der Par-
lamentsdirektion zeigt man sich
hingegen als zufriedener Kunde.
Der stellvertretende Parlamentsdi-
rektor Alexis Wintoniak ist schon
mit demC-Wort unglücklich. Denn

„Container“ seien die temporären
Unterkünfte nicht. „Das ist schon
ein anderes Feeling“, schwärmt er
im StandStandSta andand rdarda -Gespräch.
Es ist ein großer Apparat, der

unter Wintoniaks Ägide
großer

Ägide
großer Apparat,

Ägide
Apparat,

übersie-
delt. 770 Personen werden sich
insgesamt auf Wanderschaft bege-
ben. Rund 450 Arbeitsplätze wer-
den in den drei Büroboxen mit
insgesamt 11.450 Quadratmeter
Nutzfläche untergebracht sein.
Hier sind Büros für Ab-
geordnete sowie füre füre f die
Mitarbeiter der Klubs
und der Parlamentsdi-
rektion geplant. 400
Mitarbeiter beschäftigt
allein die Parlaments-
direktion, die Hälfte
arbeitet für die Legisla-
tive, die andere in der
Administration, etwa Reinigung,
Technik und Sicherheit.
Gibt es für alle in der Parla-

mentsdirektion auch in den kom-
menden drei Jahren genug zu tun,
womandoch in kleinere Pavillons
zieht? „Ja, weil wir unsere Tech-
niker für denUmbau vor Ort brau-
chen und diese mit der Bauauf-Bauauf-Bauauf
sicht und dem Generalplaner an
der Sanierung mitwirken“, sagt
Wintoniak. Außerdem müssten
auch die Plenarsitzungen in der
Hofburg betreut werden. Er erin-

nert außerdem daran, dass die
Nebengebäude des Parlaments –
die in der Reichsratsstraße, Bar-
tensteingasse, Löwelstraße, Dobl-
hoffgasse gelegenen sowie das Pa-
lais Epstein – weiterhin genutzt
werden und auch diese in Schuss
gehalten werden müssten.
Höchstens 352,2 Millionen

Euro soll die Sanierung des 134
Jahre alten Theophil-Hansen-
Hauses kosten, das haben die Par-

teien einstimmig be-
schlossen. Die Ausga-
ben für die drei Jahre
im Ausweichquartier
schlagen mit bis zu
51,4Millionen Euro zu
Buche.
Die Nebengebäude

seien der Hauptgrund,
warum ein Umzug in

eine bestehende Immobilie, etwa
die ehemalige WU, nicht gewählt
wurde. „Das wäre für den Betrieb
des Parlaments nur möglich,
wennder gesamte Betrieb abgesie-
deltwordenwäre. Es gibt kein Par-
lament, in dem man zwischen
zwei Ausschüssen mit der Stra-
ßen- oder U-Bahn fahren muss.“
Für die parlamentarischen Mit-

arbeiter bedeuten die Pavillons
eine Entrümpelung ihrer Büros.
„Wir haben je acht Kartons be-
kommen“, erzählt eineMitarbeite-

Keine Street-Art, aber als Motiv interessant: Im politischen Straßenkampf der Zwischenkriegszeit
spielten Graffiraffiraf tis eine gewichtige Rolle. Heute duellieren sich Subkulturen, Gangs und Aktivisten.
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zent digitalisieren, zehn Prozent
einpacken, nennt Wintoniak als
Ziel. Manche liebgewonnenen,
aber altmodischen Einrichtungen
wird es nach der Rückkehr nicht
mehr geben. Bis heute werden
etwa Akte im Parlamentsgebäude
via Rohrpost verschickt. Nur bei
der Sicherheitsarchitektur gibt
man sich in der Parlamentsdirek-
tion schmallippig. Diese sei kom-
plex, aber nicht für die Öffentlich-
keit bestimmt. In den Pavillons
wird es aber Eingangskontrollen
und wohl auch Schleusen geben.
Für den Bau der Ausweichquar-

tiere zeichnet die Strabag gemein-
sam mit Lukas Lang Building
Technologies verantwortlich. Die
vorwiegend ausHolz bestehenden
Pavillons liefert Lukas Lang, die
Strabag baut Betonkerne mit
Stiegenhaus und Aufzug. Tech-
nisch gesehen sei es für Lukas
Lang einerlei, ob man – wie bei
früheren Aufträgen – eine Sied-
lung von Einfamilienhäusern am
Schwarzlsee bei Graz, ein Kinder-
hospiz im Burgenland oder Parla-
mentsbüros am Heldenplatz er-
richtet, sagt Geschäftsführer
Christian Leitner zum Standadad rd.ard.a
Die Beobachtung des Baufort-
schritts sei allerdings etwas inten-
siver, erzählt er und lächelt. Die

Firma mit Sitz in Wien-Hietzing
baut die Pavillons wie alle ihre
Häuser nach dem Matador-Prin-
zip. Holzbauteile werden an die
Baustelle geliefert und vorOrt ver-
schraubt. Träger, Säulen und
Dach sind aus Holz, Schraub- und
Steckverbindungen aus Stahl.
Das Baukastensystem habe für

das Parlament den Vorteil, dass
Büros sich auch nach Fertigstel-
lung noch leicht vergrößern oder
verkleinern ließen, selbst äußere
Umbauten seien nachträglich
möglich. Vor allem aber sei die
Modulbauweise ökologisch nach-
haltig, da sich die Bauteile wieder-
verwenden lassen, sagt Leitner.
„Das Ziel ist natürlich, dass die
Komponenten nachher in einer
anderen Weise eingesetzt wer-
den.“ Das temporäre Parlament
würde sozusagen eine Gebäude-
Reinkarnation erleben. „Man
könnte zehn schöne Kindergärten
daraus bauen“, sagt Leitner.
Erst einmal stehendrei Jahremit

diesenMaschinenräumen der par-
lamentarischen Demokratie vor
der Tür. Vor der Premiere in der
Hofburg kündigt Wintoniak inter-
ne „Trockenübungen“ an. Man
werde zum Beispiel „eine Sitzung
des Nationalrats, des Bundesrats,
eine Ausschusssitzung und einen
Staatsbesuch simulieren“.

www.derrosenhuegel.at
T. 050626 - 6886
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Eigentumswumswohnohnungungen

Wir
legen
Ihnen
Hietzing
zu
Füßen.

• Wohnungsgrößen von 50 –163 m2

• Großzügige Freiflächen: jede Wohnung
mit Balkon, Terrasse oder Eigengarten

• Moderne Architektur eingebettet in eine grüne Parklandschaft

• Tiefgarage, Fitnessraum, Saunen, Fahrradgaragen u.v.m.

• Raumhöhe: 2,7 m


